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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

3 — 42100 — 2513/60 III 

Bonn, den 24. März 1960 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be-
schlossenen 

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Ände

-

rung und Überleitung von Vorschriften auf 

dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes 

mit Begründung sowie das Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts vom 13. Juni 1959 — BVerwG I C 66.57 — und eine 
Synoptische Gegenüberstellung (Anlage 1). Ich bitte, die Be-
schlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 216. Sitzung am 18. März 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Ge-
setz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 
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Anlage 1 

Entwurf eines Sechsten Gesetzes 

zur Änderung und Überleitung von Vorschriften auf dem Gebiet 

des gewerblichen Rechtsschutzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Patentgesetzes 

§ 1 • 
Das Patentgesetz vom 5. Mai 1936 (Reichs-

gesetzbl. II S. 117) in der Fassung vom 18. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl, I S. 625) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Erfindungen, deren Verwertung den Ge-
setzen oder guten Sitten zuwiderlaufen 
würde, soweit es sich nicht um Gesetze 
handelt, die nur das Feilhalten oder Inver-
kehrbringen des Gegenstands der Erfin-
dung oder, wenn Gegenstand der Erfin-
dung ein Verfahren ist, des durch das Ver-
fahren unmittelbar hergestellten Erzeug-
nisses beschränken;" 

2. § 11 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Gebühren für das dritte und die fol-
genden Jahre sind bis zum Ablauf von zwei 
Monaten nach Fälligkeit zu entrichten. Werden 
die Gebühren mit der Erteilnug des Patents fäl-
lig, so beträgt die Frist vier Monate. Wird die 
Frist versäumt, so muß der tarifmäßige Zu-
schlag für die Verspätung der Zahlung entrich-
tet werden. Nach Ablauf der Frist gibt das 
Patentamt dem Patentinhaber Nachricht, daß 
das Patent erlischt (§ 12), wenn die Gebühr mit 
dem tarifmäßigen Zuschlag nicht bis zum Ab-
lauf von sechs Monaten nach Fälligkeit oder 
bis zum Ablauf eines Monats nach Zustellung 
der Nachricht, sofern diese Frist später als 
sechs Monate nach Fälligkeit abläuft, entrichtet 
wird." 

3. § 11 Abs. 4 Satz 2 und 3 erhält folgende Fas-
sung: 

„Es kann die Hinausschiebung davon abhängig 
machen, daß innerhalb bestimmter Fristen Teil-
zahlungen geleistet werden. Erfolgt eine Teil-
zahlung nicht fristgemäß, so benachrichtigt das 
Patentamt den Patentinhaber, daß das Patent 
erlischt, wenn der Restbetrag nicht innerhalb 
eines Monats nach Zustellung gezahlt wird." 

4. In § 12 Abs. 2 wird das Wort „nur" gestrichen. 

5. In § 14 Abs. 4 Satz 2 wird das Wort „endgültig" 
gestrichen. 

6. § 15 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Weigert sich der Patentsucher oder der 
Patentinhaber, die Benutzung der Erfindung 
einem anderen zu gestatten, der sich erbietet, 
eine angemessene Vergütung zu zahlen und 
Sicherheit dafür zu leisten, so ist diesem die Be-
fugnis zur Benutzung zuzusprechen (Zwangs-
lizenz), wenn die Erlaubnis im öffentlichen 
Interesse geboten ist. Die Erteilung der Zwangs-
lizenz ist erst nach der Bekanntmachung der 
Anmeldung (§ 30) oder nach der Erteilung des 
Patents zulässig. Die Zwangslizenz kann einge-
schränkt erteilt und von Bedingungen abhängig 
gemacht werden." 

7. In § 16 Satz 1 werden hinter dem Wort „Patent-
amt" die Worte „oder dem Patentgericht" ein-
gefügt. 

8. § 16 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Dieser ist im Verfahren vor dem Patentamt 
und dem Patentgericht und in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten, die das Patent betreffen, 
zur Vertretung befugt; er kann auch Straf-
anträge stellen." 

9. § 17 Abs. 1 wird gestrichen. 

10. § 17 Abs. 2 wird § 17 Abs. 1 und erhält fol-
gende Fassung: 

„(1) Das Patentamt besteht aus einem Präsi-
denten und weiteren Mitgliedern. Sie müssen 
die Befähigung zum Richteramt nach dem Ge-
richtsverfassungsgesetz besitzen (rechtskundige 
Mitglieder) oder in einem Zweig der Technik 
sachverständig sein (technische Mitglieder). Die 
Mitglieder werden auf Lebenszeit berufen." 

11. § 17 Abs. 3 wird § 17 Abs. 2; die Worte „auf 
Lebenszeit" werden gestrichen. § 17 Abs. 4 wird 
§ 17 Abs. 3. 

12. § 18 erhält folgende Fassung: 

„§ 18 

(1) Im Patentamt werden gebildet: 

1. Prüfungsstellen für die Prüfung der 
Patentanmeldungen und für die Er- 
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teilung der Patente, soweit nicht die 
Patentabteilungen hierfür zuständig 
sind; 

2. Patentabteilungen für die Bearbeitung 
der Patentanmeldungen im Einspruchs-
verfahren (§ 32 Abs. 2), der Gesuche 
um Bewilligung des Armenrechts 
(§ 46g Abs. 2 Nr. 1) und für alle An-
gelegenheiten, welche die erteilten 
Patente betreffen, einschließlich der 
Anträge auf Beschränkung des Pa-
tents (§ 36a Abs. 3). Innerhalb ihres 
Geschäftskreises obliegt jeder Patent-
abteilung auch die Abgabe von Gut-
achten (§ 23). 

(2) Die Obliegenheiten der Prüfungsstelle 
nimmt ein technisches Mitglied der Patentab-
teilung (Prüfer) wahr. 

(3) Die Patentabteilung ist bei Mitwirkung 
von mindestens drei Mitgliedern beschlußfähig, 
unter denen sich, soweit die Abteilung im Ein-
spruchsverfahren tätig wird, zwei technische 
Mitglieder befinden müssen. Bietet die Sache 
besondere rechtliche Schwierigkeiten und ge-
hört keiner der Mitwirkenden zu den rechts-
kundigen Mitgliedern, so soll bei der Beschluß-
fassung ein der Patentabteilung angehörendes 
rechtskundiges Mitglied hinzutreten. Ein Be-
schluß, durch den ein Antrag auf Zuziehung 
eines rechtskundigen Mitglieds abgelehnt wird, 
ist selbständig nicht anfechtbar. 

(4) Der Vorsitzende der Patentabteilung kann 
die Angelegenheiten der Patentabteilung, 
welche die erteilten Patente betreffen, mit Aus-
nahme der Beschlußfassung über die Beschrän-
kung des Patents (§ 36a Abs. 3) allein bear-
beiten. 

(5) Der Bundesminister der Justiz wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit der 
Wahrnehmung einzelner, den Prüfungsstellen 
oder den Patentabteilungen obliegender Ge-
schäfte, die technisch oder rechtlich keine 
Schwierigkeiten bieten, auch Beamte des geho-
benen und des mittleren Dienstes zu betrauen; 
ausgeschlossen davon sind jedoch die Ertei-
lung des Patents und die Zurückweisung der 
Anmeldung aus Gründen, denen der Anmelder 
widersprochen hat. Der Bundesminister der 
Justiz kann diese Ermächtigung durch Rechts-
verordnung auf den Präsidenten des Patent-
amts übertragen. 

(6) Für die Ausschließung und Ablehnung 
der Prüfer und der übrigen Mitglieder der Pa-
tentabteilungen gelten die Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über Ausschließung und 
Ablehnung der Gerichtspersonen sinngemäß. 
Das gleiche gilt für die Beamten des gehobenen 
und mittleren Dienstes, soweit sie nach Ab-
satz 5 mit der Wahrnehmung einzelner, den Prü-
fungsstellen oder Patentabteilungen obliegen-
der Geschäfte betraut worden sind. Über das 
Ablehnungsgesuch entscheidet, soweit es einer 
Entscheidung bedarf, die Patentabteilung. 

(7) Zu den Beratungen in den Patentabteilun 
gen können Sachverständige, die nicht Mit-
glieder sind, zugezogen werden; sie dürfen an 
den Abstimmungen nicht teilnehmen." 

13. Die §§ 19 bis 21 werden gestrichen. 

14. § 22 erhält folgende Fassung: 

„§ 22 

Der Bundesminister der Justiz regelt die Ein-
richtung und den Geschäftsgang des Patentamts 
und bestimmt durch Rechtsverordnung die Form 
des Verfahrens sowie die Erhebung von Ver-
waltungskosten, soweit nicht dieses Gesetz Be-
stimmungen darüber trifft." 

15. § 24 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Einsicht in die Rolle, die Beschrei-
bungen, Zeichnungen, Modelle und Probestücke, 
auf Grund deren die Patente erteilt worden 
sind, steht jedermann frei, soweit es sich nicht 
um ein Patent handelt, das gemäß § 30a nicht 
bekanntgemacht worden ist. In die Akten be-
kanntgemachter Patentanmeldungen und erteil-
ter Patente sowie in die dazugehörenden son-
stigen Modelle und Probestücke wird Einsicht 
nur auf Antrag gewährt. Vor der Entscheidung 
über den Antrag ist der Patentsucher oder Pa-
tentinhaber zu hören; die Einsicht wird nicht 
gewährt, wenn und soweit der Patentsucher 
oder Patentinhaber ein entgegenstehendes 
schutzwürdiges Interesse dartut. Das Patentamt 
kann nach Anhörung der zuständigen obersten 
Bundesbehörde auch in Akten von Patenten, 
die gemäß § 30a nicht bekanntgemacht worden 
sind, Einsicht gewähren, wenn und soweit ein 
besonderes schutzwürdiges Interesse des An-
tragstellers die Gewährung der Einsicht geboten 
erscheinen läßt und hierdurch eine Gefährdung 
des Wohls der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder nicht zu erwarten ist." 

16. § 24 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Das Patentamt veröffentlicht die Be-
schreibungen und Zeichnungen, auf Grund 
deren die Patente erteilt worden sind (Patent-
schriften), und regelmäßig erscheinende Über-
sichten über die Eintragungen in die Rolle, so-
weit sie nicht nur den  regelmäßigen Ablauf der 
Patente betreffen (Patentblatt). § 30a Abs. 1 
bleibt unberührt." 

17. Der Dritte Abschnitt erhält folgende Überschrift: 

„Verfahren vor dem Patentamt" 

18. § 26 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Mit ,der Anmeldung ist für die Kosten 
des Verfahrens eine Gebühr nach dem Tarif 
zu entrichten. Unterbleibt die Zahlung, so gibt 
das Patentamt dem Anmelder Nachricht, daß 
die Anmeldung als zurückgenommen gilt, wenn 
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die Gebühr nicht bis zum Ablauf eines Monats 
nach Zustellung der Nachricht entrichtet wird." 

19. § 27 erhält folgende Fassung: 

„§ 27 

Wer nach einem Staatsvertrag ,den Zeitpunkt 
einer vorangegangenen ausländischen Anmel-
dung desselben Gegenstands als maßgebend 
in Anspruch nimmt, hat innerhalb einer Frist 
von zwei Monaten, die mit dem Tage nach der 
Anmeldung beim Patentamt beginnt, Zeit und 
Land der Voranmeldung anzugeben (Prioritäts-
erklärung). Nach Eingang der Prioritätserklä-
rung fordert das Patentamt den Anmelder auf, 
innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach 
Zustellung der Aufforderung das Aktenzeichen 
der Voranmeldung zu nennen. Innerhalb der 
Fristen können ,die Angaben geändert werden. 
Werden die Angaben nicht rechtzeitig gemacht, 
so wird der Prioritätsanspruch für die Anmel-
dung verwirkt." 

20. § 30 Abs. 3 Satz  1 erhält folgende Fassung: 

„Gleichzeitig sind die Beschreibung und Zeich-
nungen, die der Bekanntmachung zugrunde lie-
gen, zu veröffentlichen (Auslegeschrift) und mit 
den 'sie erläuternden Anlagen der Anmeldung 
beim Patentamt zur Einsicht für jedermann 
auszulegen." 

21. § 30a erhält folgende Fassung: 

„§ 30a 

(1) Wird ein Patent für eine Erfindung nach-
gesucht, deren Geheimhaltung vor einer frem-
den Regierung für das Wohl der Bundesrepu-
blik Deutschland oder eines ihrer Länder er-
forderlich ist, so ordnet die Prüfungsstelle von 
Amts wegen an, daß jede Bekanntmachung 
unterbleibt. Die zuständige oberste Bundesbe-
hörde ist vor der Anordnung zu hören. Sie kann 
den Erlaß einer Anordnung beantragen. 

(2) Die Prüfungsstelle hebt von Amts wegen 
oder auf Antrag der  zuständigen obersten Bun-
desbehörde, des Anmelders oder des Patent-
inhabers eine Anordnung nach Absatz 1 auf, 
wenn deren Voraussetzungen entfallen sind. 
Die Prüfungsstelle prüft in jährlichen Abstän-
den, ob die Voraussetzungen der Anordnung 
nach Absatz 1 fortbestehen. Vor der Aufhebung 
einer Anordnung nach Absatz 1 ist die zustän-
dige oberste Bundesbehörde zu hören. 

(3) Die Prüfungsstelle gibt den Beteiligten 
Nachricht, wenn gegen einen Beschluß der Prü-
fungsstelle, durch den ein Antrag auf Erlaß 
einer Anordnung nach Absatz 1 zurückgewie-
sen oder eine Anordnung nach Absatz 1 aufge-
hoben worden ist, innerhalb der Beschwerdefrist 
(§ 361 Abs. 2) keine Beschwerde eingegangen 
ist. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf eine Erfin-
dung entsprechend anzuwenden, die von einem 
fremden Staat aus Verteidigungsgründen ge- 

heimgehalten und der Bundesregierung mit de-
ren Zustimmung unter der Auflage anvertraue 
wird, die Geheimhaltung zu wahren." 

22. Nach § 30a werden folgende Vorschriften als 
§§ 30b bis 30f eingefügt: 

„§ 30b 

Das Patentamt hat der zuständigen obersten 
Bundesbehörde zur Prüfung der Frage, ob jede 
Bekanntmachung einer Anmeldung gemäß 
§ 30a Abs. 1 zu unterbleiben hat odes ob eine 
gemäß § 30a Abs. 1 ergangene Anordnung auf-
zuheben ist, Einsicht in die Akten zu gewähren. 

§ 30c 

Eine Erfindung, deren Geheimhaltung vor 
einer fremden Regierung für das Wohl der 
Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer 
Länder erforderlich ist, darf außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses Gesetzes zum Patent nur 
angemeldet werden, wenn die zuständige 
oberste Bundesbehörde hierzu die schriftliche 
Genehmigung erteilt. Die Genehmigung kann 
unter Auflagen erteilt werden. 

§ 30d 

(1) Wird dem Anmelder innerhalb von vier 
Monaten seit der Anmeldung der Erfindung 
beim Patenamt keine Anordnung nach § 30a 
Abs. 1 zugestellt, so kann der Anmelder und 
jeder andere, der von der Erfindung Kenntnis 
hat, im Zweifel davon ausgehen, daß die Ge-
heimhaltung der Erfindung (§ 30a Abs. 1) nicht 
erforderlich ist. 

(2) Kann die  Prüfung, ob jede Bekanntma-
chung einer Anmeldung gemäß § 30a Abs. 1 zu 
unterbleiben hat, nicht innerhalb der in Ab-
satz 1 genannten Frist abgeschlossen werden, 
so kann das Patentamt diese Frist durch eine 
Mitteilung, die dem Anmelder innerhalb der in 
Absatz 1 genannten Frist zuzustellen ist, um 
höchstens zwei Monate verlängern. 

§ 30e 

(1) Genügt die Anmeldung einer Erfindung, 
für die eine Anordnung nach § 30a Abs. 1 er-
gangen ist, den vorgeschriebenen Anforderun-
gen (§ 26) und  liegt eine nach ,den §§ 1, 2 und 4 
Abs. 2 patentfähige Erfindung vor, so beschließt 
das Patentamt die Erteilung des Patents. 

(2) Das Patent ist in eine besondere Rolle 
einzutragen. Vor Erlaß des Beschlusses sind die 
in § 26 Abs. 6 vorgeschriebenen Erklärungen 
abzugeben und ist eine Gebühr in Höhe der 
Bekanntmachungsgebühr zu entrichten; § 31 
gilt entsprechend. 

§ 30f 

(1) Ein Anmelder, Patentinhaber oder sein 
Rechtsnachfolger, der ,die Verwertung einer 
nach den §§ 1, 2 und 4 Abs. 2 patentfähigen Er-
findung für friedliche Zwecke mit Rücksicht auf 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache  1749  

eine Anordnung nach § 30a Abs. 1 unterläßt, 
hat wegen des ihm hierdurch entstehenden Ver-
mögensschadens einen Anspruch auf Entschädi-
gung, wenn und soweit ihm nicht zugemutet 
werden kann, den Schaden selbst zu tragen. Bei 
Beurteilung der Zumutbarkeit sind insbeson-
dere die wirtschaftliche Lage des Geschädigten, 
die Höhe seiner für die Erfindung oder für den 

 Erwerb ,der Rechte an der Erfindung gemachten 
Aufwendungen, der bei Entstehung der Auf-
wendungen vorhandene Grad der Wahrschein-
lichkeit einer Geheimhaltungsbedürftigkeit der 
Erfindung sowie der Nutzen zu berücksichtigen, 
der dem Geschädigten aus einer sonstigen Ver-
wertung der Erfindung zufließt. Der Anspruch 
kann erst nach der Erteilung eines Patents gel-
tend gemacht werden. Die Entschädigung kann 
nur jeweils nachträglich und für Zeitabschnitte, 
die nicht kürzer als ein Jahr sind, verlangt 
werden. 

(2) Der Anspruch ist bei der zuständigen 
obersten Bundesbehörde geltend zu machen. Im 
Streitfall steht der Rechtsweg vor den ordent-
lichen Gerichten offen. 

(3) Eine Entschädigung gemäß Absatz 1 wird 
nur gewährt, wenn die erste Anmeldung der 
Erfindung beim Patentamt eingereicht worden 
ist und wenn die Erfindung nicht schon vor dem 
Erlaß einer Anordnung nach § 30a Abs. 1 von 
einem fremden Staat aus Verteidigungsgrün-
den geheimgehalten worden ist." 

23. § 33 erhält folgende Fassung: 

„§ 33 

(1) Die Prüfungsstelle und die Patentabtei-
lung können jederzeit die Beteiligten laden 
und anhören, Zeugen, Sachverständige und Be-
teiligte eidlich oder uneidlich vernehmen sowie 
andere zur Aufklärung der Sache erforder-
liche Ermittlungen anstellen. Bis  zum Beschluß 
über die Bekanntmachung ist der  Patentsucher 
auf Antrag zu hören, wenn es sachdienlich ist. 
Der Antrag ist schriftlich einzureichen. Wird 
der Antrag nicht in der vorgeschriebenen Form 
eingereicht oder erachtet die Prüfungsstelle die 
Anordnung nicht für sachdienlich, so weist sie 
den Antrag zurück. Der Beschluß, durch ,den der 

 Antrag zurückgewiesen wird, ist selbständig 
nicht anfechtbar. Über ,die Anhörungen und 
Vernehmungen ist eine Niederschrift zu ferti-
gen, die den wesentlichen Gang der Verhand-
lung wiedergeben und die rechtserheblichen 
Erklärungen der Beteiligten enthalten soll. Die 
Niederschrift über die Aussage eines Zeugen, 
Sachverständigen oder Beteiligten ist diesem 
vorzulesen oder zur Durchsicht vorzulegen. 
In der Niederschrift ist zu vermerken, daß dies 
geschehen und sie genehmigt ist oder welche 
Einwendungen erhoben sind. Die Beteiligten 
erhalten eine Abschrift der Niederschrift. 

(2) In dem Beschluß über die Erteilung des 
Patents kann das Patentamt nach billigem Er-
messen bestimmen, inwieweit einem Beteilig

-

ten die durch eine Anhörung oder eine Beweis-
aufnahme verursachten Kosten zur Last fallen. 
Die Bestimmung kann auch getroffen werden, 
wenn die Anmeldung oder der Einspruch ganz 
oder teilweise zurückgenommen wird. Zu den 
Kosten gehören außer den Auslagen des Pa-
tentamts auch die den Beteiligten erwachsenen 
Kosten, soweit sie nach billigem Ermessen des 
Patentamts zur zweckentsprechenden Wahrung 
der Ansprüche und Rechte notwendig waren. 
Der Betrag der zu erstattenden Kosten wird auf 
Antrag durch das Patentamt festgesetzt. Die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung über das 
Kostenfestsetzungsverfahren und die Zwangs-
vollstreckung aus Kostenfestsetzungsbeschlüs-
sen gelten entsprechend. An die Stelle der 

 Erinnerung tritt die Beschwerde gegen den Ko-
stenfestsetzungsbeschluß; § 361 ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß die Beschwerde inner-
halb von zwei Wochen einzulegen ist. Die voll-
streckbare Ausfertigung wird vom Urkunds-
beamten ,der Geschäftsstelle des Patentgerichts 
erteilt." 

24. § 34 wird durch folgende Vorschrift ersetzt: 

„§ 34 

(1) Die Beschlüsse der Prüfungsstellen und 
der Patentabteilungen sind mit Gründen zu ver-
sehen, schriftlich auszufertigen und allen Be-
teiligten von Amts wegen zuzustellen. 

(2) Den Beschlüssen ist eine Erklärung bei-
zufügen, idurch die idie Beteiligten über die Be-
schwerde, die gegen den Beschluß gegeben ist, 
über die Stelle, bei der die Beschwerde einzu-
legen ist, über ,die Beschwerdefrist und, sofern 
eine Beschwerdegebühr zu entrichten ist, über 
die Beschwerdegebühr belehrt werden. Die Frist 
für die Beschwerde (§ 361 Abs. 2) beginnt nur 
zu laufen, wenn die Beteiligten schriftlich be-
lehrt worden sind. Ist die Belehrung unterblie-
ben oder unrichtig erteilt, so ist die Einlegung 
der Beschwerde nur innerhalb eines Jahres seit 
Zustellung des Beschlusses zulässig, außer 
wenn eine schriftliche Belehrung dahin erfolgt 
ist, daß eine Beschwerde nicht gegeben sei; 
§ 43 gilt entsprechend." 

25. § 35 erhält folgende Fassung: 

„§ 35 

(1) Wird das Patent erteilt, so erläßt das 
Patentamt darüber im Patentblatt eine Be-
kanntmachung und fertigt für den Patentinha-
ber eine Urkunde ,aus. 

(2) Wird die Anmeldung nach der Veröffent-
lichung (§ 30) zurückgenommen oder wird das 
Patent versagt, so ist dies vom Patentamt eben-
falls bekanntzumachen. Die eingezahlte Be-
kanntmachungsgebühr wird in diesen Fällen 
zur Hälfte erstattet. Mit der Zurücknahme oder 
Versagung gelten die Wirkungen des einstwei-
ligen Schutzes als nicht eingetreten." 
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26. § 36a Abs. 5 wird gestrichen. 

27. Nach § 36a werden unter Neufassung der §§ 37 
bis 42 als Vierter, Fünfter und Sechster Ab-
schnitt folgende Abschnitte eingefügt: 

„Vierter Abschnitt 

Patentgericht 

§ 36b 

(1) Für ndie Entscheidung über Beschwerden 
gegen Beschlüsse der Prüfungsstellen oder Pa-
tentabteilungen des  Patentamts sowie über Kla-
gen auf Erklärung der Nichtigkeit oder Zurück-
nahme von Patenten und auf Erteilung von 
Zwangslizenzen wird das Patentgericht als selb-
ständiges und  unabhängiges Bundesgericht er-
richtet. Es hat seinen Sitz am Sitz des Patent-
amts. Es führt die Bezeichnung „Bundespatent-
gericht". 

(2) Das Patentgericht besteht aus einem Prä-
sidenten, den Senatspräsidenten und weiteren 
Richtern. Sie müssen die Befähigung zum Rich-
teramt nach dem Gerichtsverfassungsgesetz be-
sitzen (rechtskundige Mitglieder) oder in einem 
Zweig der Technik sachverständig sein (tech-
nische Mitglieder). Für die technischen Mitglie-
der gilt § 17 Abs. 2 entsprechend mit der Maß-
gabe, daß sie eine staatliche oder akademische 
Abschlußprüfung bestanden haben müssen. 

(3) Die Richter werden vom Bundespräsiden-
ten auf Lebenszeit ernannt, soweit nicht in 
§ 36 i Abweichendes bestimmt ist. 

§ 36c 

(1) Im Patentgericht werden gebildet: 

1. Senate für die Entscheidung über Be-
schwerden (Beschwerdesenate); 

2. Senate für die Entscheidung über Kla-
gen auf Erklärung der Nichtigkeit und 
auf Zurücknahme von Patenten sowie 
auf Erteilung von Zwangslizenzen 
(Nichtigkeitssenate) . 

(2) Die Zahl 'der Senate bestimmt der Bun-
desminister der Justiz. 

§ 36d 

(1) Der Beschwerdesenat entscheidet in den 
Fällen des § 14 Abs. 4, § 24 Abs. 3 und des 
§ 30a Abs. 1 und 2 in der Besetzung mit einem 
rechtskundigen Mitglied als Vorsitzendem und 
zwei technischen Mitgliedern, in den Fällen des 
§ 361 Abs. 3 und der §§ 46b, 46c und 46e in der 
Besetzung mit einem technischen Mitglied als 
Vorsitzendem, zwei weiteren technischen Mit-
gliedern und einem rechtskundigen Mitglied, im 
übrigen in der Besetzung mit drei rechtskundi-
gen Mitgliedern. 

(2) Der Nichtigkeitssenat entscheidet in den 
Fällen der §§ 40 und 41 Abs. 3 in der Besetzung 
mit einem rechtskundigen Mitglied als Vorsit-
zendem, einem weiteren rechtskundigen Mit

-

glied und drei technischen Mitgliedern, im 
übrigen in der Besetzung mit drei Richtern, un-
ter denen sich ein rechtskundiges Mitglied be-
finden muß. 

§ 36e 

(1) Den Vorsitz in den Senaten führen der 
Präsident und die Senatspräsidenten. Vor Be-
ginn 'des Geschäftsjahres bestimmt der Präsi-
dent den Senat, dem er sich anschließt. Über die 
Verteilung des  Vorsitzes in den übrigen Sena-
ten entscheiden der Präsident und die Senats-
präsidenten nach Stimmenmehrheit; bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Präsidenten 
den Ausschlag. 

(2) Vor Beginn des Geschäftsjahres werden 
auf seine Dauer die Geschäfte unter die Se-
nate derselben Art verteilt und die ständigen 
Mitglieder der einzelnen Senate sowie für den 
Fall ihrer Verhinderung die regelmäßigen Ver-
treter bestimmt. Jeder Richter kann zum Mit-
glied mehrerer Senate bestimmt werden. Diese 
Anordnungen können im Laufe des Geschäfts-
jahres nur geändert werden, wenn dies wegen 
Überlastung eines Senats oder infolge Wech-
sels oder dauernder Verhinderung einzelner 
Mitglieder der Senate erforderlich wird. 

(3) Die in Absatz 2 bezeichneten Anordnun-
gen trifft 'das Präsidium. Das Präsidium wird 
durch den Präsidenten als Vorsitzenden, seinen 
ständigen Vertreter (§ 36f Abs. 2), die acht 
dem Dienstalter nach, bei gleichem Dienstalter 
der Geburt nach ältesten Senatspräsidenten 
und drei Mitglieder gebildet, die von der Ge-
samtheit der Mitglieder des Patentgerichts für 
die Dauer des Geschäftsjahres 'gewählt wer-
den. Das Präsidium entscheidet nach Stimmen-
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Präsidenten den Ausschlag. 

(4) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
mehreren Senaten über ihre Zuständigkeit ent-
scheidet das Präsidium. 

(5) Innerhalb des Senats verteilt der Vorsit-
zende die Geschäfte auf die Mitglieder. 

§ 36f 

(1) Bei Verhinderung des ordentlichen Vor-
sitzenden führt den Vorsitz in dem Senat das 
von dem Präsidium vor Beginn des Geschäfts-
jahres zum regelmäßigen Vertreter bestellte 
Mitglied des Senats; ist ein solcher Vertreter 
nicht bestellt oder ist auch er verhindert, so 
führt das Mitglied des Senats, das dem Dienst-
alter nach, bei gleichem Dienstalter der Geburt 
nach das älteste ist, den Vorsitz. § 36d bleibt 
unberührt. 

(2) Der Präsident wird in seinen übrigen 
durch dieses Gesetz bestimmten Geschäften 
durch den zu seinem ständigen Vertreter er-
nannten Senatspräsidenten, bei dessen Verhin-
derung durch den dem Dienstalter nach, bei 
gleichem Dienstalter der Geburt nach ältesten 
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Senatspräsidenten vertreten. Den ständigen 
Vertreter des Präsidenten ernennt der Bundes-
minister der Justiz. 

(3) Bei Verhinderung des regelmäßigen Ver-
treters eines Mitglieds des Senats wird ein zeit-
weiliger Vertreter durch den Präsidenten be-
stimmt. 

§ 36g 

(1) Die Verhandlung vor den Beschwerde-
senaten ist bis zur Bekanntmachung der An-
meldung nicht öffentlich, im übrigen öffentlich. 
Die Bestimmungen der §§ 172 bis 175 des Ge-
richtsverfassungsgesetzes gelten entsprechend 
mit der Maßgabe, daß  

1. die Öffentlichkeit für die Verhand-
lung auf Antrag eines Beteiligten auch 
dann ausgeschlossen werden kann, 
wenn die Voraussetzungen des § 172 
des Gerichtsverfassungsgesetzes nicht 
vorliegen, 

2. die Offentlichkeit für die Verkündung 
der Beschlüsse bis zur Bekannt-
machung der Anmeldung ausgeschlos-
sen ist und nach der Bekanntmachung 
der Anmeldung unter den Vorausset-
zungen des § 172 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes oder auf Antrag eines 
Beteiligten ausgeschlossen werden 
kann. 

(2) Die Verhandlung vor den Nichtigkeits-
senaten einschließlich der Verkündung der Ent-
scheidungen ist öffentlich. Absatz 1 Satz 2 
Nr. 1 gilt entsprechend. 

(3) Die Aufrechterhaltung der Ordnung in 
den Sitzungen der Senate obliegt dem Vor-
sitzenden. Die §§ 177 bis 180, 182 und 183 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes über die Sitzungs-
polizei gelten entsprechend. 

§ 36h 

(1) Für die Beschlußfassung in den Senaten 
bedarf es der Beratung und Abstimmung. Hier-
bei darf nur die gesetzlich bestimmte Anzahl 
der Mitglieder der Senate mitwirken. Bei der 
Beratung und Abstimmung dürfen außer den 
zur Entscheidung berufenen Mitgliedern der 
Senate nur die bei dem Patentgericht zur Aus-
bildung beschäftigten Personen zugegen sein,' 
soweit der Vorsitzende deren Anwesenheit ge-
stattet. 

(2) Die Senate entscheiden nach Stimmen-
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(3) Die Mitglieder der Senate stimmen nach 
dem Dienstalter, bei gleichem Dienstalter nach 
dem Lebensalter; der Jüngere stimmt vor dem 
Alteren. Wenn ein Berichterstatter ernannt ist, 
so stimmt er zuerst. Zuletzt stimmt der Vor-
sitzende. 

§ 36 i 

(1) Bei dem Patentgericht können als Hilfs-
richter auf Lebenszeit angestellte Richter sowie 
auf Lebenszeit angestellte Beamte, welche die 
Befähigung zum Richteramt nach dem Gerichts-
verfassungsgesetz besitzen oder technische Mit-
glieder des Patentamts sind, bestellt werden. 
§ 36b Abs. 2 Satz 3 ist anzuwenden. Die Hilfs-
richter bestellt der Bundesminister der Justiz. 

(2) Die Hilfsrichter müssen für eine be-
stimmte Zeit von mindestens einem Jahr be-
stellt und dürfen nicht vorher abberufen wer-
den. 

(3) Die Hilfsrichter können nicht den Vorsitz 
führen. In einem Senat darf nicht mehr als ein 
Hilfsrichter mitwirken; er muß in der Entschei-
dung als solcher bezeichnet werden. 

(4) Die als Hilfsrichter bestellten Beamten 
führen im Dienst die Amtsbezeichnung des 
wahrgenommenen Richteramts. 

§ 36k 

Bei dem Patentgericht wird eine Geschäfts-
stelle eingerichtet, die mit der erforderlichen 
Anzahl von Urkundsbeamten besetzt wird. Die 
Einrichtung der Geschäftsstelle bestimmt der 
Bundesminister der Justiz. 

Fünfter Abschnitt 

Verfahren vor dem Patentgericht 

1. Beschwerdeverfahren 

§ 361 

(1) Gegen die Beschlüsse der Prüfungsstel-
len und Patentabteilungen findet die Be-
schwerde statt. 

(2) Die Beschwerde ist innerhalb eines Mo-
nats nach Zustellung schriftlich beim Patentamt 
einzulegen. Der Beschwerde und allen Schrift-
sätzen sollen Abschriften für die übrigen Betei-
ligten beigefügt werden. Sie sind den übrigen 
Beteiligten von Amts wegen zuzustellen. 

(3) Richtet sich die Beschwerde gegen einen 
Beschluß, durch den die Anmeldung zurückge-
wiesen oder über die Erteilung oder Beschrän-
kung des Patents entschieden wird, so ist in-
nerhalb der Beschwerdefrist eine Gebühr nach 
dem Tarif zu zahlen; wird sie nicht gezahlt, so 
gilt die Beschwerde als nicht erhoben. 

(4) Erachtet die Stelle, deren Beschluß ange-
fochten wird, die Beschwerde für begründet, 
so hat sie ihr abzuhelfen. Sie kann anordnen, 
daß die Beschwerdegebühr zurückgezahlt wird. 
Wird der Beschwerde nicht abgeholfen, so ist 
sie vor Ablauf von zwei Wochen ohne sach-
liche Stellungnahme dem Patentgericht vorzu-
legen. 
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(5) Steht dem Beschwerdeführer ein anderei 
an dem Verfahren Beteiligter gegenüber, so 
gilt die Vorschrift des Absatzes 4 Satz 1 nicht. 

§ 36m 

(1) Die Beschwerde steht den am Verfahren 
vor dem Patentamt Beteiligten zu. 

(2) In den Fällen des § 24 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 
und des § 30a Abs. 1 und 2 steht die Be-
schwerde auch der zuständigen obersten Bun-
desbehörde zu. 

§ 36n 

(1) Die Beschwerde hat aufschiebende Wir-
kung. 

(2) Die Beschwerde hat jedoch keine auf-
schiebende Wirkung, wenn sie sich gegen einen 
Beschluß der Prüfungsstelle richtet, durch den 
eine Anordnung nach § 30a Abs. i erlassen 
worden ist. 

§ 36 o 

Eine mündliche Verhandlung findet statt, 
1. wenn einer der Beteiligten sie beantragt, 
2. wenn vor dem Patentgericht Beweis er-

hoben wird (§ 41c Abs. 1), 
3. wenn der Beschwerdesenat sie für sach-

dienlich erachtet. 

§ 36p 

(1) Über die Beschwerde wird durch Beschluß 
entschieden. 

(2) Ist die Beschwerde nicht statthaft oder 
nicht in der gesetzlichen Form und Frist einge-
legt, so wird sie als unzulässig verworfen. Der 
Beschluß kann ohne mündliche Verhandlung 
ergehen. 

§ 36q 

(1) Sind an dem Verfahren mehrere Personen 
beteiligt, so kann das Patentgericht bestimmen, 
daß die Kosten des Verfahrens einem Betei-
ligten ganz oder teilweise zur Last fallen, wenn 
dies der Billigkeit entspricht. Es kann insbe-
sondere auch bestimmen, daß die den Beteiligten 
erwachsenen Kosten, soweit sie nach billigem 
Ermessen zur zweckentsprechenden Wahrung 
der Ansprüche und Rechte notwendig waren, 
von einem Beteiligten ganz oder teilweise zu 
erstatten sind. 

(2) Das Patentgericht kann anordnen, daß die 
Beschwerdegebühr (§ 361 Abs. 3) zurückgezahlt 
wird. 

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
gelten auch, wenn die Beschwerde, die Anmel-
dung oder der Einspruch ganz oder teilweise 
zurückgenommen wird. 

(4) Im übrigen gelten die Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über das Kostenfestset-
zungsverfahren und die Zwangsvollstreckung 
aus Kostenfestsetzungsbeschlüssen entspre-
chend.  

2. Nichtigkeits-, Zurücknahme- und 
Zwangslizenz-Verfahren 

§ 37 

(1) Das Verfahren wegen Erklärung der Nich-
tigkeit oder Zurücknahme des Patents oder 
wegen Erteilung einer Zwangslizenz wird durch 
Klage eingeleitet. Die Klage ist gegen den in 
der Rolle als Patentinhaber Eingetragenen zu 
richten. 

(2) Im Falle des § 13 Abs. 1 Nr. 3 ist nur 
der Verletzte zur Erhebung der Klage berech-
tigt. 

(3) Die Klage ist beim Patentgericht schrift-
lich zu erheben. Der Klage und allen Schrift-
sätzen sollen Abschriften für die übrigen Be-
teiligten beigefügt werden. Sie sind den 
übrigen Beteiligten von Amts wegen zuzu-
stellen. 

(4) Die Klage muß den Kläger, den Beklagten 
und den Streitgegenstand bezeichnen und soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sind anzugeben. Entspricht die Klage 
diesen Anforderungen nicht in vollem Umfang, 
so hat der Vorsitzende den Kläger zu der er-
forderlichen Ergänzung innerhalb einer be-
stimmten Frist aufzufordern. 

(5) Mit der Klage ist eine Gebühr nach dem 
Tarif zu zahlen; wird sie nicht gezahlt, so gilt 
die Klage als nicht erhoben. 

(6) Wohnt der Kläger im Ausland, so hat er 
dem Beklagten auf dessen Verlangen Sicher-
heit wegen der Kosten des Verfahrens zu 
leisten. Das Patentgericht setzt die Höhe der 
Sicherheit nach billigem Ermessen fest und be-
stimmt eine Frist, innerhalb welcher sie zu 
leisten ist. Wird die Frist versäumt, so gilt die 
Klage als zurückgenommen. 

§ 38 

(1) Das Patentgericht stellt dem Patentinhaber 
die Klage zu und fordert ihn auf, sich darüber 
innerhalb eines Monats zu erklären. 

(2) Erklärt sich der Patentinhaber nicht recht-
zeitig, so kann ohne mündliche Verhandlung 
sofort nach der Klage entschieden und dabei 
jede vom Kläger behauptete Tatsache für er-
wiesen angenommen werden. 

§ 39 

(1) Widerspricht der Patentinhaber recht-
zeitig, so teilt das Patentgericht den Wider-
spruch dem Kläger mit. 

(2) Das Patentgericht entscheidet auf Grund 
mündlicher Verhandlung. Mit Zustimmung der 
Beteiligten kann ohne mündliche Verhandlung 
entschieden werden. 
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§ 40 

(1) Über die Klage wird durch Urteil ent-
schieden. Über die Zulässigkeit der Klage kann 
durch Zwischenurteil vorabentschieden werden. 

(2) In dem Urteil hat das Patentgericht nach 
billigem Ermessen zu bestimmen, zu welchem 
Anteil die Kosten des Verfahrens den Beteilig-
ten zur Last fallen. § 36q Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 41 

(1) In dem Verfahren wegen Erteilung der 
Zwangslizenz kann dem Kläger auf seinen An-
trag die Benutzung der Erfindung durch einst-
weilige Verfügung gestattet werden, wenn er 
glaubhaft macht, daß die Voraussetzungen des 
§ 15 Abs. 1 vorliegen und daß die alsbaldige 
Erteilung der Erlaubnis im öffentlichen Inter-
esse dringend geboten ist. 

(2) Mit dem Antrag ist eine Gebühr nach 
dem Tarif zu zahlen; wird sie nicht gezahlt, so 
gilt der Antrag als nicht gestellt. Der Erlaß der 
einstweiligen Verfügung kann davon abhän-
gig gemacht werden, daß der Antragsteller we-
gen der dem Patentinhaber drohenden Nach-
teile Sicherheit leistet. 

(3) Das Patentgericht entscheidet auf Grund 
mündlicher Verhandlung. Die Bestimmungen 
des § 39 Abs. 2 Satz 2 und des § 40 gelten ent-
sprechend. 

(4) Mit der Zurücknahme oder der Zurück-
weisung der Klage auf Erteilung der Zwangs-
lizenz (§ 37) endet die Wirkung der einstwei-
ligen Verfügung; ihre Kostenentscheidung kann 
geändert werden, wenn eine Partei innerhalb 
eines Monats nach der Zurücknahme oder nach 
Eintritt der Rechtskraft der Zurückweisung die 
Änderung beantragt. 

(5) Erweist sich die Anordnung der einst-
weiligen Verfügung als von Anfang an unge-
rechtfertigt, so ist der Antragsteller verpflich-
tet, ,dem Patentinhaber den Schaden zu erset-
zen, der ihm aus der Durchführung der einst-
weiligen Verfügung entstanden ist. 

(6) Das Urteil, durch das die Zwangslizenz 
zugesprochen wird, kann auf Antrag gegen oder 
ohne Sicherheitsleistung für vorläufig voll-
streckbar erklärt werden, wenn dies im öffent-
lichen Interesse liegt. Wird das Urteil aufgeho-
ben oder geändert, so ist der Antragsteller zum 
Ersatz ,des Schadens verpflichtet, der dem Pa-
tentinhaber durch die Vollstreckung entstanden 
ist. 

3. Allgemeine Verfahrensvorschriften 

§ 41a 

(1) Für die Ausschließung und Ablehnung 
der Gerichtspersonen gelten die §§ 41 bis 44, 
47 bis 49 der Zivilprozeßordnung entsprechend. 

(2) Von ,der Ausübung des Amtes als Rich-
ter ist auch ausgeschlossen, wer bei dem vor-
ausgegangenen Verfahren vor dem Patentamt 
mitgewirkt hat. 

(3) Über die Ablehnung eines Richters ent-
scheidet der Senat, ,dem der Abgelehnte ange-
hört. Wird der Senat durch das Ausscheiden des 
abgelehnten Mitglieds beschlußunfähig, so ent-
scheidet ein Beschwerdesenat des Patentgerichts 
in der Besetzung mit drei rechtskundigen Mit-
gliedern. 

(4) Über die Ablehnung eines Urkundsbe-
amten entscheidet der Senat, in dessen Ge-
schäftsbereich die Sache fällt, in der der Ur-
kundsbeamte abgelehnt wird. 

§ 41b 

Das Patentgericht erforscht den Sachverhalt 
von Amts wegen. Es ist an das Vorbringen und 
die Beweisanträge der Beteiligten nicht ge-
bunden. 

§ 41c 

(1) Das Patentgericht erhebt Beweis in der 
mündlichen Verhandlung. Es kann insbesondere 
Augenschein einnehmen, Zeugen, Sachverstän-
dige und Beteiligte vernehmen und Urkunden 
heranziehen. 

(2) Das Patentgericht kann in geeigneten 
Fällen schon vor der mündlichen Verhandlung 
durch eines seiner Mitglieder als beauftragten 
Richter Beweis erheben lassen oder unter Be-
zeichnung der einzelnen Beweisfragen ein an-
deres Gericht um die Beweisaufnahme ersuchen. 

(3) Die Beteiligten werden von allen Beweis-
terminen benachrichtigt und können der Beweis-
aufnahme beiwohnen. Sie können an Zeugen 
und Sachverständige sachdienliche Fragen rich-
ten. Wird eine Frage beanstandet, so entschei-
det das Patentgericht. 

§ 41d 

(1) Sobald der Termin zur mündlichen Ver-
handlung bestimmt ist, sind die Beteiligten mit 
einer Ladungsfrist von mindestens zwei Wo-
chen zu laden. In dringenden Fällen kann der 
Vorsitzende die Frist abkürzen. 

(2) Bei der Ladung ist darauf hinzuweisen, 
daß beim Ausbleiben eines Beteiligten auch 
ohne ihn verhandelt und entschieden werden 
kann. 

§ 41e 

(1) Der Vorsitzende eröffnet und leitet die 
mündliche Verhandlung. 

(2) Nach Aufruf der Sache trägt der Vorsit-
zende oder der Berichterstatter den wesent-
lichen Inhalt der Akten vor. 

(3) Hierauf erhalten die Beteiligten das Wort, 
um ihre Anträge zu stellen und zu begründen. 
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§ 41f 

(1) Der Vorsitzende hat die Sache mit den 
Beteiligten tatsächlich und rechtlich zu erörtern. 

(2) Der Vorsitzende hat jedem Mitglied des 
Senats auf Verlangen zu gestatten, Fragen zu 
stellen. Wird eine Frage beanstandet, so ent-
scheidet der Senat. 

(3) Nach Erörterung der Sache erklärt der 
Vorsitzende die mündliche Verhandlung für 
geschlossen. Der Senat kann die Wiedereröff-
nung beschließen. 

§ 41g 

(1) Zur mündlichen Verhandlung und zu je-
der Beweisaufnahme wird ein Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle als Schriftführer zugezogen. 
Wird auf Anordnung des Vorsitzenden von der 
Zuziehung des Schriftführers abgesehen, dann 
besorgt ein Richter die Niederschrift. 

(2) Die wesentlichen Vorgänge der Verhand-
lung, vor allem die endgültige Fassung der von 
den Beteiligten gestellten Anträge, sind in 
eine Niederschrift aufzunehmen. Die Beteilig-
ten können beantragen, daß bestimmte Vor-
gänge oder Äußerungen in die Niederschrift 
aufgenommen werden. Das Patentgericht kann 
von der Aufnahme absehen, wenn es auf die 
Feststellung des Vorgangs oder der Äußerung 
nicht ankommt. Dieser Beschluß ist in die Nie-
derschrift aufzunehmen. Die Niederschrift ist 
von dem Vorsitzenden oder vernehmenden 
Richter und vom Schritführer zu unterzeichnen. 

(3) Die Niederschrift über die Aussage eines 
Zeugen, Sachverständigen oder Beteiligten ist 
diesem vorzulesen oder zur Durchsicht vorzu-
legen. In der Niederschrift ist zu vermerken, 
daß dies geschehen und sie genehmigt ist oder 
welche Einwendungen erhoben sind. Bei Ver-
nehmung außerhalb der mündlichen Verhand-
lung soll der Vernommene seine Aussage auch 
unterschreiben. 

§ 41h 

(1) Das Patentgericht entscheidet nach seiner 
freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfah-
rens gewonnenen Überzeugung. In der Ent-
scheidung sind die Gründe anzugeben, die für 
die richterliche Überzeugung leitend gewesen 
sind. 

(2) Die Entscheidung darf nur auf Tatsachen 
und Beweisergebnisse gestützt werden, zu de-
nen die Beteiligten sich äußern konnten. 

(3) Ist eine mündliche Verhandlung vorher-
gegangen, so kann ein Richter, der bed der letz-
ten mündlichen Verhandlung nicht zugegen 
war, bei der Beschlußfassung nur mitwirken, 
wenn die Beteiligten zustimmen. 

§ 41i 

(1) Die Endentscheidungen des Patentgerichts 
werden, wenn eine mündliche Verhandlung 
stattgefunden hat, in dem Termin, in dem die  

mündliche Verhandlung geschlossen wird, oder 
in einem sofort anzuberaumenden Termin ver-
kündet, der nicht über zwei Wochen hinaus an-
gesetzt werden soll. Sie sind den Beteiligten 
von Amts wegen zuzustellen. Statt der Ver-
kündung ist die Zustellung der Endentschei-
dungen zulässig. Entscheidet das Patentgericht 
ohne mündliche Verhandlung, so wird die Ver-
kündung durch Zustellung an die Beteiligten 
ersetzt. 

(2) Die Entscheidungen des Patentgerichts, 
durch die ein Antrag zurückgewiesen oder über 
ein Rechtsmittel entschieden wird, sind zu be-
gründen. 

§ 41k 

(1) Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche 
offenbare Unrichtigkeiten in der Entscheidung 
sind jederzeit vom Patentgericht zu berichtigen. 

(2) Über die Berichtigung kann ohne vor-
gängige mündliche Verhandlung entschieden 
werden. Der Berichtigungsbeschluß wird auf 
der Entscheidung und den Ausfertigungen ver-
merkt. 

§ 411 

(1) Enthält der Tatbestand der Entscheidung 
andere Unrichtigkeiten oder Unklarheiten, so 
kann die Berichtigung innerhalb von zwei Wo-
chen nach Zustellung der Entscheidung bean-
tragt werden. 

(2) Das Patentgericht entscheidet ohne Be-
weisaufnahme durch Beschluß. Hierbei wirken 
nur die Richter mit, die bei der Entscheidung, 
deren Berichtigung beantragt ist, mitgewirkt 
haben. Der Berichtigungsbeschluß wird auf der 
Entscheidung und den Ausfertigungen ver-
merkt. 

§ 41m 

(1) Vor dem Patentgericht kann sich ein Be-
teiligter in jeder Lage des Verfahrens durch 
einen Bevollmächigten vertreten lassen. Durch 
Beschluß kann angeordnet werden, daß ein 
Vertreter bestellt werden muß. § 16 bleibt un-
berührt. 

(2) Die Vollmacht ist schriftlich zu den Ge-
richtsakten einzureichen. Sie kann nachgereicht 
werden; hierfür kann das Patentgericht eine 
Frist bestimmen. 

§ 41n 

Im Verfahren vor dem Patentgericht gilt für 
die Auslagen die Kostenordnung entsprechend. 

§ 410 

(1) Soweit dieses Gesetz keine Bestimmun-
gen über das Verfahren vor dem Patentgericht 
enthält, sind das Gerichtsverfassungsgesetz und 
die Zivilprozeßordnung entsprechend anzuwen-
den, wenn die Besonderheiten des Verfahrens 
vor dem Patentgericht dies nicht ausschließen. 
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(2) Eine Anfechtung der Entscheidungen des 
Patentgerichts findet nur statt, soweit dieses 
Gesetz sie zuläßt. 

Sechster Abschnitt 

Verfahren vor dem Bundesgerichtshof 

1. Rechtsbeschwerdeverfahren 

§ 41p 

(1) Gegen die Beschlüsse der Beschwerde-
senate des Patentgerichts, durch die über eine 
Beschwerde nach § 36 1 entschieden wird, findet 
die Rechtsbeschwerde an den Bundesgerichts-
hof statt, wenn der Beschwerdesenat die Rechts-
beschwerde in dem Beschluß zugelassen hat. 

(2) Die Rechtsbeschwerde ;ist zuzulassen, 
wenn 

1. eine Rechtsfrage von grundsätzlicher 
Bedeutung zu entscheiden ist oder 

2. die Fortbildung des Rechts oder die 
Sicherung einer einheitlichen Recht-
sprechung eine Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs erfordert. 

§ 41q 

(1) Die Rechtsbeschwerde steht dem am Be-
schwerdeverfahren Beteiligten zu. 

(2) Die Rechtsbeschwerde kann nur darauf 
gestützt werden, daß der Beschluß auf einer 
Verletzung des Gesetzes beruht. §§ 550 und 551 
Nr. 1 bis 3 und 5 bis 7 der Zivilprozeßordnung 
gelten entsprechend. 

(3) Die Rechtsbeschwerde kann jedoch nicht 
darauf gestützt werden, daß der Beschluß auf 
einer Verletzung der §§ 139 und 286 der Zivil-
prozeßordnung beruht. 

§ 41r 

(1) Die Rechtsbeschwerde ist innerhalb eines 
Monats nach Zustellung des Beschlusses beim 
Bundesgerichtshof schriftlich einzulegen. 

(2) Für das Rechtsbeschwerdeverfahren ist 
innerhalb der in Absatz 1 bestimmten Frist 
eine Gebühr von 1000 Deutsche Mark zu zah-
len; wird sie nicht gezahlt, so gilt die Rechts-
beschwerde als nicht eingelegt. Für die Aus-
lagen gilt die Kostenordnung entsprechend. 

(3) Die Rechtsbeschwerde ist zu begründen. 
Die Frist für die Begründung beträgt einen 
Monat; sie beginnt mit der Einlegung der 
Rechtsbeschwerde und kann auf Antrag von 
dem Vorsitzenden verlängert werden. 

(4) Die Begründung der Rechtsbeschwerde 
muß enthalten 

1. die Erklärung, inwieweit der Beschluß 
angefochten und seine Abänderung 
oder Aufhebung beantragt wird; 

2. die Bezeichnung der verletzten 
Rechtsnorm ;  

3. insoweit die Rechtsbeschwerde dar-
auf gestützt wird, daß das Gesetz in 
bezug auf das Verfahren verletzt sei, 
die Bezeichnung der Tatsachen, die 
den Mangel ergeben. 

(5) Vor dem Bundesgerichtshof müssen sich 
die Beteiligten durch einen beim Bundesgerichts-
hof zugelassenen Rechtsanwalt als Bevollmäch-
tigten vertreten lassen. Auf Antrag eines Be-
teiligten ist seinem Patentanwalt das Wort zu 
gestatten. § 157 Abs. 1 und 2 der Zivilprozeß-
ordnung ist insoweit nicht anzuwenden. § 51 
Abs. 5 gilt entsprechend. 

§ 41s 

Die Rechtsbeschwerde hat aufschiebende Wir-
kung. § 36n Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 41t 

Der Bundesgerichtshof hat von Amts wegen 
zu prüfen, ob die Rechtsbeschwerde an sich 
statthaft und ob sie in der gesetzlichen Form 
und Frist eingelegt und begründet ist. Mangelt 
es an einem dieser Erfordernisse, so ist die 
Rechtsbeschwerde als unzulässig zu verwerfen. 

§ 41u 

Sind an dem Verfahren über die Rechtsbe-
schwerde mehrere Personen beteiligt, so stellt 
der Bundesgerichtshof die Beschwerdeschrift 
und die Beschwerdebegründung den anderen 
Beteiligten mit der Aufforderung zu, innerhalb 
einer vom Bundesgerichtshof zu bestimmenden 
Frist nach Zustellung eine schriftliche Erklärung 
zu der Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichts-
hof einzureichen. Mit der Zustellung der Be-
schwerdeschrift ist der Zeitpunkt mitzuteilen, 
in dem die Rechtsbeschwerde eingelegt ist. Die 
erforderliche Zahl von beglaubigten Abschrif-
ten soll der Beschwerdeführer mit der Be-
schwerdeschrift oder der Beschwerdebegrün-
dung einreichen. 

§ 41v 

(1) Im Verfahren über die Rechtsbeschwerde 
gelten die Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
über Ausschließung und Ablehnung der Ge-
richtspersonen, über Prozeßbevollmächtigte und 
Beistände, über Zustellungen von Amts wegen, 
über Ladungen, Termine und Fristen und über 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ent-
sprechend. Im Falle der Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gilt § 43 Abs. 4 entspre-
chend. 

(2) Für die Öffentlichkeit des Verfahrens 
gilt § 36g Abs. 1 entsprechend. 

§ 41w 

(1) Die Entscheidung über die Rechts-
beschwerde ergeht durch Beschluß; sie kann 
ohne mündliche Verhandlung getroffen wer-
den. 
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(2) Der Bundesgerichtshof ist bei seiner Ent-
scheidung an die in dem angefochtenen Be-
schluß getroffenen tatsächlichen Feststellungen 
gebunden, außer wenn in bezug auf diese Fest-
stellungen zulässige und begründete Rechts-
beschwerdegründe vorgebracht sind. 

(3) Die Entscheidung ist zu begründen und 
den Beteiligten von Amts wegen zuzustellen. 

§ 41x 

(1) Im Falle der Aufhebung des angefoch-
tenen Beschlusses ist die Sache zur anderwei-
ten Verhandlung und Entscheidung an densel-
ben Beschwerdesenat des Patentgerichts zurück-
zuverweisen. 

(2) Der Beschwerdesenat des Patentgerichts 
hat die rechtliche Beurteilung, die der Aufhe-
bung zugrunde gelegt ist, auch seiner Entschei-
dung zugrunde zu legen. 

§ 41y 

(1) Sind an dem Verfahren über die Rechts-
beschwerde mehrere Personen beteiligt, so 
kann der Bundesgerichtshof bestimmen, daß die 
Kosten, die zur zweckentsprechenden Erledigung 
der Angelegenheit notwendig waren, von einem 
Beteiligten ganz oder teilweise zu erstatten 
sind, wenn dies der Billigkeit entspricht. Wird 
die Rechtsbeschwerde zurückgewiesen oder als 
unzulässig verworfen, so sind die durch die 
Rechtsbeschwerde veranlaßten Kosten dem Be-
schwerdeführer aufzuerlegen. Hat ein Beteilig-
ter durch grobes Verschulden Kosten veran-
laßt, so sind ihm diese aufzuerlegen. 

(2) Der Bundesgerichtshof kann anordnen, 
daß die Gebühr für die Rechtsbeschwerde (§ 41r 
Abs. 2) ganz oder teilweise zurückgezahlt wird, 
wenn dies der Billigkeit entspricht. Wird die 
Rechtsbeschwerde vor Einreichung der Begrün-
dung zurückgenommen, so ist die Zurückzah-
lung der Beschwerdegebühr anzuordnen. 

(3) Im übrigen gelten die Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über das Kostenfestset-
zungsverfahren und die Zwangsvollstreckung 
aus Kostenfestsetzungsbeschlüssen entspre-
chend. 

2. Berufungsverfahren 

§ 42 

(1) Gegen die Urteile der Nichtigkeitssenate 
des Patentgerichts (§ 40) findet die Berufung 
an den Bundesgerichtshof statt. Sie ist inner-
halb eines Monats nach Zustellung beim Pa-
tentgericht schriftlich einzulegen und zu be-
gründen. Innerhalb dieser Frist ist eine Ge-
bühr nach dem Tarif zu zahlen; wird sie nicht 
gezahlt ;  so gilt die Berufung als nicht eingelegt. 

(2) In dem Verfahren vor dem Bundes-
gerichtshof werden Gebühren und Auslagen 
nach den Vorschriften des Gerichtskostengeset

-

zes erhoben. Die Gebühren werden nach den 
Sätzen berechnet, die für das Verfahren in der 
Revisionsinstanz gelten. Die Bestimmungen des 
§ 53 über die Streitwertfestsetzung gelten ent-
sprechend. Ein Gebührenvorschuß ist nicht zu 
zahlen. Die für die Einlegung der Berufung ge-
zahlte Gebühr wird auf die Gebühren des Bun- 
desgerichtshofs angerechnet; sie wird nicht zu-
rückgezahlt. 

(3) Durch das Urteil ist auch über die Kosten 
des Verfahrens zu bestimmen. § 40 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 

(4) Beschlüsse der Nichtigkeitssenate sind 
nur zusammen mit ihren Urteilen (§ 40) an-
fechtbar. § 42b Abs. 2 bleibt unberührt. 

§ 42a 

Die Berufungsschrift muß die Berufungs-
anträge und die Angabe der neuen Tatsachen 
und Beweismittel enthalten, die der Berufungs-
kläger geltend machen will. 

§ 42b 

(1) Ist die Berufungsschrift nicht rechtzeitig 
eingegangen oder nicht in deutscher Sprache 
abgefaßt oder enthält sie nicht die Berufungs-
anträge, so hat das Patentgericht die Berufung 
als unzulässig zu verwerfen. 

(2) Der Berufungskläger kann innerhalb 
einer Woche nach Zustellung dieses Beschlusses 
die Entscheidung des Bundesgerichtshofs nach-
suchen. 

§ 42c 

(1) Das Patentgericht stellt die Berufungs-
schrift dem Berufungsbeklagten mit der Auf-
forderung zu, seine schriftliche Erklärung in-
nerhalb eines Monats nach Zustellung -  beim 
Patentgericht einzureichen. Mit der Zustellung 
der Berufungsschrift ist der Zeitpunkt mitzutei-
len, in dem die Berufung eingelegt ist. Die er-
forderliche Zahl von beglaubigten Abschriften 
soll der Berufungskläger mit der Berufungs-
schrift einreichen. 

(2) Die Erklärung des Berufungsbeklagten 
muß die Gegenanträge und die Angabe der 
neuen Tatsachen und Beweismittel enthalten, 
die der Berufungsbeklagte geltend machen will. 

§ 42d 

Das Patentgericht legt die Akten dem Bun-
desgerichtshof vor und benachrichtigt hiervon 
die Parteien unter Mitteilung der Gegenerklä-
rung an den Berufungskläger. 

§ 42e 

(1) Der Bundesgerichtshof trifft nach freiem 
Ermessen die zur Aufklärung der Sache erfor-
derlichen Verfügungen. Er ist an das Vorbrin-
gen und die Beweisanträge der Parteien nicht 
gebunden. 
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(2) Beweise können durch Vermittlung  des 
 Patentgerichts erhoben werden. 

§ 42f 

(1) Das Urteil des Bundesgerichtshofs ergeht 
auf Grund mündlicher Verhandlung. § 36g 
Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Die Ladungsfrist beträgt mindestens zwei 
Wochen. 

(3) Von der mündlichen Verhandlung kann 
abgesehen werden, 

1. wenn die Parteien zustimmen, 

2. wenn eine Partei des Rechtsmittels für 
verlustig erklärt werden soll, 

3. wenn nur über die Kosten entschie-
den werden soll. 

§ 42g 

(1) Die Geltendmachung neuer Tatsachen 
und Beweismittel im Termin ist nur insoweit 
zulässig, als sie durch das Vorbringen des Be-
rufungsbeklagten in der Erklärungsschrift ver-
anlaßt wird. 

(2) Der Bundesgerichtshof kann auch Tat-
sachen und Beweise berücksichtigen, mit denen 
die Parteien ausgeschlossen sind. 

(3) Auf eine noch erforderliche Beweisauf-
nahme ist § 42e anzuwenden. 

(4) Soll das Urteil auf Umstände gegründet 
werden, die von den Parteien nicht erörtert 
worden sind, so sind diese zu veranlassen, sich 
dazu zu äußern. 

§ 42h 

(1) Von einer Partei behauptete Tatsachen, 
über welche die Gegenpartei sich nicht erklärt 
hat, können für erwiesen angenommen werden. 

(2) Erscheint in dem Termin keine der Par-
teien, so ergeht das Urteil auf Grund der 
Akten. 

§ 42 i 

(1) In dem Termin ist eine Niederschrift auf-
zunehmen, die den Gang der Verhandlungen 
im allgemeinen angibt. 

(2) Die Niederschrift ist von dem Vorsitzen-
den und dem Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle zu unterschreiben. 

§ 42k 

(1) Das Urteil wird in dem Termin, in dem 
die Verhandlung geschlossen wird, oder in 
einem sofort anzuberaumenden Termin ver-
kündet. 

(2) Wird die Verkündung der Entscheidungs-
gründe für angemessen erachtet, so erfolgt sie 
durch Verlesung der Gründe oder durch münd-
liche Mitteilung des wesentlichen Inhalts. 

(3) Das Urteil wird von Amts wegen zuge-
ste llt. Wird das Patent. ganz oder teilweise für 
nichtig erklärt, so teilt der Bundesgerichtshof 
dies dem Patentamt unter Übermittlung einer 
Ausfertigung des Urteils mit. 

§ 421 

(1) Die bei einem deutschen Gericht zugelas-
senen Rechtsanwälte und die Patentanwälte 
sind befugt, im Berufungsverfahren vor dem 
Bundesgerichtshof die Vertretung zu überneh-
men. 

(2) Den Parteien und ihren Vertretern ist es 
gestattet, mit einem technischen Beistand. zu 
erscheinen. 

3. Beschwerdeverfahren 

§ 42m 

(1) Gegen die Urteile der Nichtigkeitssenate 
des Patentgerichts über den Erlaß einstweiliger 
Verfügungen im Verfahren wegen Erteilung 
einer Zwangslizenz (§ 41) findet die Beschwerde 
an den Bundesgerichtshof statt. § 42 Abs. 4 
Satz 1 gilt entsprechend. 

(2) Die Beschwerde ist innerhalb eines Mo-
nats nach Zustellung schriftlich beim Patentge-
richt einzulegen. Innerhalb dieser Frist ist eine 
Gebühr nach dem Tarif zu zahlen; wird sie 
nicht gezahlt, so gilt die Beschwerde als nicht 
erhoben. Für die Auslagen gilt § 42 Abs. 2 
Satz 1 entsprechend. 

(3) Das Patentgericht legt die Beschwerde 
ohne sachliche Stellungnahme dem Bundes-
gerichtshof vor. 

(4) Für das Verfahren vor dem Bundes-
gerichtshof gelten § 36m Abs. 1, §§ 40 und 42e 
bis 42 1 entsprechend." 

28. Nach § 42m wird folgende neue Abschnitts-
überschrift eingefügt: 

„Siebenter Abschnitt 

Gemeinsame Vorschriften" 

29. § 43 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer durch unabwendbaren Zufall ver-
hindert worden ist, dem Patentamt oder dem 
Patentgericht gegenüber eine Frist einzuhalten, 
deren Versäumung nach gesetzlicher Vorschrift 
einen Rechtsnachteil zur Folge hat, ist auf 
Antrag wieder in den vorigen Stand einzuset-
zen. Dies gilt nicht für die Frist zur Erhebung 
des Einspruchs (§ 32 Abs. 1), für die Frist, die 
dem Einsprechenden zur Einlegung der Be-
schwerde gegen den Patenterteilungsbeschluß 
zusteht (§ 361 Abs. 2), für die Frist zur Einrei-
chung von Anmeldungen, für die ein Priori-
tätsrecht in Anspruch genommen werden kann, 
für die Frist zur Abgabe der Prioritätserklä-
rung (§ 27) und für die Frist zur Nennung des 
Aktenzeichens der Voranmeldung (§ 27)." 
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30. In § 43 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „heim 
Patentamt" gestrichen. 

31. § 44 erhält folgende Fassung: 

„§ 44 

Im Verfahren vor dem Patentamt, dem Pa-
tentgericht und dem Bundesgerichtshof haben 
die Beteiligten ihre Erklärungen über tatsäch-
liche Umstände vollständig und der Wahrheit 
gemäß abzugeben." 

32. § 44a erhält folgende Fassung: 

„§ 44a 

(1) Wird der Einspruch oder der Antrag auf 
Einleitung des Verfahrens wegen Erklärung der 
Nichtigkeit des Patents auf die Behauptung ge-
stützt, daß der Gegenstand der Anmeldung 
oder des Patents nach § 2 nicht patentfähig sei, 
so kann das Patentamt oder das Patentgericht 
verlangen, daß Urschriften, Ablichtungen oder 
beglaubigte Abschriften der im Einspruch oder 
im Antrag erwähnten Druckschriften, die im 
Patentamt und im Patentgericht nicht vorhan-
den sind, in je einem Stück für das Patentamt 
oder das Patentgericht und für die am Verfah-
ren Beteiligten eingereicht werden. 

(2) Von Druckschriften in fremder Sprache 
sind auf Verlangen des Patentamts oder des 
Patentgerichts einfache oder beglaubigte Über-
setzungen beizubringen." 

33. § 45 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Sprache vor dem Patentamt und dem Pa-
tentgericht ist deutsch." 

34. Nach § 45 wird folgende Vorschrift als § 45a 
eingefügt: 

„§ 45a 

(1) Für Zustellungen im Verfahren vor dem 
Patentamt und dem Patentgericht gelten die 
Vorschriften des Verwaltungszustellungsgeset-
zes vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379) 
mit folgenden Maßgaben: 

1. Wird die Annahme der Zustellung 
durch eingeschriebenen Brief ohne 
gesetzlichen Grund verweigert, so 
gilt die Zustellung gleichwohl als be-
wirkt. 

2. Zustellungen an Empfänger, die sich 
im Ausland aufhalten, können auch 
durch Aufgabe zur Post nach den 
§§ 175, 213 der Zivilprozeßordnung 
bewirkt werden. 

3. Für Zustellungen an Erlaubnisschein-
inhaber (§ 58 des Patentanwalts-
gesetzes vom 28. September 1933 — 
Reichsgesetzbl. I S. 669 — und § 9 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Überleitung von Vorschriften auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechts

-

schutzes vom 2. Juli 1949 — WiGBl. 
S. 179) ist § 5 Abs. 2 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes entspre-
chend anzuwenden. 

4. An Empfänger, denen beim Patentamt 
oder beim Patentgericht ein Abholfach 
eingerichtet worden ist, kann auch 
dadurch zugestellt werden, daß das 
Schriftstück im Abholfach des Empfän-
gers niedergelegt wird. Über die Nie-
derlegung ist eine schriftliche Mittei-
lung zu den Akten zu geben. Auf dem 
Schriftstück ist zu vermerken, wann 
es niedergelegt worden ist. Die Zu-
stellung gilt als am dritten Tage nach 
der Niederlegung im Abholfach be-
wirkt. 

5. Ist ein Vertreter bestellt und die 
Vollmacht schriftlich zu den Akten 
eingereicht, so sind die Zustellungen 
an den Vertreter zu richten. 

(2) § 9 Abs. 1 des Verwaltungszustellungs-
gesetzes ist nicht anzuwenden, wenn mit der 
Zustellung die Frist für die Einlegung der Be-
schwerde (§ 361 Abs. 2, § 42m Abs. 2) oder der 
Rechtsbeschwerde (§ 41r Abs. 1) oder für die 
Einlegung der Berufung (§ 42 Abs. 1) beginnt." 

35. § 46 erhält folgende Fassung: 

„§ 46 

(1) Die Gerichte sind verpflichtet, dem Pa-
tentamt und dem Patentgericht Rechtshilfe zu 
leisten. 

(2) Im Verfahren vor dem Patentamt setzt 
das Patentgericht Strafen gegen Zeugen oder 
Sachverständige, die nicht erscheinen oder ihre 
Aussage oder deren Beeidigung verweigern, 
auf Ersuchen des Patentamts fest. Ebenso ist 
die Vorführung eines nicht erschienenen Zeu-
gen anzuordnen. 

(3) Über das Ersuchen nach Absatz 2 ent-
scheidet ein Beschwerdesenat des Patentge-
richts in der Besetzung mit drei rechtskundigen 
Mitgliedern. Die Entscheidung ergeht durch Be-
schluß." 

36. Nach § 46 wird folgende neue Abschnittsüber-
schrift eingefügt: 

„Achter Abschnitt 

Armenrechtsverfahren" 

Die folgenden Abschnitte erhalten die jeweils 
nächsthöhere Nummer. 

37. § 46a erhält folgende Fassung: 

„§ 46a 

Im Verfahren vor dem Patentamt, dem Pa-
tentgericht und dem Bundesgerichtshof ist den 
Beteiligten nach Maßgabe der Vorschriften der 
§§ 46b bis 46k das Armenrecht zu bewilligen." 
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38. § 46h Abs. 2 Erhält folgende Fassung: 

„(2) Durch die Bewilligung des Armenrechts 
erlangt der Patentsucher die einstweilige Be-
freiung von der Zahlung 

a) der Anmeldegebühr im Falle des § 4 
Abs. 3 Satz 2; 

b) der Beschwerdegebühr (* 361 Abs. 3) ; 
c) rückständiger und künftig erwach-

sender Auslagen einschließlich der 
den Zeugen und Sachverständigen zu 
gewährenden Vergütung sowie der 
Kosten der Zustellung." 

39. § 46e Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der beizuordnende Vertreter wird in 
dem Verfahren vor dem Patentamt durch den 
Vorsitzenden der Patentabteilung ausgewählt, 
im übrigen durch den Vorsitzenden des für die 
Entscheidung über das Gesuch um Beiordnung 
zuständigen Senats des Patentgerichts oder des 
Bundesgerichtshofs. Im Verfahren vor dem Pa-
tentamt steht gegen die Verfügung dem ausge-
wählten Vertreter und den Beteiligten die Be-
schwerde nach § 361 Abs. 1 zu." 

40. § 46e Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) § 421 dieses Gesetzes und § 10 des Pa-
tentanwaltsgesetzes bleiben unberührt." 

41. § 46g Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Gesuch um Bewilligung des Armen-
rechts ist schriftlich beim Patentamt oder beim 
Patentgericht einzureichen. Im Verfahren nach 
den §§ 42 und 42m kann das Gesuch auch beim 
Bundesgerichtshof eingereicht werden, wenn 
das Patentgericht die Akten diesem vorgelegt 
hat." 

42. § 46g Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. im Verfahren nach § 42 das Patentgericht, 
wenn die Berufung nach § 42b als unzu-
lässig zu verwerfen ist." 

43. § 46g Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die nach den §§ 46b bis 46e Abs. 1 er-
gehenden Beschlüsse sind unanfechtbar, soweit 
es sich nicht um einen Beschluß der Patent-
abteilungen handelt, durch den die Patentabtei-
lung das Armenrecht oder die Beiordnung eines 
Vertreters nach § 46e verweigert oder die 
Nachzahlung von Kosten anordnet." 

44. § 46i Abs. 3 wird gestrichen. 

45. Nach § 46i wird folgende Vorschrift als § 46k 
eingefügt: 

„§ 46k 

(1) Im Verfahren über die Rechtsbeschwerde 
(* 41p) ist dem Beteiligten, der seine Bedürftig-
keit nachweist, auf Antrag das Armenrecht zu 

bewilligen, wenn die beabsichtigte Rechtsver-
folgung eine hinreichende Aussicht auf Erfolg 
bietet. 

(2) Das Gesuch um die Bewilligung des Ar-
menrechts ist schriftlich beim Bundesgerichtshof 
einzureichen; es kann auch vor der Geschäfts-
stelle zu Protokoll erklärt werden. Über das 
Gesuch beschließt der Bundesgerichtshof. 

(3) Im übrigen sind die Bestimmungen des 
§ 46d Abs. 2 und der §§ 46e, 46f, 46h und 46i 
entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, 
daß einem Beteiligten, dem das Armenrecht 
bewilligt worden ist, nur ein beim Bundesge-
richtshof zugelassener Rechtsanwalt beigeord-
net werden kann." 

46. In § 51 Abs. 5 werden die Worte „einer Ge-
bühr nach § 9 der Gebührenordnung für Rechts-
anwälte" durch die Worte „einer vollen Ge-
bühr nach § 11 der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte" ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Gebrauchsmustergesetzes 

§ 2 

Das Gebrauchsmustergesetz vom 5.. Mai 1936 
(Reichsgesetzbl. II S. 130) in der Fassung vom 
18. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 639) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Mit der Anmeldung ist für jedes ange-
meldete Gebrauchsmuster eine Gebühr nach 
dem Tarif zu zahlen. Unterbleibt die Zahlung, 
so gibt das Patentamt dem Anmelder Nachricht, 
daß die Anmeldung als zurückgenommen gilt, 
wenn die Gebühr nicht bis zum Ablauf eines 
Monats nach Zustellung der Nachricht ent-
richtet wird. Führt die Anmeldung nicht zur 
Eintragung, so wird die Hälfte der Gebühr er-
stattet." 

2. § 3a erhält folgende Fassung: 

„§ 3a 

(1) Wird ein Gebrauchsmuster angemeldet, 
dessen Geheimhaltung vor einer fremden Re-
gierung für das Wohl der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder erforder-
lich ist, so ordnet die Gebrauchsmusterstelle 
von Amts wegen an, daß die Offenlegung (§ 3 
Abs. 5) und die Bekanntmachung im Patentblatt 
unterbleiben. Die zuständige oberste Bundes-
behörde ist vor der Anordnung zu hören. Sie 
kann den Erlaß einer Anordnung beantragen. 
Das Gebrauchsmuster ist in eine besondere 
Rolle einzutragen. 

(2) Im übrigen gelten die Bestimmungen des 
§ 24 Abs. 3 Satz 4, des § 30a Abs. 2 bis 4 und 
der §§ 30b bis 30f des Patentgesetzes entspre-
chend." 
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§ 4 Abs. 2 wird gestrichen. 

4. Der bisherige § 4 Abs. 3 wird § 4 Abs. 2 und 
erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister der Justiz wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit der 
Wahrnehmung einzelner der Gebrauchsmuster -
stelle oder den Gebrauchsmusterabteilungen 
obliegender Geschäfte auch Beamte des geho-
benen und des mittleren Dienstes zu betrauen; 
ausgeschlossen davon sind jedoch Zurückwei-
sungen von Anmeldungen aus Gründen, denen 
der Anmelder widersprochen hat. Der Bundes-
minister der Justiz kann diese Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf den Präsidenten 
des Patentamts übertragen." 

5. Der bisherige § 4 Abs. 4 wird § 4 Abs. 3 und 
erhält folgende Fassung: 

„(3) Über Löschungsanträge (§§ 7 bis 11) be-
schließt eine der im Patentamt zu bildenden 
Gebrauchsmusterabteilungen, die mit zwei tech-
nischen Mitgliedern und einem rechtskundigen 
Mitglied zu besetzen ist. Die Bestimmungen des 
§ 18 Abs. 7 des Patentgesetzes gelten entspre-
chend. Innerhalb ihres Geschäftskreises obliegt 
jeder Gebrauchsmusterabteilung auch die Ab-
gabe von Gutachten." 

6. § 4 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) Für die Ausschließung und Ablehnung 
der Mitglieder der Gebrauchsmusterstelle und 
der Gebrauchsmusterabteilungen gelten die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
Ausschließung und Ablehnung der Gerichtsper-
sonen sinngemäß. Das gleiche gilt für die Be-
amten des gehobenen und des mittleren 
Dienstes, soweit sie nach Absatz 2 mit der 
Wahrnehmung einzelner der Gebrauchsmuster-
stelle oder den Gebrauchsmusterabteilungen 
obliegender Geschäfte betraut worden sind. 
§ 18 Abs. 6 Satz 3 des Patentgesetzes gilt ent-
sprechend." 

7. § 4 Abs. 5 wird gestrichen.  

8. § 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Über den Antrag wird auf Grund münd-
licher Verhandlung beschlossen. Das Patentamt 
hat nach billigem Ermessen zu bestimmen, zu 
welchem Anteil die Kosten des Verfahrens den 
Beteiligten zur Last fallen. § 33 Abs. 2 Satz 2 
bis 7 des Patentgesetzes gilt entsprechend." 

9. § 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 

(1) Gegen die Beschlüsse der Gebrauchs-
musterstelle und der Gebrauchsmusterabteilun-
gen findet die Beschwerde an das Patentgericht 
statt. 

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen einen 
Beschluß der Gebrauchsmusterstelle, durch den 
die Anmeldung eines Gebrauchsmusters zurück-
gewiesen wird, oder gegen einen Beschluß der 
Gebrauchsmusterabteilung, so ist innerhalb der 
Beschwerdefrist eine Gebühr nach dem Tarif zu 
zahlen; wird sie nicht gezahlt, so gilt die Be

-schwerde als nicht erhoben. 

(3) Im übrigen gelten die Vorschriften des 
Patentgesetzes über das Beschwerdeverfahren 
vor dem Patentgericht (§§ 361 bis 36q und 41a 
bis 41 o) sowie über die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand (§ 43) entsprechend. 

(4) Über Beschwerden gegen Beschlüsse der 
Gebrauchsmusterstelle sowie gegen Beschlüsse 
der Gebrauchsmusterabteilungen entscheidet 
ein Beschwerdesenat des Patentgerichts. Über 
Beschwerden gegen Zurückweisung der An-
meldung eines Gebrauchsmusters entscheidet 
der Senat in der Besetzung mit zwei rechts-
kundigen Mitgliedern und einem technischen 
Mitglied, über Beschwerden gegen Beschlüsse 
der Gebrauchsmusterabteilungen über Lö-
schungsanträge in der Besetzung mit einem 
rechtskundigen Mitglied und drei technischen 
Mitgliedern. Der Vorsitzende muß ein rechts-
kundiges Mitglied sein. Für die Verhandlung 
über Beschwerden gegen die Beschlüsse der 
Gebrauchsmusterstelle gilt § 36g Abs. 1 des 
Patentgesetzes, für die Verhandlung über Be-
schwerden gegen die Beschlüsse der Gebrauchs-
musterabteilungen § 36g Abs. 2 des Patentge-
setzes entsprechend. 

(5) Gegen des Beschluß des Beschwerdesenats 
des Patentgerichts findet die Rechtsbeschwerde 
an den Bundesgerichtshof statt, wenn der Be-
schwerdesenat in dem Beschluß die Rechtsbe-
schwerde zugelassen hat. § 41p Abs. 2 sowie die 
§§ 41q bis 41y des Patentgesetzes sind anzu-
wenden." 

10. Nach § 11 wird folgende Vorschrift als § 11a 
eingefügt: 

„§ 11a 

Die Vorschriften des Patentgesetzes über die 
Erteilung einer Zwangslizenz (§ 15 Abs. 1) und 
über das Verfahren wegen Erteilung einer 
Zwangslizenz (§§ 37 bis 41 o, 42 bis 42 1) gelten 
für eingetragene Gebrauchsmuster entspre-
chend." 

11. In § 12 Abs. 1 werden hinter den Worten „über 
die Amtssprache (§ 45)" die Worte „über Zu-
stellungen (§ 45a) " eingefügt. 

12. In § 12 Abs. 2 werden die Worte „§§ 46a bis 
46i" durch die Worte „§§ 46a bis 46k" ersetzt. 

13. § 14 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Gegen Zahlung einer Gebühr nach dem 
Tarif tritt eine Verlängerung der Schutzdauer 
um drei Jahre ein. Die Verlängerung wird in 
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der Rolle vermerkt. Die Verlängerungsgebühr 
ist bis zum Ablauf von zwei Monaten nach 
Beendigung der ersten Schutzfrist zu entrichten. 
Wird die Verlängerungsgebühr mit der Eintra-
gung des Gebrauchsmusters fällig, so beträgt 
die Frist vier Monate. Wird die Frist versäumt, 
so muß der tarifmäßige Zuschlag für die Ver-
spätung der Zahlung entrichtet werden. Nach 
Ablauf der Frist gibt das Patentamt dem Ein-
getragenen Nachricht, daß eine Verlängerung 
der Schutzdauer nur eintritt, wenn die Gebühr 
mit dem tarifmäßigen Zuschlag bis zum Ablauf 
von sechs Monaten nach Beendigung der ersten 
Schutzfrist oder bis zum Ablauf eines Monats 
nach Zustellung der Nachricht, sofern diese 
Frist später als sechs Monate nach Beendigung 
der ersten Schutzfrist abläuft, entrichtet wird." 

14. § 14 Abs. 3 Satz 2 und 3 erhält folgende Fassung: 

„Es kann die Hinausschiebung davon abhän-
gig machen, daß innerhalb bestimmter Fristen 
Teilzahlungen geleistet werden. Erfolgt eine 
Teilzahlung nicht fristgemäß, so benachrichtigt 
das Patentamt den Eingetragenen, daß eine 
Verlängerung der Schutzfrist nur eintritt, wenn 
der Restbetrag innerhalb eines Monats nach 
Zustellung gezahlt wird." 

15. In § 19 Abs. 5 werden die Worte „einer Gebühr 
nach § 9 der Gebührenordnung für Rechtsan-
wälte" durch die Worte „einer vollen Gebühr 
nach § 11 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte" ersetzt. 

16. In § 20 Satz 1 werden hinter dem Wort „Patent-
amt" die Worte „oder dem Patentgericht" ein-
gefügt. 

17. In § 21 werden die Worte „einschließlich des 
Zustellungswesens" gestrichen; das Wort „Ver-
waltungsgebühren" wird durch das Wort „Ver-
waltungskosten" ersetzt. 

Artikel 3 

Änderung des Warenzeichengesetzes 

§ 3 

Das Warenzeichengesetz vom 5. Mai 1936 (Reichs-
gesetzbl. II S. 134) in der Fassung vom 18. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 645) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Bei der Anmeldung jedes Zeichens ist 
eine Anmeldegebühr und für jede Klasse oder 
Unterklasse der in der Anlage beigefügten 
Warenklasseneinteilung, für die der Schutz 
begehrt wird, eine Klassengebühr nach dem 
Tarif zu entrichten. Unterbleibt die Zahlung, so 
gibt das Patentamt dem Anmelder Nachricht, 
daß die Anmeldung als zurückgenommen gilt, 
wenn die Gebühren nicht bis zum Ablauf eines 

Monats nach Zustellung der Nachricht entrich-
tet werden." 

2. § 2 Abs. 5 wird gestrichen. 

3. § 2 Abs. 6 wird § 2 Abs. 5. 

4. § 4 Abs. 2 erhält folgende Nummer 3a: 

„3a. die Wappen, Flaggen oder andere Kenn-
zeichen, Siegel oder Bezeichnungen der 
internationalen zwischenstaatlichen Organi-
sationen enthalten, die nach einer Bekannt-
machung im Bundesgesetzblatt von der Ein-
tragung als Warenzeichen ausgeschlossen 
sind,". 

5. § 4 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Vorschriften der Nummern 2, 3 und 3a 
gelten nicht für einen Anmelder, der befugt ist, 
in dem Warenzeichen das Hoheitszeichen, das 
Prüf- oder Gewährzeichen oder die sonstige 
Bezeichnung zu führen, selbst wenn es mit der 
Bezeichnung eines anderen Staates oder einer 
anderen internationalen zwischenstaatlichen 
Organisation im Verkehr verwechselt werden 
kann." 

6. § 5 Abs. 4 erhält folgenden Satz 2: 

„Widerspruch kann ferner erheben, wer in 
einem anderen Staat für gleiche oder gleich-
artige Waren auf Grund einer früheren An-
meldung oder Benutzung Rechte an einem mit 
dem angemeldeten Zeichen übereinstimmenden 
Zeichen erworben hat und nachweist, daß der 
Anmelder auf Grund eines Arbeits- oder son-
stigen Vertragsverhältnisses zu dem Widerspre-
chenden dessen Interessen im geschäftlichen 
Verkehr wahrzunehmen hat und das Zeichen 
ohne dessen Zustimmung während des Beste-
hens dieses Vertragsverhältnisses angemeldet 
hat." 

7. In § 5 Abs. 4 wird der bisherige Satz 2 Satz 3 
und erhält folgende Fassung: 

„Gegen die Versäumnis der Frist für die Erhe-
bung des Widerspruchs gibt es keine Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand." 

8. § 5 Abs. 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Innerhalb der Widerspruchsfrist ist eine Ge-
bühr nach dem Tarif zu entrichten." 

9. § 5 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Wird Widerspruch erhoben, so ent-
scheidet das Patentamt durch Beschluß, ob die 
Zeichen übereinstimmen. § 33 Abs. 2 des Patent-
gesetzes gilt entsprechend." 

10. § 6 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wird die Übereinstimmung der Zeichen 
verneint, so wird das neu angemeldete Zeichen 
eingetragen. 
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(2) Wird die Übereinstimmung der Zeichen 
festgestellt, so wird die Eintragung versagt. 
Sofern der Anmelder geltend machen will, daß 
ihm trotz der Feststellung ein Anspruch auf die 
Eintragung zustehe, hat er den Anspruch im 
Wege der Klage gegen den Widersprechenden 
zur Anerkennung zu bringen. Die Eintragung 
auf Grund einer Entscheidung, die zu seinen 
Gunsten ergeht, wird unter dem Zeitpunkt der 
ursprünglichen Anmeldung bewirkt." 

11. § 6a Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Innerhalb dieser Frist ist eine Gebühr nach 
dem Tarif zu entrichten; wird sie nicht gezahlt, 
so gilt der Antrag als nicht gestellt." 

12. § 6a Abs. 4 Satz 1 und 2 erhält folgende Fas-
sung: 
„Wird die Übereinstimmung der Zeichen ver-
neint, so wird der Widerspruch zurückgewie-
sen. Wird die Übereinstimmung der Zeichen 
festgestellt, so wird das nach Absatz 1 einge-
tragene Zeichen gelöscht." 

13. § 7 Satz 4 wird gestrichen. 

14. § 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Schutzdauer kann um jeweils zehn 
Jahre verlängert werden. Die Verlängerung 
wird dadurch bewirkt, daß nach Ablauf von 
neun Jahren seit dem Tage der Anmeldung 
oder, bei Zeichen, deren Schutzdauer bereits 
verlängert worden ist, seit der letzten Verlän-
gerung eine Verlängerungsgebühr und für jede 
Klasse oder Unterklasse, für die weiterhin 
Schutz begehrt wird, eine Klassengebühr nach 
dem Tarif entrichtet wird. Werden die Gebüh-
ren nicht bis zum Ablauf von zwei Monaten 
nach der mit der Beendigung der Schutzdauer 
eintretenden Fälligkeit gezahlt, so muß der 
tarifmäßige Zuschlag für die Verspätung der 
Zahlung entrichtet werden. Nach Ablauf der 
Frist gibt das Patentamt dem Zeicheninhaber 
Nachricht, daß das Zeichen gelöscht wird, wenn 
die Gebühren mit dem tarifmäßigen Zuschlag 
nicht bis zum Ablauf von sechs Monaten nach 
Beendigung der Schutzdauer oder bis zum Ab-
lauf eines Monats nach Zustellung der Nach-
richt, sofern diese Frist später als sechs Monate 
nach Beendigung der Schutzdauer abläuft, ent-
richtet werden." 

15. § 9 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Erfolgt eine Teilzahlung nicht fristgemäß, so 
benachrichtigt das Patentamt den Zeicheninha-
ber, daß das Zeichen gelöscht wird, wenn der 
Restbetrag nicht innerhalb eines Monats nach 
Zustellung gezahlt wird." 

 

16. In § 10 Abs. 3 Satz 4 werden die Worte „§ 5 
Abs. 6 Sätze 2 bis 4" durch die Worte „§ 33 
Abs. 2 des Patentgesetzes" ersetzt. 

17. § 11 Abs. 1 erhält folgende Nummer  la:  

„1a. wenn er in einem anderen Staat auf 
Grund einer früheren Anmeldung oder 
Benutzung für gleiche oder gleichartige 
Waren Rechte an dem Zeichen erworben 
hat und nachweist, daß der als Inhaber 
des Zeichens Eingetragene auf Grund eines 
Arbeits- oder sonstigen Vertragsverhält-
nisses seine Interessen im geschäftlichen 
Verkehr wahrzunehmen hat und das Zei-
chen ohne seine Zustimmung während des 
Bestehens des Vertragsverhältnisses an-
gemeldet hat,". 

18. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Anmeldungen, Anträge auf Umschrei-
bung, Widersprüche gegen die Löschung von 
Warenzeichen und Anträge auf Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand werden nach den 
Vorschriften des Patentgesetzes über das Ver-
fahren vor dem Patentamt erledigt, soweit nicht 
in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 
Die Bestimmungen des § 43 Abs. 4 des Patent-
gesetzes gelten für Warenzeichen nicht." 

19. § 12 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Warenzeichenabteilungen für Angelegen-
heiten, die nicht gesetzlich anderen Stellen 
zugewiesen sind, wie für Umschreibungen 
und Löschungen in der Zeichenrolle; inner-
halb ihres Geschäftskreises obliegt jeder 
Warenzeichenabteilung auch die Abgabe 
von Gutachten (§ 14),". 

 

20. In § 12 Abs. 2 wird die Nummer 3 gestrichen. 

21. § 12 Abs. 4 erhält folgenden Satz 2: 

„Der Vorsitzende der Warenzeichenabteilung 
kann alle Angelegenheiten der Warenzeichen-
abteilung allein bearbeiten mit Ausnahme der 
Beschlußfassung über die Löschung von Waren-
zeichen im Falle des § 10 Abs. 3 Satz 3." 

22. § 12 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Bundesminister der Justiz wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit der 
Wahrnehmung einzelner, den Prüfungsstellen 
oder den Warenzeichenabteilungen obliegender 
Geschäfte, die rechtlich keine Schwierigkeiten 
bieten, auch Beamte des gehobenen und des 
mittleren Dienstes zu betrauen; ausgeschlossen 
davon sind jedoch Eintragungen von Waren-
zeichen, Beschlüsse im Widerspruchsverfahren, 
Zurückweisungen aus Gründen, denen der An-
melder widersprochen hat, und Löschungen, die 
nicht vom Zeicheninhaber selbst beantragt sind. 
Der Bundesminister der Justiz kann diese Er-
mächtigung durch Rechtsverordnung auf den 
Präsidenten des Patentamts übertragen." 
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23. § 12 Abs. 6 wird durch folgende Bestimmung 
ersetzt: 

„(6) Für die Ausschließung und Ablehnung 
der Prüfer und der Mitglieder der Waren-
zeichenabteilungen gelten die Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über Ausschließung und 
Ablehnung der Gerichtspersonen sinngemäß. 
Das gleiche gilt für die Beamten des gehobenen 
und des mittleren Dienstes, soweit sie nach Ab-
satz 5 mit der Wahrnehmung einzelner, den Prü-
fungsstellen oder den Warenzeichenabteilungen 
obliegender Geschäfte betraut worden sind. § 18 
Abs. 6 Satz 3 des Patentgesetzes gilt entspre-
chend." 

24. § 12 Abs. 7 wird gestrichen. 

25. § 13 erhält folgende Fassung: 

„§ 13 

(1) Gegen die Beschlüsse der Prüfungsstellen 
und der Warenzeichenabteilungen findet die Be-
schwerde an das Patentgericht statt. 

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen einen 
Beschluß, durch den ein Antrag zurückgewiesen 
wird, oder gegen einen Beschluß, durch den ent-
gegen dem Widerspruch die Löschung angeord-
net wird, so ist innerhalb der Beschwerdefrist 
eine Gebühr nach dem Tarif zu zahlen; wird sie 
nicht gezahlt, so gilt die Beschwerde als nicht 
erhoben. 

(3) Im übrigen gelten die Vorschriften des 
Patentgesetzes über das Beschwerdeverfahren 
vor dem Patentgericht (§§ 361 bis 36q und 41a 
bis 41o) sowie über die Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand (§ 43 Abs. 1 bis 3) ent-
sprechend. 

(4) Über Beschwerden gegen Beschlüsse der 
Prüfungsstellen und Warenzeichenabteilungen 
entscheidet ein Beschwerdesenat des Patent-
gerichts in der Besetzung mit drei rechtskundi-
gen Mitgliedern. Für die Verhandlung über Be-
schwerden gegen die Beschlüsse der Prüfungs-
stellen gilt § 36g Abs. 1 des Patentgesetzes, für 
die Verhandlung über Beschwerden gegen die 
Beschlüsse der Warenzeichenabteilungen § 36g 
Abs. 2 des Patentgesetzes entsprechend. 

(5) Gegen den Beschluß des Beschwerde-
senats findet die Rechtsbeschwerde an den Bun-
desgerichtshof statt, wenn der Beschwerdesenat 
in dem Beschluß die Rechtsbeschwerde zugelas-
sen hat. § 41p Abs. 2 sowie die §§ 41q bis 41y 
des Patentgesetzes sind anzuwenden." 

26. § 27 erhält folgende Fassung: 

„§ 27 

Wer unbefugt die in § 4 Abs. 2 Nr. 2, 3 und 3a 
bezeichneten Wappen, Flaggen, Hoheitszeichen, 
amtlichen Prüf- und Gewährzeichen oder son-
stigen Bezeichnungen zur Kennzeichnung von 
Waren benutzt, wird mit Geldstrafe bis zu 

150 Deutsche Mark oder mit Haft bestraft, so-
weit er nicht nach anderen Bestimmungen eine 
schwerere Strafe verwirkt hat." 

27. In § 32 Abs. 5 werden die Worte „einer Gebühr 
nach § 9 der Gebührenordnung für Rechts-
anwälte" durch die Worte „einer vollen Gebühr 
nach § 11 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte" ersetzt. 

28. § 35 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Dieser ist im Verfahren vor dem Patentamt 
und dem Patentgericht und in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten, die das Zeichen betreffen, 
zur Vertretung befugt." 

29. In § 36 werden die Worte „einschließlich des 
Zustellungswesens" gestrichen; das Wort „Ver-
waltungsgebühren" wird durch das Wort „Ver-
waltungskosten" ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes 
über die patentamtlichen Gebühren 

§ 4 

Das Gesetz über die patentamtlichen Gebühren 
vom 22. Februar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 62) erhält 
die Bezeichnung „Gesetz über die Gebühren des 
Patentamts und des Patentgerichts" und wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Gebühren des Patentamts betragen:" 

2. In § 1 werden gestrichen: 

a) im Abschnitt A 

die Nummern 8 und 10 bis 13; 

b) im Abschnitt B die Nummern 4 und 6; 

c) im Abschnitt C die Nummern 14 und 16; 

d) im Abschnitt D die Nummer 3. 

3. Nach § 1 wird folgende Vorschrift als § 1a ein-
gefügt: 

„§ 1a 

Die im Verfahren vor dem Patentgericht zu 
entrichtenden Gebühren betragen: 

Deutsche 
Mark 

A. Bei Patenten 

1. für die Einlegung der Beschwerde 
(§ 36 1 Abs. 3 des Patentgesetzes) 60 

2. für die Klage auf Erklärung der 
Nichtigkeit oder auf Zurücknahme 
oder auf Erteilung einer Zwangs-
lizenz (§ 37 Abs. 4) 350 
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Deutsche 
Mark 

3. für den Antrag auf Erlaß einer 
einstweiligen Verfügung (§ 41 
Abs. 2) 300 

4. für die Einlegung der Berufung 
(§ 42 Abs. 1) .. 	. 	. 	. 	. 	300 

5. für die Einlegung der Beschwerde 
gegen die Entscheidung über den 
Antrag auf Erlaß einer einstweili-
gen Verfügung (§ 42m Abs. 2) . . 300 

B. Bei Gebrauchsmustern 

1. für die Einlegung der Beschwerde 
gegen den Beschluß der Gebrauchs-
musterstelle (§ 10 Abs. 2 des Ge-
brauchsmustergesetzes) . . . . 	60 

2. für die Einlegung der Beschwerde 
gegen den Beschluß der Gebrauchs-
musterabteilung (§ 10 Abs. 2) . . 250 

C. Bei Warenzeichen 

1. für die Einlegung der Beschwerde 
im Eintragungsverfahren (§ 13 
Abs. 2 des Warenzeichengesetzes) 
außer dem Fall der Nummer 2 . 60 

2. für die Einlegung der Beschwerde 
im Löschungsverfahren (§ 13 
Abs. 2) 	 250 

3. für die Einlegung der Beschwerde 
nach § 2 Abs. 3 der Verordnung 
über die internationale Registrie-
rung von Fabrik- oder Handels-
marken in der Fassung vom 
17. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 656) 	60" 

Artikel 5 

Änderung weiterer Gesetze 

§ 5 

Im Fünften Gesetz zur Änderung und Überleitung 
von Vorschriften auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes vom 18. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 615) wird nach § 8 folgende Vorschrift als § 8a 
eingefügt: 

„§ 8a 

(1) Gegen die Beschlüsse der Urheberrechtsab-
teilung des Patentamts findet die Beschwerde an das 
Patentgericht statt. 

(2) Über die Beschwerde entscheidet der Be-
schwerdesenat des Patentgerichts in der Besetzung 
mit drei rechtskundigen Mitgliedern. 

(3) Gegen den Beschluß des Beschwerdesenats 
findet die Rechtsbeschwerde an den Bundesgerichts-
hof statt, wenn der Beschwerdesenat in dem Beschluß 

die Rechtsbeschwerde zugelassen hat. § 41p Abs. 2 
sowie die §§ 41q bis 41y des Patentgesetzes sind 
anzuwenden." 

§ 6 

§ 30 des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen 
vom 25. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 756) wird wie 
folgt geändert: 

1. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Vorsitzende und sein Vertreter sollen 
die Befähigung zum Richteramt nach dem Ge-
richtsverfassungsgesetz besitzen. Sie werden vom 
Bundesminister der Justiz am Beginn des Kalen-
derjahres für dessen Dauer berufen." 

2. Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 einge-
fügt: 

„ (6) Die Dienstaufsicht über die Schiedsstelle 
führt der Vorsitzende, die Dienstaufsicht über 
den Vorsitzenden der Bundesminister der Justiz." 

§ 7  

§ 33 des Gesetzs über die Eingliederung des Saar-
landes auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts-
schutzes vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 388) 
erhält folgenden Absatz 3: 

„ (3) Die Dienstaufsicht über die Schiedsstelle 
führt der Vorsitzende, die Dienstaufsicht über den 
Vorsitzenden der Bundesminister der Justiz." 

§ 8  

§ 66 der Bundesgebührenordnung für Rechtsan-
wälte erhält folgende Fassung: 

„§ 66 

Verfahren vor dem Patentgericht 
und dem Bundesgerichtshof 

(1) Im Verfahren vor dem Patentgericht und im 
Verfahren vor dem Bundesgerichtshof über die Be-
rufung, Rechtsbeschwerde oder Beschwerde gegen 
eine Entscheidung des Patentgerichts gelten die 
Vorschriften dieses Abschnitts sinngemäß. 

(2) Der Rechtsanwalt erhält im Beschwerdever-
fahren vor dem Patentgericht über andere als die in 
§ 14 Abs. 4, § 30a Abs. i und 2, § 361 Abs. 3 des 
Patentgesetzes, § 10 Abs. 2 des Gebrauchsmuster-
gesetzes und § 13 Abs. 2 des Warenzeichengesetzes 
genannten Angelegenheiten drei Zehntel der in § 31 
bestimmten Gebühren. Die Vorschriften der §§ 32 
und 33 Abs. 1 und 2 gelten nicht. 

(3) Die Gebühren im Verfahren vor dem Bundes-
gerichtshof richten sich auch bei Rechtsbeschwerde-
verfahren und Beschwerdeverfahren nach § i 1 Abs. 1 
Satz 2." 

§ 9  

§ 2 Abs. 2 Satz 1 der Justizbeitreibungsordnung 
vom 11. März 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 298) erhält 
folgende Fassung: 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	Drucksache  1749 

„Für Ansprüche, die beim Bundesgerichtshof entste-
hen, ist die Amtskasse des Bundesgerichtshofs, für 
Ansprüche, die beim Bundespatentgericht oder beim 
Deutschen Patentamt entstehen, die Amtskasse des 
Deutschen Patentamts Vollstreckungsbehörde." 

§ 10 

Die dem Bundesbesoldungsgesetz vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 993) als Anlage I beige-
gebenen Besoldungsordnungen A und B werden wie 
folgt geändert: 

I. Bundesbesoldungsordnung A 

Es werden ersetzt 

1. in Besoldungsgruppe 15 

die Worte „Senatsrat beim Deutschen Patent-
amt" durch die Worte „Senatsrat beim Bundes-
patentgericht", 

2. in Besoldungsgruppe 16 

die Worte „Senatspräsident beim Deutschen 
Patentamt" durch die Worte „Senatspräsident 
beim Bundespatentgericht". 

II. Bundesbesoldungsordnung B 

Es werden eingefügt 

1. bei Besoldungsgruppe 7 

„Präsident des Bundespatentgerichts", 

2. bei Besoldungsgruppe 3 

„Vizepräsident des Bundespatentgerichts".' 

Artikel 6 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 11 

(1) Verfahren, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes bei den Beschwerdesenaten oder 
Nichtigkeitssenaten des Patentamts anhängig sind, 
werden mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beim 
Patentgericht rechtshängig. Verfahren über Be-
schwerden nach § 21 des Patentgesetzes gegen Be-
schlüsse der Nichtigkeitssenate des Patentamts wer-
den eingestellt, es sei denn, daß der angefochtene 
Beschluß das Verfahren vor dem Nichtigkeitssenat 
des Patentamts abgeschlossen hat. In diesem Falle 
entscheidet ein Nichtigkeitssenat des Patentgerichts 
über die Beschwerde. 

(2) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes bei den Verwaltungsgerichten oder Ober-
verwaltungsgerichten anhängigen Verfahren über 
Beschlüsse und Entscheidungen des Patentamts 
gehen mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf 
das Patentgericht über. Die bisherige Klage oder 
Berufung gilt als Beschwerde, über die nach den 
Vorschriften für das Verfahren vor dem Patent- 

gericht entschieden wird. Die Beschwerde ist als 
unzulässig zu verwerfen, wenn die Klage oder die 
Berufung nach den bisher geltenden Vorschriften 
unzulässig war. 

(3) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes beim Bundesverwaltungsgericht anhängi-
gen Verfahren über Beschlüsse und Entscheidungen 
des Patentamts gehen mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf den Bundesgerichtshof über. Die bis-
herige Revision gilt als zugelassene Rechtsbe-
schwerde, über die nach den Vorschriften über die 
Rechtsbeschwerde gegen Beschlüsse des Patent-
gerichts entschieden wird. Der Bundesgerichtshof 
hat die Rechtsbeschwerde als unzulässig zu verwer-
fen, wenn die Revision nach den bisher geltenden 
Vorschriften unzulässig war. 

(4) Die Zulässigkeit eines Rechtsbehelfs gegen 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes verkündete 
oder von Amts wegen zugestellte Beschlüsse und 
Entscheidungen des Patentamts richtet sich nach den 
bisher geltenden Vorschriften mit folgender Maß-
gabe: 

1. Beschwerden nach § 21 des Patentgesetzes 
sind innerhalb eines Monats nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes beim Patent-
gericht einzulegen. 

2. Beschlüsse der Nichtigkeitssenate des 
Patentamts, die das Verfahren nicht abge-
schlossen haben, sind unanfechtbar. 

3. An die Stelle einer im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes nach den 
bisher geltenden Vorschriften zulässigen 
Anfechtungsklage vor den Verwaltungs-
gerichten tritt die Beschwerde an das 
Patentgericht. Sie ist innerhalb der Frist 
für die bisher gegebene Anfechtungsklage 
einzulegen. Die Frist ist gewahrt, wenn 
vor ihrem Ablauf eine Klageschrift bei 
dem bisher zuständigen Verwaltungs-
gericht eingeht. 

(5) An die Stelle einer nach den bisher geltenden 
Vorschriften zulässigen Berufung gegen Urteile der 
Verwaltungsgerichte tritt die Beschwerde an das 
Patentgericht, an die Stelle einer nach den bisher 
geltenden Vorschriften zulässigen Revision gegen 
Urteile der Oberverwaltungsgerichte die Rechtsbe-
schwerde an den Bundesgerichtshof. Die Bestimmun-
gen des Absatzes 4 Nr. 3 Satz 2 und 3 gelten ent-
sprechend. 

(6) An Verfahren, die nach den Absätzen 2 und 3 
auf das Patentgericht oder den Bundesgerichtshof 
übergehen oder nach Absatz 5 bei diesen Gerichten 
anhängig gemacht werden, sind beteiligt 

1. die an dem Verfahren vor den Gerichten 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit Beteilig-
ligten, 

2. die an dem Verfahren vor dem Patentamt 
Beteiligten. 

(7) Für Verfahren, die nach den Absätzen 2 bis 5 
auf das Patentgericht oder den Bundesgerichtshof 
übergehen oder bei diesen Gerichten anhängig ge-
macht werden, sind die für das Verfahren vor die- 
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sen Gerichten vorgesehenen Gebühren innerhalb 
einer vom Gericht zu bestimmenden Frist zu zah-
len. In den nach den Absätzen 2 und 3 übergelei-
teten Verfahren werden auf diese Gebühren die 
bei den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
bereits gezahlten Gerichtskosten des Rechtszuges 
angerechnet, in dem das Verfahren im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes anhängig ist. 

(8) Das Patentgericht entscheidet, soweit erfor-
derlich, auch über die Kosten des Verfahrens vor 
den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 

§ 12 

Bis zum Inkrafttreten des Richtergesetzes gilt fol-
gendes: 

1. Für die persönliche Rechtsstellung der Richter 
des Patentgerichts gelten die Vorschriften 
des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend. 

2. Das allgemeine Dienstalter eines Richters des 
Patentgerichts bestimmt sich nach dem Tag, 
an dem ihm sein Richteramt übertragen wor-
den ist. Hat der Richter zuvor ein anderes 
Richteramt oder ein sonstiges Amt mit min-
destens dem gleichen Endgrundgehalt beklei-
det, so bestimmt sich das allgemeine Dienst-
alter nach dem Tag der Übertragung dieses 
Amtes. 

3. Nach der erstmaligen Besetzung des Patent-
gerichts hat der Bundesminister der Justiz vor 
der Ernennung eines Senatspräsidenten und 
vor der Berufung eines Richters des' Patent-
gerichts das Präsidium dieses Gerichts zu 
hören. 

§ 13 

(1) Für Verfahren nach Artikel 7 des Gesetzes 
Nr. 8 der Alliierten Hohen Kommission über 
gewerbliche, literarische und künstlerische Eigen-
tumsrechte ausländischer Staaten und Staatsange-
höriger vom 20. Oktober 1949 (Amtsblatt der Al-
liierten Hohen Kommission in Deutschland S. 18) 
in der Fassung des Gesetzes Nr. 66 der Alliierten 
Hohen Kommission vom 15. November 1951 (Amts-
blatt der Alliierten Hohen Kommission in Deutsch-
land S. 1309) wird im Patentgericht ein Großer 
Senat gebildet, der insoweit an die Stelle des Gro-
ßen Senats des Patentamts tritt. Der Große Senat 
besteht aus dem Präsidenten des Patentgerichts 
oder seinem ständigen Vertreter sowie aus drei 
rechtskundigen und drei technischen Mitgliedern 
des Patentgerichts. 

(2) Für die Entscheidung über Beschwerden nach 
§ 28 der Ersten Durchführungsverordnung zum Ge-
setz Nr. 8 der Alliierten Hohen Kommission vom 
8. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. S. 357) wird im Pa-
tentgericht ein besonderer Senat gebildet, der an 
die Stelle des in § 29 der Ersten Durchführungsver-
ordnung zum Gesetz Nr. 8 der Alliierten Hohen 
Kommission bezeichneten besonderen Senats des 
Patentamts tritt. Der Senat entscheidet in der Be-
setzung mit drei Richtern, von denen der Vorsit-
zende und ein weiterer Richter rechtskundig sein 
müssen. 

(3) Die Beisitzer des Großen Senats und ihre 
Vertreter sowie die Mitglieder des besonderen Se-
nats und ihre 'Vertreter werden vor Beginn des 
Geschäftsjahres von dem Präsidium des Patentge-
richts bestimmt. 

§ 14 

§ 9 Abs. 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
vorn 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379) ist nicht 
anzuwenden, wenn mit der Zustellung die Frist für 
die Einlegung der Beschwerde nach § 28 der Ersten 
Durchführungsverordnung zum Gesetz Nr. 8 der 
Alliierten Hohen Kommission vom 8. Mai 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 357) beginnt. 

§ 15 

(1) Für die Entrichtung von Patentjahresgebüh-
ren und Gebühren für die Verlängerung der Schutz-
dauer eines Gebrauchsmusters oder Warenzeichens, 
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig ge-
worden sind, verbleibt es bei den bisher geltenden 
Vorschriften. 

(2) Das gleiche gilt für Klassengebühren, die für 
eine vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes einge-
reichte Anmeldung eines Warenzeichens zu entrich-
ten sind oder die vor dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes für die Verlängerung der Schutzdauer eines 
Warenzeichens fällig geworden sind. 

§ 16 

(1) Beschlüsse und Entscheidungen der Prüfungs-
stellen und Abteilungen, die his zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ergangen sind, sind nicht deshalb 
ungültig, weil die Vorschriften des Patentgesetzes, 
des Gebrauchsmustergesetzes und des Warenzei-
chengesetzes über die Besetzung der Prüfungsstel-
len und Abteilungen nicht eingehalten waren. 

(2) Das gleiche gilt für Amtshandlungen eines 
Angehörigen des Patentamts, die bis zum Inkraft-
treten dieses Gesetzes vorgenommen worden sind. 

§ 17 

(1) Bis zum Ablauf der Frist zur Entrichtung pa-
tentamtlicher Gebühren, die durch Zustellung der 
Nachricht nach § i 1 Abs. 3 und 4, § 26 Abs. 2, § 31 
Satz 3 des Patentgesetzes, § 2 Abs. 5, § 14 Abs. 2 
und 3 des Gebrauchsmustergesetzes und § 9 Abs. 2 
und 3, § 17 Abs. 3 des Warenzeichengesetzes in 
Lauf gesetzt wird, können folgende Personen beim 
Patentamt Stundung der Gebühren und des tarif-
mäßigen Zuschlags beantragen, wenn sie durch 
außergewöhnliche Umstände an der rechtzeitigen 
Zahlung gehindert sind: 

1. anerkannte Vertriebene, Sowjetzonen-
flüchtlinge und ihnen gleichgestellte Per-
sonen im Sinne der §§ 1 bis 4 des Bun-
desvertriebenengesetzes; 

2. anerkannte Heimkehrer im Sinne des § 1 
des Heimkehrergesetzes; 

3. Personen, die auf Grund des § 94 des 
Bundesvertriebenengesetzes im Wege der 
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Familienzusammenführung ihren Wohn-
sitz oder ständigen Aufenthalt im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes genommen 
haben; 

4. Evakuierte im Sinne der §§ i und 2 des 
Bundesevakuiertengesetzes; 

5. Personen mit Wohnsitz, ständigem Auf-
enthalt oder Sitz in der sowjetischen Be-
satzungszone oder im sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin. 

Eine wiederholte Stundung ist zulässig; sie muß vor 
dem Ende der laufenden Stundungsfrist beantragt 
werden. 

(2) Gegen den Beschluß, durch den ein Antrag 
nach Absatz 1 zurückgewiesen wird, findet die Be-
schwerde an das Patentgericht statt. Die Beschwerde 
ist gebührenfrei. Im übrigen sind § 361 Abs. 2, 
§ 36m Abs. 1 sowie die §§ 36n bis 36q und 41a 
bis 41 o des Patentgesetzes anzuwenden. 

§ 18 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes werden 
aufgehoben 

1. die §§ 15 und 16 Abs. 3 des Fünften Gesetzes 
zur Änderung und Überleitung von Vorschrif-
ten auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts-
schutzes vom 18. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 615); 

2. die Verordnung über das Berufungsverfahren 
beim Reichsgericht in Patentsachen vom 30. 
September 1936 (Reichsgesetzbl. II S. 316); 

3. die Verordnung über Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Patent- und Warenzeichenrechts 
vom 1. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 715). 

§ 19 

Soweit in anderen Gesetzen und Verordnungen 
auf die durch dieses Gesetz aufgehobenen oder ab-
geänderten Vorschriften verwiesen ist, treten die 
entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes an 
ihre Stelle. 

§ 20 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Patentgesetzes, des Gebrauchs-
mustergesetzes, des Warenzeichengesetzes und des 
Gesetzes über die patentamtlichen Gebühren in der 
nach diesem Gesetz geltenden Fassung mit neuem 
Datum bekanntzumachen und dabei Unstimmigkei-
ten des Wortlauts zu beseitigen. 

§ 21 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. i 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
oder der durch dieses Gesetz geänderten Gesetze 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 22 

Dieses Gesetz tritt am 	 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

I  

1. Der Wiederaufbau des deutschen gewerblichen 
Rechtsschutzes ist nach dem Ende des zweiten Welt-
krieges durch eine Reihe von Gesetzen, insbeson-
dere durch die fünf Gesetze zur Änderung und 
Überleitung von Vorschriften auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes (Überleitungsgesetze) 
vollzogen worden. In der amtlichen Begründung 
des Entwurfs des am 1. August 1953 in Kraft ge-
tretenen Fünften Überleitungsgesetzes (BT-Druck-
sache Nr. 3801 der 1. Wahlperiode) war darauf hin-
gewiesen worden, daß mit diesem Gesetz der Auf-
bau gleichzeitig abgeschlossen werden sollte. 

Bei der Vorlage des Regierungsentwurfs des Fünf-
ten Überleitungsgesetzes waren die Auswirkungen, 
die sich aus den Vorschriften des Grundgesetzes für 
die rechtliche Stellung des Deutschen Patentamts 
ergeben, noch nicht geklärt und nicht streitig ge-
worden. Es erschien zum damaligen Zeitpunkt, in 
dem der Wiederaufbau eines den Bedürfnissen der 
deutschen Wirtschaft gerecht werdenden gewerb-
lichen Rechtsschutzes im Vordergrund stand und 
alle übrigen Fragen zurücktreten ließ, nicht tunlich, 
zugleich auch für die Einordnung des Deutschen 
Patentamts in die durch das Grundgesetz bestimmte 
institutionelle Ordnung des Bundes eine gesetzliche 
Neuregelung vorzuschlagen. 

Nachdem die Frage der Rechtsstellung des Deut-
schen Patentamts im Jahre 1955 Gegenstand eines 
Verwaltungsstreitverfahrens geworden war, er-
schien es geboten, gesetzliche Maßnahmen bis zu 
einer höchstrichterlichen Entscheidung über diese 
sehr umstrittene Frage zurückzustellen. 

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts in diesem 
Rechtsstreit ist am 13. Juni 1959 (vgl. Anlage 1) er-
gangen. In dem Urteil wird festgestellt, daß nach 
dem gegenwärtigen Rechtszustand das Patentamt 
weder als Ganzes noch in seinen Beschwerde-
senaten als Gericht angesehen werden kann und 
demzufolge die Entscheidungen der Beschwerde-
senate bei den allgemeinen Verwaltungsgerichten 
angefochten werden können. Damit ist eine gesetz-
liche Neuregelung der Rechtsstellung des Patent-
amts unausweichlich geworden. Sie wird mit dem 
Entwurf eines Sechsten Überleitungsgesetzes vorge-
schlagen. 

Die vorgesehene Neuregelung der Rechtsstellung 
des Patentamts setzt eine Ergänzung des Grund-
gesetzes voraus. Diese wird gleichzeitig in einem 
gesonderten Entwurf vorgelegt. 

2. Der Entwurf des Sechsten Überleitungsgesetzes 
hat folgenden Inhalt: 

a) In erster Linie wird mit dem Entwurf das Ziel 
verfolgt, auf der Grundlage der Verfassungs

-
ergänzung die Rechtsstellung des Patentamts im 
einzelnen neu zu regeln und die hierfür erforder-
lichen Änderungen des Patentgesetzes, Ge-
brauchsmustergesetzes und Warenzeichengeset-
zes vorzunehmen. 

b) Mit dem Entwurf sollen aber gleichzeitig einige 
weitere Fragen geregelt werden, um die drei 
Hauptgesetze auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes, das Patentgesetz, das Gebrauchs-
mustergesetz und das Warenzeichengesetz nicht 
kurz hintereinander ändern zu müssen. 

aa) Zunächst handelt es sich hierbei um die 
Rechtsänderungen, die im Zusammenhang 
mit der Ratifikation der Lissabonner Fas-
sung der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums notwen-
dig werden. Die Pariser Verbandsüberein-
kunft ist auf einer Diplomatischen Konfe-
renz, die im Oktober 1958 in Lissabon 
stattgefunden hat, in einer Reihe von Punk-
ten revidiert worden. Einige dieser Ände-
rungen machen auch eine Änderung des 
deutschen Rechts erforderlich. 

bb) Ferner wird mit dem Entwurf des Sechsten 
Überleitungsgesetzes eine Neuregelung für 
Geheimpatente und Geheimgebrauchsmuster 
vorgeschlagen. Die nach geltendem Recht 
bestehende Möglichkeit, auf Erfindungen, 
die mit Rücksicht auf die Sicherheit des 
Bundes geheimzuhalten sind, Geheimpatente 
oder Geheimgebrauchsmuster zu erteilen, ist 
durch das Fünfte Überleitungsgesetz geschaf-
fen worden. Die mit diesem Gesetz in das 
Patentgesetz (§ 30a) und das Gebrauchs-
mustergesetz (§ 3a) eingefügten Bestim-
mungen lassen jedoch nur die Erteilung von 
Geheimpatenten und Geheimgebrauchs

-

mustern für den Bund zu. Die seit dem 
Inkrafttreten dieser Bestimmung mit dem 
Verfahren bei geheimhaltungsbedürftigen 
Erfindungen gemachten Erfahrungen haben 
gezeigt, daß die bisherige gesetzliche Rege-
lung den Bedürfnissen sowohl der beteilig-
ten Wirtschaftskreise als auch der für die 
Sicherheit des Bundes verantwortlichen 
Stellen nicht genügt. Die Bundesregierung 
hat daher schon anläßlich der Beantwortung 
der Großen Anfrage der Fraktion der SPD 
zur Justizpolitik — Drucksache 569 — in der 
Plenarsitzung des Bundestages vom 22. Ja-
nuar 1959 (vgl. das Protokoll über die 
56. Sitzung der 3. Wahlperiode) in Aussicht 
gestellt, die bisher für Geheimpatente und 
Geheimgebrauchsmuster bestehende Rege-
lung im Zusammenhang mit der nächsten 
Änderung des Patentgesetzes und des Ge-
brauchsmustergesetzes in einigen Punkten 
zu ändern. Diese Änderungen werden nun- 
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mehr mit dem Entwurf vorgeschlagen. Der 
Entwurf sieht hierbei insbesondere neu die 
Möglichkeit der Erteilung von Geheim-
patenten und Geheimgebrauchsmustern an 
Private und unter gewissen Voraussetzungen 
einen Anspruch des Patentinhabers auf 
angemessene Entschädigung für solche Nach-
teile vor, die ihm durch die Notwendigkeit 
der Geheimhaltung seiner Erfindung ent-
stehen. 

cc) Schließlich werden mit dem Entwurf des 
Sechsten Überleitungsgesetzes einige wei-
tere Änderungen des Patentgesetzes, des 
Gebrauchsmustergesetzes und des Waren-
zeichengesetzes vorgeschlagen, deren Vorab-
regelung vor einer großen Reform der ge-
nannten Gesetze zweckmäßig erscheint. 
Hierbei handelt es sich um verschiedene 
Einzelfragen, deren Neuregelung sich in 
letzter Zeit als notwendig erwiesen hat. 

3. Mit dem Entwurf soll keine allgemeine Reform 
des Patentgesetzes, des Gebrauchsmustergesetzes 
und des Warenzeichengesetzes verbunden werden. 
Es liegen zwar gewisse Wünsche der beteiligten 
Kreise für eine materiell-rechtliche Reform des 
gewerblichen Rechtsschutzes vor. Die Bundesregie-
rung ist jedoch der Auffassung, daß eine solche 
Reform erst durchgeführt werden sollte, wenn sich 
die weitere Entwicklung im Zusammenhang mit 
einer Vereinheitlichung des gewerblichen Rechts-
schutzes innerhalb der sechs Staaten der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft übersehen läßt, 
mit deren Vorarbeiten bereits begonnen worden 
ist. Eine Vereinheitlichung des gewerblichen Rechts-
schutzes innerhalb der sechs EWG-Staaten wird 
voraussichtlich zu einer Änderung des deutschen 
Rechts auf diesem Rechtsgebiet zwingen. 

Entscheidend ist aber, daß der Entwurf wegen sei-
ner Vorschriften über die Rechtsstellung des Deut-
schen Patentamts noch vor Ablauf der gegenwärti-
gen Wahlperiode des Deutschen Bundestages ver-
abschiedet werden sollte. Das bereits erwähnte 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. Juni 
1959 hat auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts-
schutzes einen Rechtszustand festgestellt, der so 
schnell wie möglich geändert werden muß. Der Ent-
wurf läßt daher alle Wünsche zur Änderung be-
stehender Vorschriften außer Betracht, die den Ent-
wurf so belasten würden, daß seine Verabschiedung 
vor dem Ende der gegenwärtigen Wahlperiode ge-
fährdet wäre. 

II. 

Die durch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 13. Juni 1959 notwendig gewordene Neurege-
lung der Rechtsstellung des Deutschen Patentamts 
bildet das Kernstück des Entwurfs. Aus diesem 
Grunde sollen vor der Behandlung der einzelnen 
Bestimmungen des Entwurfs einige allgemeine Be-
merkungen über die Neuregelung der Rechtsstel-
lung des Patentamts vorangestellt werden. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem Urteil 
vom 13. Juni 1959 festgestellt, daß der Verwal-
tungsrechtsweg gegen die Entscheidungen der Be-
schwerdesenate des Patentamts zulässig ist. Dies 
bedeutet, daß sämtliche Entscheidungen der Be-
schwerdesenate des Patentamts, für die nicht be-
reits nach den Vorschriften des Patentgesetzes, 
Gebrauchsmustergesetzes und Warenzeichengeset-
zes die Möglichkeit einer Anrufung der ordent-
lichen Gerichte besteht, bei den allgemeinen Ver-
waltungsgerichten in einem dreiinstanzlichen Ver-
fahren angefochten werden können. Daß dieser 
Rechtszustand für die beteiligten Kreise untragbar 
ist, ist allseits unbestritten. Die Möglichkeit der 
Anfechtung einer großen Zahl von Beschwerdeent-
scheidungen des Patentamts bei den allgemeinen 
Verwaltungsgerichten führt zu einer Verlängerung 
des Verfahrens, die wegen ihrer nachteiligen Aus-
wirkungen auf die deutsche Wirtschaft und auf 
die Interessen aller ausländischen Anmelder nicht 
in Kauf genommen werden kann. Ferner ist in die-
sem Zusammenhang zu berücksichtigen, daß die all-
gemeinen Verwaltungsgerichte durch die Notwen-
digkeit der Nachprüfung der Beschwerdeentschei-
dungen des Patentamts mit einer Aufgabe belastet 
werden, die ihnen weder zahlenmäßig noch auch 
insofern sachlich zugemutet werden kann, als es 
sich hierbei vielfach um die Beurteilung oft schwie-
rigster technischer Tatbestände handelt. Schließlich 
würde die Beibehaltung dieses Rechtszustandes zur 
Folge haben, daß für das Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes zwei obere Bundesgerichte, nämlich 
der Bundesgerichtshof und das Bundesverwaltungs-
gericht, in letzter Instanz zuständig wären und da-
mit die Möglichkeit voneinander abweichender 
höchstrichterlicher Entscheidungen für dasselbe 
Rechtsgebiet bestünde. 

Die beteiligten Kreise sind deshalb einmütig der 
Auffassung, daß der gegenwärtige Rechtszustand, 
wie er durch das Bundesverwaltungsgericht festge-
stellt worden ist, so schnell wie möglich geändert 
werden muß. 

Oberstes Ziel dieser Änderung soll es nach Auf-
fassung der beteiligten Kreise sein, das patentamt-
liche Verfahren, das sich in den vergangenen Jahr-
zehnten bewährt und als den Bedürfnissen der Pra-
xis genügend erwiesen hat, nicht mehr als nötig zu 
ändern und insbesondere eine Verlängerung des 
bisherigen patentamtlichen Verfahrens, dessen Dauer 
schon vor der Entscheidung des Bundesverwal-
tungsgerichts in vielen Fällen als zu lang empfun-
den wurde, zu vermeiden. 

Die Problematik der gesetzlichen Neuregelung der 
Rechtsstellung des Deutschen Patentamts besteht 
also darin, das Patentamt und das patentamtliche 
Verfahren so umzugestalten, daß einerseits den 
Anforderungen des Grundgesetzes genügt und an-
dererseits den berechtigten Forderungen der deut-
schen Wirtschaft nach einem den Bedürfnissen der 
Praxis entsprechenden Verfahren Rechnung getra-
gen wird. 

Eine Lösung der vorstehend aufgezeigten Proble-
matik ist auf verschiedenen Wegen denkbar. 
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1. Zunächst ist erwogen worden, die Neuregelung 
in einer Weise vorzunehmen, die die Notwendig

-

keit einer Ergänzung des Grundgesetzes vermeidet. 

a) Hierfür käme in erster Linie eine „Nachschal-
tung" des Bundesgerichtshofs in dem Sinne in 
Betracht, daß gegen alle Entscheidungen der 
Beschwerdesenate des Patentamts, gegen die 
nicht bereits nach den bisherigen Vorschriften 
des Patentgesetzes, Gebrauchsmustergesetzes 
und Warenzeichengesetzes der Rechtsweg an die 
ordentlichen Gerichte zulässig ist, ein weiterer 
Rechtsbehelf an den Bundesgerichtshof zugelas-
sen würde, um auf diese Weise den Rechtsweg, 
d. h. den Weg zum Richter, zu eröffnen. 

Der Vorzug einer solchen Regelung würde darin 
bestehen, daß die Einheit der behördlichen Or-
ganisation des Patentamts aufrechterhalten und 
das patentamtliche Verfahren unverändert 
bliebe. Diesem Vorteil einer „Nachschaltung" 
des Bundesgerichtshofs stehen aber so schwer-
wiegende Nachteile entgegen, daß diese Mög-
lichkeit für eine gesetzliche Neuregelung der 
Rechtsstellung des Patentamts nach Auffassung 
der Bundesregierung nicht in Betracht kommt. 

aa) Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß die 
Zulassung eines weiteren Rechtsbehelfs an 
den Bundesgerichtshof zu einer erheblichen 
zusätzlichen Belastung dieses Gerichts füh-
ren würde. Der weitere Rechtsbehelf an den 
Bundesgerichtshof brauchte zwar nicht gegen 
alle Beschwerdeentscheidungen des Patent-
amts zugelassen zu werden. In allen Fällen 
aber, in denen das patentamtliche Verfah-
ren durch die Beschwerdeentscheidung ab-
geschlossen wird, müßte der Weg zum Bun-
desgerichtshof eröffnet werden, wenn den 
Erfordernissen des Artikels 19 Abs. 4 GG 
genügt werden soll. Dies würde schon zah-
lenmäßig zu einer zusätzlichen Belastung 
des Bundesgerichtshofs führen, die mit der 
Forderung des Bundestages nach einer Ent-
lastung der oberen Bundesgerichte (vgl. BT-
Drucksache 1079 der 3. Wahlperiode zu 
Nr. 2) in Widerspruch stehen würde. Nach 
den vom Deutschen Patentamt getroffenen 
Feststellungen muß damit gerechnet wer-
den, daß bei jährlich etwa 3000 Beschwerde-
entscheidungen die Möglichkeit der An-
rufung des Bundesgerichtshofs gegeben 
wäre. Selbst wenn man unterstellt, daß von 
dieser Möglichkeit nur in 10 v. H. der in 
Betracht kommenden Fälle Gebrauch ge-
macht werden würde, würde dies eine zu-
sätzliche Belastung des Bundesgerichtshofs 
zur Folge haben, die die Einrichtung von 
ein bis zwei neuen Senaten erfordern 
würde. Der unterstellte Anteil an eingeleg-
ten Beschwerden in Höhe von nur 10 v. H. 
der anfechtbaren Beschwerdeentscheidungen 
der Patentamtssenate würde aber wegen 
der besonderen wirtschaftlichen Bedeutung 
gewerblicher Schutzrechte vermutlich über-
schritten werden. 

bb) Ferner ist darauf hinzuweisen, daß der Bun-
desgerichtshof bei Zulassung eines Rechts-
behelfs gegen die Entscheidungen der Be-
schwerdesenate des Patentamts in allen 
Fällen als erste richterliche Instanz ent-
scheiden würde und deshalb, wenn den 
Anforderungen des Artikels 19 Abs. 4 GG 
genügt werden soll, nicht nur die Rechts-
fragen, sondern auch die Tatfragen nach-
prüfen müßte. Die mit der Zulassung eines 
Rechtsbehelfs gegen die Entscheidungen der 
Beschwerdesenate des Patentamts verbun-
dene erhebliche Ausweitung der erstinstanz-
lichen Zuständigkeit des Bundesgerichtshofs 
wäre mit dem Charakter dieses Gerichts als 
eines Revisionsgerichts nicht vereinbar. 

cc) Hinzu kommt, daß es sich bei einem Teil 
der Entscheidungen der Beschwerdesenate 
des Patentamts um rechtlich und wirtschaft-
lich unbedeutende Fragen handelt, über die 
ein oberes Bundesgericht entscheiden zu 
lassen unangemessen wäre. 

dd) Schließlich würde die Nachschaltung des 
Bundesgerichtshofs zu einer Verzögerung 
des patentamtlichen Verfahrens führen, die 
angesichts der schon heute oft als wirtschaft-
lich nachteilig empfundenen Dauer des 
Erteilungsverfahrens nach Möglichkeit ver-
mieden werden sollte. 

Mit der erstinstanzlichen Zuständigkeit eines 
oberen Bundesgerichts für die Entscheidung über 
einen Rechtsbehelf gegen Verwaltungsakte einer 
oberen Bundesbehörde, mit der den Anforderun-
gen des Artikels 19 Abs. 4 GG Rechnung ge-
tragen werden könnte, würde zwar kein völlig 
neuer Weg beschritten werden. So entscheidet 
das Bundesverwaltungsgericht nach dem Gesetz 
zur Ergänzung des Gesetzes über die Errichtung 
eines Bundesaufsichtsamts für das Versiche-
rungs- und Bausparwesen vom 22. Dezember 
1954 (BGB1. I S. 501) über Anfechtungsklagen 
gegen Entscheidungen des Bundesaufsichtsamts 
in erster und letzter Instanz mit der Möglichkeit 
einer Verweisung an das Verwaltungsgericht des 
ersten Rechtszugs, wenn es sich um Angelegen-
heiten von geringer Bedeutung handelt. In ähn-
licher Weise ist eine erstinstanzliche Zuständig-
keit des Bundesverwaltungsgerichts für Anfech-
tungsklagen gegen Entscheidungen des Bundes-
sortenamts nach § 32 Abs. 6 des Saatgutgesetzes 
vom 27. Juni 1953 (BGBl. I S. 450) vorge-
sehen. Diese Zuständigkeit des Bundesverwal-
tungsgerichts ist seinerzeit in beiden Fällen in 
der Erwartung geschaffen worden, daß die Zahl 
der Klagen an das Bundesverwaltungsgericht 
sehr gering bleiben würde. Tatsächlich sind bis 
zum 31. Dezember 1959 gegen Entscheidungen 
des Bundesaufsichtsamts nur insgesamt 18 Kla-
gen, gegen Entscheidungen des Bundessorten-
amts 10 Klagen beim Bundesverwaltungsgericht 
eingegangen, von denen bisher im ersten Falle 
5, im zweiten Falle 6 an die Verwaltungsgerichte 
des ersten Rechtszugs verwiesen worden sind. 
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Der entscheidende Unterschied zwischen den Ver-
hältnissen bei den beiden genannten Behörden 
und dem Patentamt besteht darin, daß die Zahl 
der zu erwartenden Anfechtungen von Entschei-
dungen des Patentamts, für die der Bundesge-
richtshof in erster Instanz zuständig wäre, die 
Zahl der Klagen, für die das Bundesverwaltungs-
gericht in erster Instanz zuständig ist, um ein 
Vielfaches übersteigen würde. Eine Verringerung 
der zahlenmäßigen Belastung des Bundesge-
richtshofs durch die Möglichkeit einer Verwei-
sung der Sache an die ordentlichen Gerichte nach 
Art der Regelung der vorgenannten Gesetze 
würde einen zusätzlichen mehrstufigen Instanzen-
zug schaffen und damit zu einer wesentlichen 
Verlängerung des Verfahrens zur Erteilung ge-
werblicher Schutzrechte führen. Gerade dies aber 
soll bei der Neuregelung vermieden werden. Aus 
diesen Gründen hält die Bundesregierung die 
Übernahme dieses Verfahrens für eine Neurege-
lung des patentamtlichen Verfahrens nicht für 
geeignet. 

b) Angesichts der Bedenken, die gegen eine Nach-
schaltung des Bundesgerichtshofs sprechen, ist 
erwogen worden, anstelle des Bundesgerichts-
hofs das Oberlandesgericht München als das 
Oberlandesgericht am Sitz des Patentamts über 
den Rechtsbehelf gegen die Beschlüsse der Be-
schwerdesenate des Patentamts entscheiden zu 
lassen. Auch diese Lösung würde jedoch zu einer 
unerwünschten Verlängerung des Erteilungsver-
fahrens führen, zumal da zur Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung zumindest in Grund-
satzfragen gegen die Entscheidungen des Ober-
landesgerichts ein Rechtsmittel an den Bundes

-

Berichtshof zugelassen werden müßte. Zudem 
würde das ausschließlich mit juristisch vorge-
bildeten Richtern besetzte Oberlandesgericht 
über schwierigste technische Sachverhalte zu ent-
scheiden haben. Zwar könnte das Gericht hierfür 
technische Sachverständige als Gutachter heran-
ziehen. Es entspricht jedoch mehr der bewährten 
Tradition des deutschen Patenterteilungsverfah-
rens und erscheint für dieses sehr gesondert ge-
lagerte Rechtsgebiet sachgerechter, über die tech-
nischen Sachverhalte, um die es sich im Patent-
erteilungsverfahren in erster Linie handelt, auch 
in Zukunft grundsätzlich in letzter Instanz tech-
nisch vorgebildete und jeweils in dem speziellen 
technischen Sachgebiet besonders erfahrene Per-
sonen entscheiden zu lassen. Aus diesen Gründen 
hält die Bundesregierung eine Nachschaltung des 
Oberlandesgerichts München für sachlich nach-
teilig und sieht deshalb davon ab, sie vorzu-
schlagen, obwohl sich diese Lösung in die insti-
tutionelle Ordnung des Grundgesetzes leicht ein-
fügen ließe und in der für die Anfechtung von 
Entscheidungen des Bundeskartellamtes getrof-
fenen Regelung des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen formal eine Parallele 
hätte. 

c) Schließlich ist vorgeschlagen worden, die Schwie-
rigkeiten, die sich aus dem Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts vom 13. Juni 1959 ergeben 

haben, dadurch zu lösen, daß die 19 Beschwerde-
senate des Patentamts aus dem Patentamt heraus-
gelöst und in das Oberlandesgericht München 
eingegliedert werden. Diese Lösung hält die Bun-
desregierung nicht für vertretbar. Die Eingliede-
rung der überwiegend mit technischen Mitglie-
dern besetzten Beschwerdesenate des Patent-
amts in das Oberlandesgericht München würde 
zu einer Strukturwandlung dieses Gerichts führen, 
die sich nur schwer in die Grundsätze des Ge-
richtsverfassungsgesetzes einordnen ließe. Vor 
allem aber würden sich bei dieser Lösung erheb-
liche personelle Schwierigkeiten ergeben, weil 
die zweckentsprechende Besetzung der in das 
Oberlandesgericht einzugliedernden Senate und 
der Abteilungen des Patentamts eine wechsel-
seitige personelle Ergänzung erfordert. 

2. Da die vorstehend unter 1. dargelegten Lösungs-
möglichkeiten nicht in Betracht kommen, kann nach 
Auffassung der Bundesregierung den Feststellungen 
des Bundesverwaltungsgerichts in seinem Urteil 
vom 13. Juni 1959 nur durch eine mit einer Ergän-
zung des Grundgesetzes verbundene Umgestaltung 
des Patentamts Rechnung getragen werden. 

a) Ausgangspunkt der Feststellungen des Bundes-
verwaltungsgerichts, daß gegen die Entscheidun-
gen des Patentamts der Rechtsweg zulässig ist, 
ist der in Artikel 19 Abs. 4 GG zum Ausdruck 
gebrachte Grundsatz, daß jedem, der durch die 
öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt 
wird, der Rechtsweg, d. h. der Weg zum Richter 
offensteht. Eine Ausnahme von diesem beson-
ders bedeutsamen Verfassungsgrundsatz zu-
gunsten des Patentamts vorzuschlagen, hält die 
Bundesregierung nicht für vertretbar. 

b) Die am nächsten liegende Lösung wäre die Aus-
gestaltung des gesamten Patentamts einschließ-
lich seiner 1. Instanz zu einem Gericht. 

Die Tätigkeit der derzeitigen 1. Instanz stellt, 
wie das Bundesverwaltungsgericht in seinem 
Urteil festgestellt iat, keine rechtsprechende 
Tätigkeit dar. Wenn die Prüfungsstellen und Ab-
teilungen des Patentamts über die Erteilung von 
Patenten und die Eintragung von Gebrauchs-
mustern und Warenzeichen entscheiden, so üben 
sie damit zwar eine justiznahe Tätigkeit aus, die 
nicht als klassische Verwaltungstätigkeit ange-
sehen werden kann, andererseits aber auch nicht 
die Wesensmerkmale einer rechtsprechenden 
Tätigkeit aufweist. Aus der Regelung der Arti-
kel 20 und 92 GG ergibt sich, daß Richtern in der 
Regel nur solche Aufgaben übertragen werden 
sollen, die Richtern vorbehalten sind. Über die 

 den Richtern vorbehaltenen Aufgaben hinaus 
können ihnen weitere Aufgaben nur dann zuge-
wiesen werden, wenn besondere Gründe vor-
liegen, die eine solche Erweiterung der richter-
lichen Tätigkeit als unbedingt erforderlich er-
scheinen lassen. Solche Gründe sind jedoch nicht 
ersichtlich. Auch in keiner ausländischen Rechts-
ordnung ist das Patentamt als Gericht ausge-
staltet. 
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c) Die anfängliche Erwägung, die Beschwerde- und 
Nichtigkeitssenate des Patentamts in ihrer Ge-
samtheit als Gericht auszugestalten, sie aber in-
nerhalb der einheitlichen Organisation des Patent-
amts und unter der Dienstaufsicht eines (richter-
lichen) Präsidenten des Patentamts zu belassen, ist 
in den beteiligten Kreisen und bei den Regierun-
gen der Länder der Bundesrepublik auf Beden-
ken gestoßen. Der entscheidende Nachteil dieser 
Lösung besteht darin, daß sie dem in Artikel 
20 Abs. 2 GG zum Ausdruck gebrachten Grund-
satz der Trennung der Gewalten nicht so ein-
deutig Rechnung trägt, daß jedes verfassungs-
rechtliche Risiko ausgeschlossen wäre und die 
Regelung als verfassungsrechtlich unangreifbar 
bezeichnet werden könnte. Die Bundesregierung 
ist sich jedoch mit allen beteiligten Kreisen 
darüber einig, daß für die künftige Ausgestal-
tung der Rechtsstellung des Patentamts nur eine 
Regelung vorgeschlagen werden kann, die die 
Gewähr der verfassungsrechtlichen Unangreif-
barkeit bietet. 

d) Den Gedanken der Errichtung eines neben die 
bisher bestehenden oberen Bundesgerichte tre-
tenden besonderen oberen Bundesgerichts für 
den gewerblichen Rechtsschutz hält die Bundes-
regierung aus allgemeinen Erwägungen nicht für 
vertretbar. Die Bundesregierung ist der Auffas-
sung, daß die Zahl der oberen Bundesgerichte 
nicht erweitert werden sollte. Darüber hinaus 
würde die Errichtung eines Patentgerichts als 
eines oberen Bundesgerichts auch dem System 
des Grundgesetzes widersprechen. Das Grund-
gesetz sieht obere Bundesgerichte nur als Revi-
sionsgerichte mit entsprechendem Unterbau 
nachgeordneter Gerichte vor. Ein Patentgericht 
als oberes Bundesgericht müßte aber ein erst-
instanzliches Tatsachengericht sein. 

e) Angesichts der gegen alle anderen Lösungs-
möglichkeiten bestehenden Bedenken wird daher 
vorgeschlagen, die Beschwerdesenate und Nich-
tigkeitssenate aus dem Patentamt herauszulösen 
und zu einem von der derzeitigen 1. Instanz des 
Patentamts auch organisatorisch völlig getrenn-
ten Patentgericht unter einem eigenen Präsiden-
ten umzugestalten. Die Vorzüge dieser Lösung 
bestehen darin, daß sie dem in Artikel 20 Abs. 
2 GG zum Ausdruck kommenden Grundsatz der 
Gewaltentrennung eindeutig Rechnung trägt, 
daß sie sich ferner durch eine verfassungsrecht-
lich unproblematische Verfassungsergänzung in 
die institutionelle Ordnung des Grundgesetzes 
einfügen läßt und daß sie den im bisherigen 
patentamtlichen Verfahren bestehenden Instan-
zenzug nicht verlängert und damit eine Verzöge-
rung des patentamtlichen Verfahrens vermeidet. 
Der Nachteil dieser Lösung liegt darin, daß sie 
die bisher in der Person des Präsidenten des Pa-
tentamts zusammengefaßte einheitliche Dienst-
aufsicht und Personalpolitik ausschließt. Die hier-
mit möglicherweise verbundenen Schwierigkeiten 
können jedoch in Kauf genommen werden, 
zumal da eine einheitliche Dienstaufsicht sowohl 
über das Patentamt als auch über das künftige 
Patentgericht in der Person des Bundesministers 

der Justiz weiterhin gewährleistet bleibt, der 
auch sonst, namentlich in Fragen des Personal-
nachwuchses, ausgleichend wirken kann. Unter 
diesen Umständen sieht die Bundesregierung in 
der mit dem Entwurf vorgeschlagenen Lösung 
den geeignetsten Weg für eine Neuregelung des 
bisherigen patentamtlichen Verfahrens. 

III. 

Aus der Durchführung des Gesetzentwurfs werden 
dem Band zusätzliche Kosten entstehen. 

1. Mit der Ausgestaltung der Senate des Patent-
amts zu einem Gericht ist notwendig eine Verstär-
kung der Rechtsgarantien des Verfahrens vor die-
sem Gericht verbunden, die insbesondere zu einer 
Vermehrung der mündlichen Verhandlungen und 
damit zu einer zahlenmäßigen Vermehrung der 
Senate zwingt. Im wesentlichen werden hierdurch 
nur neue Vorsitzendenstellen nötig. Außerdem ist 
nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts die 
zusätzliche Besetzung der technischen Senate mit 
einem rechtskundigen Mitglied erforderlich. Schließ-
lich erfordert die organisatorische und verwal-
tungsmäßige Trennung des Patentgerichts von dem 
Patentamt, die insoweit unausweichlich ist, als es 
sich um die Einhaltung des Grundsatzes der Ge-
waltentrennung (Artikel 20 Abs. 2 GG) handelt, 
zusätzliches Personal. Insgesamt wird durch die 
Errichtung des Patentgerichts ein Personalmehr-
bedarf von voraussichtlich 87 Stellen mit einem Ge-
samtkostenaufwand von rd. 1 850 000 DM jährlich 
entstehen. 

2. Die in dem Gesetzentwurf (§ 18 Nr. 1) vor-
gesehene Rückkehr zum Kollegialverfahren für das 
Einspruchsverfahren beim Patentamt (vgl. wegen 
der Einzelheiten die Begründung zu § 18) macht 
eine Verkleinerung der bisherigen Patentabteilun-
gen und infolgedessen eine Vermehrung der Vor-
sitzendenstellen erforderlich. Hierbei handelt es 
sich um einen Personalmehrbedarf von voraussicht-
lich 9 Personen mit einem Gesamtkostenaufwand 
von etwa 150 000 DM jährlich. 

3. Schließlich muß für die in § 30f des Patentgesetzes 
in der Fassung des Entwurfs vorgesehene Entschä-
digung für Vermögensschäden, die sich aus der An-
ordnung der Geheimhaltungsbedürftigkeit einer Er-
findung ergeben können, ein gewisser Betrag im 
Bundeshaushalt eingesetzt werden. In welchem Um-
fang von dieser Entschädigungsmöglichkeit, über 
die letztlich die Gerichte zu entscheiden haben, Ge-
brauch gemacht werden wird, läßt sich nicht mit 
Sicherheit übersehen. Nach den in dem Gesetzent-
wurf vorgesehenen Voraussetzungen des Entschä-
digunganspruchs wird davon ausgegangen werden 
können, daß der auf den Bund entfallende Betrag 
verhältnismäßig gering bleiben wird. 

Die unter Nr. i und 2 angegebenen Ausgaben wer-
den durch zusätzliche Einnahmen des Patentamts 
gedeckt. 

Die Länder der Bundesrepublik Deutschland werden 
durch die Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten 
belastet. 
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen 
 

I. Zu Artikel 1 (Änderung des Patentgesetzes) 

In Artikel 1 des Entwurfs sind die Vorschläge zur 
Änderung des Patentgesetzes zusammengefaßt. Im 
einzelnen ist hierzu folgendes zu bemerken: 

Zu Nr. 1 

In § 1 Abs. 2 Nr. 1 des Patentgesetzes ist bestimmt, 
daß Erfindungen nicht patentfähig sind, deren Ver-
wertung den Gesetzen zuwiderlaufen würde. Diese 
Bestimmung hat dazu geführt, daß wertvolle Erfin-
dungen keinen Patentschutz erhalten konnten, ob-
wohl vielfach bei einer späteren Anpassung der 
einschlägigen Gesetze an den Stand der Technik die 
Verwertung nachträglich zugelassen wurde. Diese 
nicht nur nach deutschem Recht bestehenden Schwie-
rigkeiten haben anläßlich der im Oktober 1958 in 
Lissabon durchgeführten Revision der Pariser Ver-
bandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen 
Eigentums zur Einfügung eines neuen Artikels 
4quater in diese Übereinkunft geführt. Dort ist be-
stimmt, daß die Erteilung eines Patents nicht allein 
deshalb verweigert werden darf, weil der Vertrieb 
des patentierten Erzeugnisses Bescliränkungen durch 
die nationale Gesetzgebung unterworfen ist. Dieser 
Änderung trägt die vorgeschlagene Neufassung des 
§ 1 Abs. 2 Nr. 1 des Patentgesetzes Rechnung. 

Zu Nr. 2 

In Artikel 5 bis der Lissabonner Fassung der 
Pariser Verbandsübereinkunft ist die Nachfrist für 
die Gebührenzahlung zur Aufrechterhaltung gewerb-
licher Schutzrechte von drei Monaten auf sechs 
Monate verlängert worden. Da § 11 Abs. 3 des 
Patentgesetzes bisher nur eine Nachfrist von ins-
gesamt drei Monaten vorsieht, ist es notwendig, 
diese Bestimmung entsprechend zu ändern. Durch 
die Neufassung wird gewährleistet, daß das Pa-
tent wegen Nichtzahlung der Gebühren keinesfalls 
vor Ablauf von sechs Monaten nach Fälligkeit er-
lischt. 

Die Verlängerung der Frist für die Zahlung von Ge-
bühren, die mit der Erteilung des Patents fällig 
werden, von bisher zwei Monaten auf vier Monate 
erscheint mit Rücksicht auf die in § 16 Abs. 2 des 
Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen vom 
25. Juli 1957 (BGBl. I S. 756) dem Arbeitnehmer-
erfinder eingeräumte Überlegungsfrist von drei Mo-
naten geboten, da anderenfalls der Arbeitgeber Zu-
schlagsgebühren für ein Schutzrecht entrichten 
müßte, das er selbst aufzugeben beabsichtigt. 

Nach geltendem Recht besteht eine unterschiedliche 
Regelung für die Fälligkeit des Verspätungszuschlags 
bei den Jahresgebühren (§ 11 Abs. 3) und bei der 
Bekanntmachungsgebühr (§ 31). Dieser Unterschied 
erscheint sachlich nicht gerechtfertigt. Aus Anlaß 
der Änderung des § 11 Abs. 3 wird daher vorge-
schlagen, diese unterschiedliche Regelung durch 
Einfügung eines neuen Satzes 2 in § 11 Abs. 3 in 
Anlehnung an die in § 31 vorgesehene Regelung zu 
beseitigen. 

 
Zu Nr. 3 

Die Änderung des § 11 Abs. 4 des Patentgesetzes 
ist mit Rücksicht auf die Änderung des § 11 Abs. 3 
erforderlich und hat nur redaktionelle Bedeutung. 

Zu Nr. 4 

Die Bestimmung des § 12 Abs. 2, daß über die 
Rechtzeitigkeit der Abgabe der nach § 26 Abs. 6 
vorgeschriebenen Erklärung über die an der ange-
meldeten Erfindung beteiligten Erfinder sowie über 
die Rechtzeitigkeit der Zahlung nur das Patentamt 
entscheidet, bedeutet, daß die ordentlichen Gerichte 
an die Entscheidung des Patentamts gebunden sein 
sollen. Diese Regelung schloß jedoch nicht die An-
fechtung einer erstinstanzlichen Entscheidung des 
Patentamts bei den Beschwerdesenaten aus. Nach-
dem nunmehr die Verselbständigung der Be-
schwerdesenate zu einem von der derzeitigen 
1. Instanz des Patentamts auch organisatorisch ge-
trennten Patentgericht vorgesehen ist, könnte 
der bisherige Wortlaut des § 12 Abs. 2 zu der An-
nahme führen, daß die Entscheidung des Patentamts, 
d. h. der derzeitigen 1. Instanz, unanfechtbar sei. 
Dies ist jedoch nicht beabsichtigt, da auch für diese 
Entscheidung gemäß Artikel 19 Abs. 4 GG der 
Rechtsweg an das Patentgericht zulässig sein muß. 
Durch die Streichung des Wortes „nur" in § 12 
Abs. 2 soll deshalb klargestellt werden, daß die Ent-
scheidung über die Rechtzeitigkeit der Abgabe der 
Erklärung und über die Rechtzeitigkeit der Zahlung 
beim Patentgericht angefochten werden kann. Die 
ordentlichen Gerichte bleiben allerdings an die 
Entscheidung des Patentamts oder des Patent-
gerichts gebunden. 

Zu Nr. 5 

Nach der bisherigen Fassung des § 14 Abs. 4 des 
Patentgesetzes trifft die Patentabteilung die Ent-
scheidung über die angemessene Vergütung für die 
Benutzung einer Erfindung auf Grund einer Lizenz-
bereitschaftserklärung „endgültig". Dies bedeutet, 
daß nach dem gegenwärtigen Wortlaut dieser Vor-
schrift die Entscheidung des Patentamts weder 
innerhalb des patentamtlichen Instanzenzuges noch 
auf andere Weise angefochten werden kann. Darin 
liegt jedoch ein Widerspruch zu der in Artikel 19 
Abs. 4 GG enthaltenen Generalklausel, wonach 
jedem, der durch die öffentliche Gewalt in seinen 
Rechten verletzt ist, der Rechtsweg offensteht. Da 
auch durch die Entscheidung des Patentamts über 
die angemessene Vergütung einer der Beteiligten 
„in seinen Rechten verletzt" sein kann, ist es er-
forderlich, den Rechtsweg gegen die Entscheidung 
des Patentamts zu eröffnen. Dieser Notwendigkeit 
will der Entwurf mit der Streichung des Wortes 
„endgültig" in der bisherigen Fassung des § 14 
Abs. 4 des Patentgesetzes entsprechen. Die Strei-
chung dieses Wortes bewirkt, daß gegen die Ent-
scheidung der Patentabteilung über die Festsetzung 
einer angemessenen Vergütung nunmehr die Be-
schwerde an das Patentgericht statthaft ist. 

Zu Nr. 6 

Nach der bisherigen Fassung des § 15 Abs. 1 des 
Patentgesetzes kann eine Zwangslizenz ausnahms- 



Drucksache 1749 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

los erst erteilt werden, wenn mindestens drei Jahre 
vergangen sind, seit die Erteilung des Patents be-
kanntgemacht worden ist. Diese ausnahmslose drei-
jährige Wartefrist hat insbesondere auf Gebieten, 
auf denen sich der technische Fortschritt rasch voll-
zieht, dazu geführt, daß eine Erfindung nicht früh-
zeitig genug von anderen Personen als dem Patent-
inhaber genutzt werden konnte, obwohl eine solche 
Benutzung im öffentlichen Interesse geboten ge-
wesen wäre. Einer Änderung dieser Bestimmung 
stand bisher der in seiner Bedeutung umstrittene 
Absatz 4 des Artikels 5 A der Pariser Verbands-
übereinkunft entgegen, der Zwangslizenzen an eine 
Wartefrist von drei Jahren seit der Erteilung 
des Patents bindet. Es war streitig, ob Artikel 5 A 
Abs. 4 der Pariser Verbandsübereinkunft eine 
Wartefrist nur für Zwangslizenzen wegen Miß-
brauchs des Patents vorsieht oder alle Zwangs-
lizenzen einer dreijährigen Wartefrist unterwirft, 
gleichgültig, aus welchem Grunde sie beantragt 
werden. Diese Unklarheit ist durch die von der 
Lissabonner Konferenz beschlossene Neufassung des 
Artikels 5 A beseitigt worden. Nunmehr regelt 
Artikel 5 A nur noch den Fall der Zwangslizenz bei 
unterlassener oder ungenügender Ausübung, gilt 
aber nicht für aus anderen Gründen erteilte Zwangs-
lizenzen, insbesondere nicht für Zwangslizenzen, die 
auf Grund öffentlichen Interesses erteilt werden. 
Diese Neufassung des Artikels 5 A der Pariser Ver-
bandsübereinkunft läßt es jetzt zweifelsfrei zu, § 15 
Abs. 1 des Patentgesetzes so umzugestalten, daß 
dem Bedürfnis Rechnung getragen werden kann, 
bei Vorliegen eines öffentlichen Interesses schon 
vor Ablauf der 3jährigen Wartefrist eine weiter-
gehende Benutzung des Patents durch Erteilung von 
Zwangslizenzen zu ermöglichen. Eine Änderung des 
§ 15 des Patentgesetzes in diesem Sinne ist zwar 
durch die Neufassung der Pariser Verbandsüberein-
kunft nicht notwendig, aber möglich geworden und 
erscheint aus einer Reihe von Gründen, insbeson-
dere auch im Hinblick auf Artikel 17 des Euratom-
vertrages, wünschenswert. Die nach Artikel 17 des 
Euratomvertrages möglichen Zwangslizenzen zu-
gunsten der Europäischen Atomgemeinschaft oder 
der innerhalb ihres Forschungsprogramms tätig 
werdenden Personen und Unternehmen in den Mit-
gliedstaaten sehen die dreijährige Wartefrist, die 
sich auf dem Gebiet der Atomenergie als besonders 
unzweckmäßig erweist, nicht vor. Dies führt nach 
geltendem Recht dazu, daß die Erteilung einer 
Zwangslizenz alsbald nach Gewährung des Schutz-
rechts nur gegenüber Antragstellern möglich ist, die 
innerhalb des Forschungsprogramms der Atom-
gemeinschaft tätig werden, nicht aber gegenüber 
Antragstellern, die ein nationales kerntechnisches 
Projekt bearbeiten. Um diese Ungleichheit zu be-
seitigen und zugleich auch den für andere technische 
Gebiete geäußerten Wünschen nach einer frühzeiti-
geren Erteilung von Zwangslizenzen gerecht zu 
werden, erscheint es zweckmäßig, die Möglichkeit 
der Erteilung einer Zwangslizenz bereits vom Zeit-
punkt der Bekanntmachung der Anmeldung an vor-
zusehen. Denn bereits mit diesem Zeitpunkt treten 
nach § 30 Abs. 1 des Patentgesetzes einstweilen die 
Ausschlußwirkungen des Patents ein, und dieser sog. 

einstweilige Schutz kann je nach der Dauer des wei-
teren Erteilungsverfahrens unter Umständen über 
Jahre hinaus wirksam sein. Hervorzuheben ist, daß 
durch die Neuregelung zwar der Zeitpunkt für die 
Möglichkeit der Erteilung einer Zwangslizenz 
gegenüber dem geltenden Recht vorverlegt wird, im 
übrigen aber die Voraussetzungen für den Eingriff 
in die Rechte des Patentinhabers, insbesondere die 
Notwendigkeit des Vorliegens eines öffentlichen 
Interesses, aufrechterhalten bleiben. Auch nach dem 
Entwurf kann eine Zwangslizenz nur erteilt wer-
den, wenn sie im öffentlichen Interesse geboten ist. 

Zu Nr. 7 und 8 

Die vorgeschlagenen Änderungen des § 16 tragen 
lediglich dem Umstand Rechnung, daß neben das 
Patentamt nunmehr das Patentgericht treten soll. 
Da sich § 16 des Patentgesetzes auf das Verfahren 
vor den beiden derzeitigen Instanzen des Patentamts 
bezieht, muß die Regelung nach Errichtung des Pa-
tentgerichts auch für das Verfahren vor dem Patent-
gericht gelten. 

Zu Nr. 9 

In § 17 Abs. 1 sind die Entscheidungen über die 
Patenterteilung und darüber, ob ein Patent für 
nichtig zu erklären oder zurückzunehmen ist oder 
ob Zwangslizenzen zu erteilen sind, dem Patentamt 
zugewiesen. Diese Regelung kann nach Errichtung 
eines Patentgerichts nicht aufrechterhalten bleiben. 
Für die Patenterteilung sollen künftig sowohl das 
Patentamt als auch (als gerichtliche Instanz) das 
Patentgericht zuständig sein, die Entscheidungen 
über die Nichtigerklärung und die Zurücknahme 
eines Patents sowie über die Erteilung von Zwangs-
lizenzen sollen künftig dem Patentgericht vorbe-
halten bleiben. Da es einerseits selbstverständlich 
ist, daß das Patentamt Patente erteilt, andererseits 
die Zuständigkeit des Patentgerichts in § 36b .  des 
Patentgesetzes in der Fassung des Entwurfs (vgl. 
§ 1 Nr. 27) ausdrücklich geregelt ist, kann der bis-
herige § 17 Abs. 1 des Patentgesetzes ersatzlos ent-
fallen. 

Zu Nr. 10 
Für § 17 Abs. 2 des Patentgesetzes schlägt der Ent-
wurf die Beschränkung der rechtskundigen Mitglie-
der des Patentamts auf Personen, welche die Befähi-
gung zum Richteramt nach dem Gerichtsverfas-
sungsgesetz haben, und die Streichung der nicht auf 
Lebenszeit berufenen Mitglieder des Patentamts vor. 

Die Beschränkung der rechtskundigen Mitglieder 
des Patentamts auf Personen mit Richteramtsbefähi-
gung nach dem Gerichtsverfassungsgesetz er-
scheint geboten, weil Personen, die zwar die Befähi-
gung zum höheren Verwaltungsdienst, nicht aber 
die Richteramtsbefähigung nach dem Gerichtsver-
fassungsgesetz haben, für die besonderen Aufgaben, 
die innerhalb des Patentamts von rechtskundigen 
Mitgliedern wahrgenommen werden müssen, nicht 
geeignet sind. Da sich zur Zeit unter den rechts-
kundigen Mitgliedern des Patentamts Personen, die 
nur die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst 
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haben, nicht befinden, ist eine Übergangsvorschrift 
wegen der vorgeschlagenen Änderung des § 17 
Abs. 2 nicht erforderlich. 

Die Streichung derjenigen Mitglieder des Patent-
amts in § 17 Abs. 2, die, weil sie im Staatsdienst 
ein Amt bekleiden, nur auf die Dauer dieses Amtes 
zu Mitgliedern des Patentamts berufen werden, wird 
vorgeschlagen, weil es derartige Mitglieder im 
Patenamt bereits seit geraumer Zeit nicht mehr gibt 
und auch nicht beabsichtigt ist, derartige Mitglieder 
in Zukunft zu berufen. 

Zu Nr. 11 

Diese Bestimmung des Entwurfs hat lediglich redak-
tionelle Bedeutung. Sie ist durch die vorgeschlagene 
Änderung des § 17 Abs. 2 des Patentgesetzes erfor-
derlich geworden. 

Zu Nr. 12 

In § 18 des Patentgesetzes sind bisher die Vor-
schriften über die Bildung der Prüfungsstellen, Pa-
tentabteilungen, Nichtigkeitssenate und Beschwerde-
senate des Patentamts und über ihre Besetzung zu-
sammengefaßt. Da der Entwurf die Verselbständi-
gung der Beschwerdesenate und Nichtigkeitssenate 
des Patentamts zu einem Patentgericht vorsieht, 
muß die Regelung des § 18 auf die Prüfungsstellen 
und Patentabteilungen beschränkt werden. 

Der Entwurf übernimmt hierbei im wesentlichen 
wörtlich die bisherige Regelung des § 18. Die bisher 
in § 18 enthaltenen Bestimmungen über die Nichtig-
keitssenate und Beschwerdesenate sollen nunmehr 
in den nach dem Entwurf in das Patentgesetz einzu-
fügenden besonderen Abschnitt über das Patent-
gericht übernommen werden (vgl. § 1 Nr. 27, §§ 36b 
ff. des Patentgesetzes in der Fassung des Entwurfs). 

Die Neufassung des § 18 des Patentgesetzes lehnt 
sich eng an die Fassung der Absätze 1 bis 5, 8 und 9 
des bisherigen § 18 des Patentgesetzes an. Abwei-
chungen von der bisherigen Regelung sind nur in 
folgenden Punkten vorgesehen: 

a) In § 18 Abs. 1 Nr. 2 werden nunmehr sämtliche 
Aufgaben der Patentabteilungen zusammenge-
faßt. Die Erwähnung auch der den Patentabtei-
lungen erst im Jahre 1953 zugewiesenen Auf-
gaben (Beschränkungsverfahren und Armen-
rechtsbewilligung) in § 18 Abs. 1 Nr. 2 erscheint 
aus gesetzestechnischen Gründen geboten. 

Zusätzlich ist in § 18 Abs. 1 Nr. 2 bestimmt, daß 
jeder Patentabteilung innerhalb ihres Geschäfts-
kreises auch die Abgabe der in § 23 des Patent-
gesetzes vorgesehenen Gutachten obliegt. Bisher 
gehörte die Abgabe von Gutachten im Sinne des 
§ 23 des Patentgesetzes gemäß § 3 Abs. 2 der 
Verordnung über das Deutsche Patentamt zu den 
Aufgaben der Beschwerdesenate. Mit der Ge-
richtseigenschaft der Beschwerdesenate erscheint 
jedoch eine solche Gutachtertätigkeit nicht ver-
einbar. Der Entwurf schlägt deshalb vor, die 
Gutachtertätigkeit den Patentabteilungen inner-
halb ihres Geschäftskreises zu übertragen. 

b) Die Bestimmung des bisherigen § 18 Abs. 3 
Satz 1, wonach in den Prüfungsstellen und Pa-
tentabteilungen außer Hilfsmitgliedern nur auf 
Lebenszeit berufene technische Mitglieder mit-
wirken dürfen, ist in den Entwurf nicht über-
nommen worden, weil § 17 Abs. 2 des Patent-
gesetzes in der Fassung des Entwurfs nur noch 
auf Lebenszeit berufene Mitglieder vorsieht. 

Die weitere Bestimmung des bisherigen § 13 
Abs. 3 des Patentgesetzes, wonach die techni-
schen Mitglieder der Patentabteilungen nicht in 
den Senaten, die technischen Mitglieder der 
Senate nicht in den Patentabteilungen mitwir-
ken dürfen, ist nach der Verselbständigung der 
Beschwerdesenate entbehrlich. 

c) Mit der in § 18 Abs. 4 getroffenen Regelung 
wird die Übernahme der bisher in § 1 Abs. 2 
der Verordnung über Maßnahmen auf dem Ge-
biet des Patent- und Warenzeichenrechts vom 
1. August 1953 (BGBl. I S. 715) getroffenen Rege-
lung in das Patentgesetz vorgeschlagen. Die Er-
fahrungen mit dieser zunächst als Übergangs-
maßnahme gedachten Regelung haben gezeigt, 
daß sich diese Regelung als Dauereinrichtung 
bewährt hat. Die Änderung des Wortlauts des 
§ 18 Abs. 4 im Verhältnis zu § 1 Abs. 2 der 
Verordnung vom 1. August 1953 hat lediglich 
redaktionelle Bedeutung. 

d) Nach der bisherigen Fassung des § 18 Abs. 5 
des Patentgesetzes, des § 4 Abs. 3 des Ge-
brauchsmustergesetzes und des § 12 Abs. 5 des 
Warenzeichengesetzes kann der Bundesminister 
der Justiz den Präsidenten des Patentamts er-
mächtigen, mit der Wahrnehmung einzelner den 
Prüfungsstellen oder Abteilungen des Patent-
amts obliegender Geschäfte auch Beamte des ge-
hobenen und des mittleren Dienstes zu betrauen. 
Die bisherige Fassung dieser Bestimmungen sah 
für die Ermächtigung keine besondere Rechts-
form vor. Der Bundesminister der Justiz und der 
Präsident des Patentamts haben infolgedessen 
bisher von dieser Ermächtigung durch formlose 
Verwaltungsanweisung Gebrauch gemacht. Der 
Entwurf sieht auch für diese Ermächtigung die 
Rechtsform einer Rechtsverordnung vor, weil es 
sich hierbei um eine echte Zuständigkeitsver-
lagerung handelt, durch die eine im Gesetz 
selbst festgelegte Zuständigkeitsregelung auf 
Grund einer ausdrücklichen Ermächtigung des 
Gesetzgebers geändert werden kann. Soweit 
Beamte des gehobenen und mittleren Dienstes 
des Patentamts einzelne an sich den Prüfungs-
stellen und Patentabteilungen obliegende Ge-
schäfte auf Grund einer Ermächtigung wahrge-
nommen haben, die nach der bisherigen Rege-
lung des § 18 Abs. 5 des Patentgesetzes nicht 
durch Rechtsverordnung erteilt worden ist, soll 
der insofern etwa bestehende Mangel in der Be-
setzung der Prüfungsstellen und Patentabteilun-
gen durch die Vorschrift des § 16 des Entwurfs 
geheilt werden. 

e) § 18 Abs. 6 entspricht dem bisherigen § 18 Abs. 8 
des Patentgesetzes. Er schränkt den Anwen- 
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dungsbereich dieser Bestimmung auf die Mit-
glieder der Patentabteilungen und die Beamten 
des gehobenen und mittleren Dienstes, denen 
gemäß § 18 Abs. 5 einzelne Geschäfte der Prü-
fungsstellen oder Patentabteilungen übertragen 
worden sind, ein und ist in der Formulierung 
nur geringfügig geändert worden, um deutlich 
zu machen, daß es sich bei den Mitgliedern der 
Patentabteilungen und den genannten Beamten 
des gehobenen und mittleren Dienstes nicht um 
„Gerichtspersonen" handelt, sondern nur die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die 
Ausschließung und Ablehnung der Gerichtsper-
sonen sinngemäß gelten sollen. Satz 3 des Ab-
satzes 6 entspricht der in § 45 Abs. 2 der Zivil-
prozeßordnung getroffenen Regelung mit der 
Maßgabe, daß aus Zweckmäßigkeitsgründen 
über die Ablehnung eines Prüfers nicht das 
Patentgericht, sondern die Patentabteilung ent-
scheiden soll. 

f) § 18 Abs. 7 übernimmt die in dem bisherigen 
§ 18 Abs. 9 des Patentgesetzes getroffene Rege-
lung und beschränkt sie entsprechend den übri-
gen Absätzen dieser Vorschrift auf die Patent-
abteilungen. 

Zu Nr. 13 

In dieser Bestimmung ist die Streichung der §§ 19 
bis 21 vorgesehen. 

§ 19, der die Regelung für den nach geltendem 
Recht im Patentamt bestehenden Großen Senat ent-
hält, kann mit Rücksicht auf die im Entwurf vor-
gesehene Rechtsbeschwerde (vgl. § 1 Nr. 27, §§ 41p 
bis 41y des Patentgesetzes in der Fassung des Ent-
wurfs) ersatzlos entfallen. 

Bei den Bestimmungen der §§ 20 und 21 des Patent-
gesetzes handelt es sich um Verfahrensvorschriften, 
die systematisch nicht in den Abschnitt über das 
Patentamt gehören. Der Entwurf sieht im Zusam-
menhang mit der Errichtung eines Patentgerichts 
eine systematische Neugliederung des Patentgeset-
zes vor. Danach soll sich an den Zweiten Abschnitt 
(Patentamt) zunächst der Abschnitt „Verfahren vor 
dem Patentamt" anschließen, in dem alle Verfah-
rensvorschriften zusammengefaßt sind, die nur für 
das Verfahren vor dem Patentamt, d. h. der derzei-
tigen 1. Instanz des Patentamts Bedeutung haben. 
An diesen Abschnitt sollen sich nach dem Entwurf 
fünf weitere besondere Abschnitte anschließen, die 
im einzelnen die Errichtung und die Gerichtsver-
fassung des Patentgerichts (Vierter Abschnitt), das 
Verfahren vor dem Patentgericht (Fünfter Ab-
schnitt), das Verfahren vor dem Bundesgerichtshof 
(Sechster Abschnitt) und die allgemeinen Verfah-
rensfragen, die für alle drei Instanzen gelten (Sie-
benter Abschnitt), sowie das Armenrechtsverfahren 
vor den drei Instanzen (Achter Abschnitt) regeln. 
Diese Neugliederung der Systematik des Patent-
gesetzes wird vorgeschlagen, um auch im Patent-
gesetz selbst deutlich die einzelnen Verfahrens-
abschnitte des Instanzenzuges innerhalb des Ertei-
lungsverfahrens gegeneinander abzugrenzen. 

Aus diesem Grunde ist die bisherige Regelung des 
§ 20 teilweise in den Dritten Abschnitt (Verfahren 
vor dem Patentamt, § 34 Abs. 1 des Patentgesetzes 
in der Fassung des Entwurfs) und teilweise in den 
Vierten Abschnitt (Verfahren vor dem Patent-
gericht, § 41i Abs. 2 des Patentgesetzes in der Fas-
sung des Entwurfs), die bisherige Regelung des § 21 
in den Vierten Abschnitt (Verfahren vor dem Pa-
tentgericht, § 361 Abs. 1, 4 und 5 des Patentgeset-
zes in der Fassung des Entwurfs) übernommen. 

Zu Nr. 14 

Die Regelung des Geschäftsgangs in  den Senaten 
wird durch den nach dem Entwurf neu in das Pa-
tentgesetz einzufügenden Vierten Abschnitt (§§ 36b 
bis 36k), die Regelung des Zustellungswesens im 
Verfahren vor dem Patentamt und dem Patent-
gericht in § 45a in der Fassung des Entwurfs ge-
setzlich geregelt. Insoweit kann daher die in § 22 
des Patentgesetzes vorgesehene Ermächtigung des 
Bundesministers der Justiz eingeschränkt werden. 
Die Ersetzung des Begriffs „Verwaltungsgebühren" 
durch den Oberbegriff „Verwaltungskosten" ist er-
forderlich, um im Verordnungswege auch eine Re-
gelung für die Auslagen des Patentamts treffen zu 
können. 

Zu Nr. 15 und 16 

Nach § 24 Abs. 3 des Patentgesetzes stehen bisher 
nur die Rolle, die Beschreibungen, Zeichnungen, 
Modelle und Probestücke, auf Grund deren die Pa-
tente erteilt worden sind, jedermann zur Einsicht 
frei, soweit es sich nicht um ein Geheimpatent han-
delt. In gleichem Umfang werden nach § 24 Abs. 4 
die Beschreibungen, Zeichnungen und die Eintra-
gungen in die Rolle durch das Patentamt im Patent-
blatt veröffentlicht. Von den beteiligten Kreisen ist 
seit langem die Forderung erhoben worden, auch 
die Erteilungsakten bekanntgemachter Patentanmel-
dungen und erteilter Patente zur Einsicht freizu-
geben, soweit nicht ein schutzwürdiges Interesse 
des Patentsuchers oder des Patentinhabers der Ein-
sicht entgegensteht oder es sich um ein Geheim-
patent handelt. Diesen Forderungen, denen die Be-
rechtigung nicht abgesprochen werden kann, trägt 
der Entwurf durch eine entsprechende Änderung 
der Absätze 3 und 4 des § 24 Rechnung. 

Die Neufassung des Absatzes 3 durch den Entwurf 
schließt die erteilten Geheimpatente nicht schlecht-
hin von der Einsicht aus. Geheimzuhaltende Patente 
können auch einer jüngeren, offenen oder geheim-
zuhaltenden Patentanmeldung als älteres Recht im 
Sinne des § 4 Abs. 2 entgegengehalten werden. In 
solchen Fällen hat der Inhaber der jüngeren An-
meldung ein Interesse an der Kenntnis des ihm ent-
gegengehaltenen älteren Rechts. Der Entwurf sieht 
daher vor, daß das Patentamt nach Anhörung der 
zuständigen obersten Bundesbehörde auch in Akten 
von Geheimpatenten unter gewissen Voraussetzun-
gen Einsicht gewähren kann. Dabei hat das Patent-
amt zunächst zu prüfen, ob eine Gewährung der 
Akteneinsicht nicht schon deshalb entfällt, weil der 
Patentinhaber ein entgegenstehendes schutzwürdi- 
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ges Interesse dartut. Ist dies nicht der Fall, so 
scheidet gleichwohl die Gewährung der Aktenein-
sicht immer dann aus, wenn nicht ausgeschlossen 
werden kann, daß sie zu einer konkreten Gefähr-
dung des Wohls der Bundesrepublik oder eines 
ihrer Länder führen kann. In den übrigen Fällen 
hat das Patentamt, bevor es einem Antrag auf Ge-
währung der Akteneinsicht stattgibt, das Interesse 
des Antragstellers an der Akteneinsicht und das 
Interesse der Allgemeinheit an der Geheimhaltung 
gegeneinander abzuwägen. 

Zu Nr. 17 

Die Neufassung der Überschrift des Dritten Ab-
schnitts ist mit Rücksicht auf die vorgeschlagene 
systematische Neugliederung des Patentgesetzes 
erforderlich (vgl. die Begründung zu § 1 Nr. 13 des 
Entwurfs). 

Zu Nr. 18 

Die gegenwärtige Bestimmung des § 26 Abs. 2 des 
Patentgesetzes, wonach mit der Anmeldung für die 
Kosten des Verfahrens eine Gebühr nach dem Tarif 
zu entrichten ist, wird so gehandhabt, daß der  An-
melder, der die Gebühr nicht schon zusammen mit 
der Anmeldung entrichtet, unter Fristsetzung zur 
Zahlung aufgefordert wird. Verstreicht die Frist 
fruchtlos, so wird die Anmeldung zurückgewiesen. 
Gegen den zurückweisenden Beschluß kann der An-
melder Beschwerde einlegen. Entrichtet er zugleich 
mit der Einlegung der Beschwerde die Anmelde-
gebühr, so muß der Zurückweisungsbeschluß von 
der Prüfungsstelle aufgehoben werden. Entrichtet 
der Anmelder die Gebühr nicht zusammen mit der 
Beschwerde und auch nicht unmittelbar im An-
schluß daran, so muß die Prüfungsstelle die Be-
schwerde dem Beschwerdesenat vorlegen. Geht die 
Gebühr noch vor der Entscheidung des Beschwerde-
senats ein, so muß dieser den Beschluß der Prü-
fungsstelle aufheben und die Sache an die Prüfungs-
stelle zurückverweisen. Geht die Gebühr jedoch bis 
zum Zeitpunkt der Entscheidung des Beschwerde-
senats nicht ein, so weist der Beschwerdesenat die 
Beschwerde zurück. Erst in diesem Zeitpunkt führt 
die Nichtzahlung der Anmeldegebühr zur endgül-
tigen Zurückweisung der Anmeldung. Dieses um-
ständliche Verfahren, das eine unnötige Belastung 
des Patentamts zur Folge hat, soll durch die vor-
geschlagene Änderung des § 26 Abs. 2 des Patent-
gesetzes vermieden werden. 

Zu Nr. 19 

Nach Artikel 4 der Pariser Verbandsübereinkunft 
zum Schutz des gewerblichen Eigentums in der in 
London revidierten Fassung muß bei Inanspruch-
nahme der Priorität einer ausländischen Erstanmel-
dung eine Erklärung über den Zeitpunkt und das 
Land dieser ersten Anmeldung abgegeben werden. 
Ferner können die Mitgliedstaaten der Pariser 
Verbandsübereinkunft in diesem Fall verlangen, 
daß der Anmelder die frühere Anmeldung in Ab-
schrift vorlegt. Artikel 4 D Abs. 5 bestimmt, daß die 
Verbandsländer später auch weitere Nachweise 

fordern können. Diese Vorschrift ist durch die Be-
schlüsse der Lissabonner Revisionskonferenz dahin 
erweitert worden, daß der Anmelder bei Inan-
spruchnahme der Priorität einer ausländischen Erst-
anmeldung zusätzlich das Aktenzeichen der  auslän-
dischen Erstanmeldung angeben muß. Die Patent-
ämter der Mitgliedstaaten müssen das Aktenzeichen 
in die Patenturkunden und in ihre Veröffentlichun-
gen aufnehmen. 

Um das Patentamt in die Lage zu versetzen, dieser 
Verpflichtung aus der Pariser Verbandsüberein-
kunft nachzukommen, sieht der Entwurf eine Ände-
rung des § 27 des Patentgesetzes in dem Sinne vor, 
daß das Patentamt nach Eingang der Prioritäts-
erklärung den Anmelder aufzufordern hat, inner-
halb einer Frist von zwei Monaten nach Zustellung 
der Aufforderung das Aktenzeichen der ausländi-
schen Erstanmeldung anzugeben. Kommt der An-
melder dieser Aufforderung nicht nach, so werden 
hieran dieselben Rechtsfolgen geknüpft, die durch 
die Versäumung der Prioritätserklärungsfrist aus-
gelöst werden. 

Zu Nr. 20 

Durch den Beschluß des Großen Senats des Patent-
amts vom 7.. August 1953 (Blatt für Patent-, Muster-
und Zeichenwesen 1953 S. 336) und das Urteil des 
Bundesgerichtshofs vom 8. Juli 1955 (BGHZ 18, 82) 
ist in Abweichung von der bisherigen Rechtsauffas-
sung und Rechtsprechung festgestellt worden, daß 
die ausgelegten Unterlagen der deutschen Patent-
anmeldungen als öffentliche Druckschriften zu wer-
ten und demzufolge bei der Ermittlung des Standes 
der Technik (§ 2 des Patentgesetzes) zu berücksich-
tigen sind. Aus dieser Änderung der Rechtspre-
chung hat sich die Notwendigkeit ergeben, den 
Inhalt der auszulegenden Unterlagen in einer dauer-
haften Form festzuhalten. Das Patentamt ist des-
halb schon im Jahre 1955 dazu übergegangen, den 
Inhalt der auszulegenden Unterlagen als „Deutsche 
Auslegeschriften" zu veröffentlichen. Der Druck der 
auszulegenden Unterlagen trägt auch insofern 
einem praktischen Bedürfnis Rechnung, weil die in 
der Auslegehalle des Patentamts auszulegenden 
Unterlagen nur von einem Teil der Interessenten 
dort eingesehen werden können und die Herstel-
lung von Ablichtungen umständlich und kostspielig 
ist. Durch die Neufassung des § 30 Abs. 3 Satz 1 
wird deshalb der Druck der auszulegenden Unter-
lagen nunmehr gesetzlich vorgeschrieben. Die Aus-
legeschriften enthalten die der Bekanntmachung zu-
grunde liegenden Beschreibungen und Zeichnungen 
in vollständiger und übersichtlicher Form. An Stelle 
der von den Patentsuchern eingereichten Beschrei-
bungen und Zeichnungen werden deshalb schon seit 
dem Jahre 1957 die Auslegeschriften in der Aus-
legehalle des Patentamts ausgelegt. Neben den 
Beschreibungen und Zeichnungen enthalten die Aus-
legeschriften aber auch alle weiteren für die inter-
essierten Kreise bedeutsamen Angaben wie Namen 
und Wohnsitz des Anmelders und — bei ausländi-
schen Anmeldern — den Namen und Wohnsitz des 
Inlandsvertreters sowie Angaben über den oder die 
Erfinder oder eine etwa beanspruchte Priorität. Die 
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Auslegung der sämtlichen Anlagen der Anmeldung, 
die bisher in § 30 Abs. 3 Satz 1 vorgesehen war, ist 
deshalb neben der Auslegeschrift nicht mehr erfor-
derlich. 

Zu Nr. 21 und 22 

Die in Nr. 21 vorgesehene Neufassung des § 30a 
und die zu Nr. 22 vorgeschlagene Einfügung der 
neuen §§ 30b bis 30f enthalten die Neuregelung des 
Verfahrens zur Erteilung von Geheimpatenten. Im 
einzelnen wird zu diesen Bestimmungen bemerkt: 

a) Nach den §§ 99 ff. des Strafgesetzbuchs wird be-
straft, wer vorsätzlich ein Staatsgeheimnis an 
einen Unbefugten gelangen läßt oder es öffent-
lich bekanntmacht und dadurch das Wohl der 
Bundesrepublik oder eines ihrer Länder gefähr-
det. Auch Erfindungen können Staatsgeheim-
nisse sein. Im Hinblick auf diese Bestimmung 
des Strafgesetzbuchs werden schon nach gel-
tendem Recht Anmeldungen von Erfindungen, 
die ein Staatsgeheimnis darstellen, vom Patent-
amt nicht bekanntgemacht. Diese Rechtsfolge soll 
nunmehr auch durch eine ausdrückliche Vor-
schrift des Patentgesetzes, die sich in ihrem 
Wortlaut an § 99 des Strafgesetzbuchs anlehnt, 
festgelegt werden (§ 30a Abs. 1). Die Prüfungs-
stelle hat das Vorliegen der Voraussetzungen 
der §§ 99 ff. StGB von Amts wegen und in eige-
ner Verantwortung zu prüfen. Da die Prüfungs-
stellen vielfach aus eigener Kenntnis nicht mit 
Sicherheit werden beurteilen können, ob es sich 
bei der angemeldeten Erfindung um ein Staats-
geheimnis handelt oder nicht, sieht § 30a Abs. 1 
vor, daß die zuständige oberste Bundesbehörde 

in der Regel der Bundesminister für Verteidi-
gung — vor der Entscheidung zu hören ist. Die 
zuständige oberste Bundesbehörde kann auch 
einen formellen Antrag auf Erlaß einer Anord-
nung nach § 30a Abs. 1 stellen. 

Absatz 2 des § 30a befaßt sich mit den Voraus-
setzungen für die Aufhebung der Geheimhaltung. 
Es versteht sich von selbst, daß die Geheim-
haltung einer Anmeldung nicht länger aufrecht-
erhalten werden darf, als die Voraussetzungen 
dafür bestehen. Um dies sicherzustellen, soll der 
Prüfungsstelle die Verpflichtung auferlegt wer-
den, den Fortbestand der Voraussetzungen der 
Geheimhaltung von Amts wegen in jährlichen 
Abständen zu überprüfen. In der Regel wird die 
oberste Bundesbehörde die Notwendigkeit einer 
weiteren Geheimhaltung der Anmeldung besser 
übersehen können als die Prüfungsstelle. Aus 
diesem Grunde soll die oberste Bundesbehörde 
vor jeder Aufhebung der Anordnung gehört und 
ihr auch ein eigenes Recht, die Aufhebung der 
Geheimhaltungsanordnung zu beantragen, ge-
währt werden. 

Nach der vorgesehenen Neuregelung der Be-
schwerdeberechtigung (§ 36m des Patentgesetzes 
in der Fassung des Entwurfs) soll außer dem 
Anmelder oder Patentinhaber auch die zustän-
dige oberste Bundesbehörde wegen ihres beson-
deren Interesses am Schutz von Staatsgeheim-
nissen ein eigenes Beschwerderecht gegen Be

-

schlösse der Prüfungsstellen du( Anordnung 
oder Aufhebung der Geheimhaltung erhalten. 
Die Beschwerde ist nach der vorn Entwurf vorge-
sehenen Neuregelung (vgl. § 361 Abs. 2 des 
Patentgesetzes in der Fassung des Entwurfs) in 
jedem Fall befristet. Da die Beteiligten natur-
gemäß ein Interesse daran haben, sobald wie 
möglich zu erfahren, ob innerhalb der Be-
schwerdefrist ein Rechtsmittel eingelegt worden 
ist, sieht der Entwurf vor, daß die Prüfungsstelle 
den Beteiligten von Amts wegen Nachricht gibt, 
wenn innerhalb der Frist keine Beschwerde ein-
gegangen ist. 

Absatz 1 des § 30a befaßt sich nur mit der Ge-
heimhaltung von Erfindungen, die deutsche 
Staatsgeheimnisse im Sinne des § 99 des Straf-
gesetzbuchs sind. Auch ausländische Staats-
geheimnisse können dann, wenn sie den maß-
gebenden Organen der Bundesrepublik anver-
traut sind, unter gewissen Voraussetzungen zu-
gleich deutsche Staatsgeheimnisse sein. Es be-
steht aber darüber hinaus ein Bedürfnis, anver-
traute Erfindungen ausländischer Anmelder 
geheimzuhalten, auch wenn sich ihre Erfindun-
gen nicht zugleich als deutsche Staatsgeheim-
nisse darstellen. Nur auf diese Weise ist es 
möglich, die Geheimhaltung von deutschen Er-
findungen, die in ausländischen Staaten nach-
angemeldet werden sollen, auch in den Fällen 
sicherzustellen, in denen das deutsche Staats-
geheimnis nicht zugleich auch ein Staatsgeheim-
nis nach fremdem Recht ist. Der Entwurf sieht 
daher in Absatz 4 die Geheimhaltung ausländi-
scher Erfindungen im Verfahren vor dem Deut-
schen Patentamt unter gewissen Voraussetzun-
gen vor. 

b) Die Prüfungsstellen des Patentamts können die 
ihnen nach § 30a in der mit dem Entwurf vorge-
schlagenen Fassung obliegenden Entscheidung 
über die Geheimhaltungsbedürftigkeit einer An-
meldung in der Regel nicht allein auf Grund 
ihrer eigenen Sachkunde und der ihnen zugäng-
lichen Unterlagen treffen. Sie bedürfen hierzu der 
Unterstützung der zuständigen obersten Bundes-
behörde, die über umfangreicheres Material und 
speziellere Kenntnisse verfügt. Schon nach dem 
gegenwärtigen Rechtszustand wird deshalb das 
Bundesverteidigungsministerium vor der Ent-
scheidung über die Geheimhaltung von Anmel-
dungen beteiligt, indem ihm bestimmte Patent-
anmeldungen zur Prüfung darauf, ob sie geheim-
zuhalten sind, vorgelegt werden. Die Einsicht-
nahme in Patentanmeldungen durch Angehörige 
des Bundesverteidigungsministeriums stellt eine 
notwendige Ausnahme von der allgemeinen 
Regelung dar, nach der das Patentamt im Inter-
esse des Erfinders zur Geheimhaltung der An-
meldung gegenüber jedem Dritten und damit 
auch gegenüber Behörden verpflichtet ist. Die 
Ausnahme stützt sich nach geltendem Recht auf 
§ 18 Abs. 9 des Patentgesetzes (Zuziehung von 
Sachverständigen im Patenterteilungsverfahren) 
in Verbindung mit § 99 des Strafgesetzbuchs. 
Wegen des dem Erfinder im Patenterteilungsver- 
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fahren gewährten Vertrauensschutzes werden die 
betreffenden Angehörigen des Bundesverteidi-
gungsministeriums zur Geheimhaltung der zu 
ihrer Kenntnis gebrachten Erfindungen besonders 
verpflichtet und dürfen — ebenso wie die Ange-
hörigen des Patentamts — selbst keine Patent-
anmeldungen einreichen. Im Zuge der Neurege-
lung des Verfahrens zur Erteilung von Geheim-
patenten erscheint es zweckmäßig, die Einsicht-
nahme durch die zuständige oberste Bundesbe-
hörde ausdrücklich zu regeln. In § 30b des Ent-
wurfs, der diese Regelung enthält, wird dabei in 
Abweichung vom geltenden Recht vorgeschlagen, 
nicht nur dem Patentamt die Möglichkeit zu ge-
ben, der zuständigen obersten Bundesbehörde 
Einsicht in die Anmeldungsunterlagen zu gewäh-
ren, sondern der zuständigen obersten Bundes-
behörde ein Recht auf Einsichtnahme zuzuge-
stehen, soweit es sich um die Prüfung von Patent-
anmeldungen auf ihre Geheimhaltungsbedürftig-
keit handelt. 

c) Grundsätzlich sind Erfindungen, die ein Staats-
geheimnis darstellen, ohne Rücksicht darauf ge-
heimzuhalten, ob sie beim Patentamt angemeldet 
worden sind und daraufhin eine Anordnung nach 
§ 30a Abs. 1 ergangen ist. Diese schon mit der 
Fertigstellung der Erfindung entstehende und 
sich aus §§ 99 ff. StGB ergebende Geheimhal-
tungspflicht schließt grundsätzlich Auslandsan-
meldungen aus. Auch bei geheimhaltungsbedürf-
tigen Erfindungen kann aber sowohl für den Erfin-
der ein Interesse an der Anmeldung dieser Er-
findung im Ausland gegeben sein als auch die 
Möglichkeit bestehen, daß eine solche Auslands-
anmeldung dem Wohl der Bundesrepublik nicht 
abträglich ist, beispielsweise dann, wenn die 
Geheimhaltung durch internationale Verträge 
oder Vereinbarung im Einzelfall auch in dem 
betreffenden Auslandsstaat gewährleistet ist. Ob 
diese Voraussetzung gegeben . ist, vermag mit 
hinreichender Sicherheit nur die zuständige 
oberste Bundesbehörde zu beurteilen, deren Ge-
nehmigung daher vorher einzuholen ist. Durch 
§ 30c wird deshalb dem Erfinder die Möglichkeit 
eröffnet, mit Genehmigung der zuständigen ober-
sten Bundesbehörde auch geheimhaltungsbe-
dürftige Erfindungen im Ausland anzumelden. 

d) In der Mehrzahl der Fälle wird die Notwendig-
keit der Geheimhaltung einer Erfindung sich aus 
ihrem Gegenstand ohne weiteres ergeben und 
daher sowohl für den Erfinder als auch für die 
anderen Personen, die von der Erfindung Kennt-
nis erhalten, nicht zweifelhaft sein. Wie die Er-
fahrung gezeigt hat, ist es aber in einer beacht-
lichen Zahl von Fällen für den Erfinder schwierig 
zu beurteilen, ob die Erfindung ein Staatsge-
heimnis darstellt. Eine verbindliche Äußerung 
einer staatlichen Stelle darüber, ob die Erfindung 
geheimzuhalten ist, kann der Erfinder nach gel-
tendem Recht nicht erhalten, da darüber letztlich 
allein die Gerichte im Falle einer Verletzung der 
Geheimhaltungspflicht entscheiden. Diese Rege-
lung ist nicht nur für den Erfinder nachteilig, der 

auf diese Weise mit dem Strafgesetz in Konflikt 
kommen kann, sondern auch für das Wohl der 
Allgemeinheit, wenn Staatsgeheimnisse etwa 
aus Unkenntnis unbefugt weitergegeben werden. 
Um diesen Nachteilen zu begegnen, will der Ent-
wurf dem Erfinder einen Weg eröffnen, auf dem 
er rasch Klarheit über die Geheimhaltungsbe-
dürftigkeit seiner Erfindung erlangen kann 
wenn er nicht selbst weiß, daß seine Erfin-
dung in Wirklichkeit ein Staatsgeheimnis 
darstellt. Dies soll mit der vorgeschlagenen 
Bestimmung des § 30d dadurch erreicht wer-
den, daß der Erfinder zunächst seine Erfin-
dung beim Patentamt anmeldet. Erhält er dann 
innerhalb von vier Monaten seit der An-
meldung keine Anordnung auf Geheimhaltung 
der Erfindung zugestellt, so kann er und jeder 
andere, der von der Erfindung Kenntnis hat, im 
Zweifel, d. h. mangels besserer Kenntnis, darauf 
vertrauen, daß die Erfindung nicht geheimhal-
tungsbedürftig ist. Die Frist von vier Monaten 
ist gewählt worden, weil nach dem gegenwärti-
gen Verfahren des Patentamts innerhalb dieser 
Zeit die Prüfung der in Betracht kommenden Er-
findungen auf Geheimhaltung in der Regel ab-
geschlossen ist. In besonders schwierigen Einzel-
fällen kann es sich ergeben, daß die Prüfung der 
Geheimhaltungsbedürftigkeit einer Anmeldung 
nicht innerhalb der Regelfrist von vier Monaten 
abgeschlossen werden kann. Für diesen Aus-
nahmefall gibt der Entwurf dem Patentamt die 
Möglichkeit, die Frist durch eine dem Anmelder 
zuzustellende Mitteilung um höchstens zwei 
Monate zu verlängern. 

Diese Fristen sind auch kurz genug, urn dem Er-
finder, der die Anmeldung der Erfindung auch 
im Ausland beabsichtigt, die Einhaltung der ein-
jährigen Prioritätsfrist nach der Pariser Ver-
bandsübereinkunft zu ermöglichen. Ob der Er-
finder von der Möglichkeit der Anmeldung seiner 
Erfindung beim Deutschen Patentamt Gebrauch 
machen will, steht ihm frei. Der Entwurf hat da-
von abgesehen, eine allgemeine Verpflichtung 
zur vorherigen Anmeldung aller Erfindungen 
beim Deutschen Patentamt vorzuschlagen. Da nur 
ein zahlenmäßig sehr geringer Prozentsatz aller 
Anmeldungen einer Geheimhaltung unterworfen 
wird, würde eine solche allgemeine Verpflich-
tung zur vorherigen Anmeldung im Inland zu 
einer in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
überflüssigen Einengung der Handlungsfreiheit 
der Erfinder führen. 

e) Nach geltendem Recht — § 30a des Patentge-
setzes in der bisherigen Fassung 	ist die Er

-

teilung von Geheimpatenten nur für den Bund 
zulässig, nicht dagegen für private Anmelder von 
geheimhaltungsbedürftigen Erfindungen. Anmel-
dungen von Privatpersonen, die eine geheim-
haltungsbedürftige Erfindung zum Gegenstand 
haben, werden vom Patentamt zwar auf Neu-
heit und Patentfähigkeit geprüft. Die Anmel-
dungen werden jedoch, wenn die Prüfung posi-
tiv ausfällt, weder bekanntgemacht noch wird 
ein Patent auf sie erteilt. Vielmehr ruht das 
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patentamtliche Verfahren unter Wahrung der 
Priorität der Anmeldung für die Dauer der Ge-
heimhaltung. Das praktische Ergebnis dieses Ver-
fahrens ist für den privaten Anmelder unvorteil-
haft, da er mindestens für vorübergehende Zeit 
nicht in den Genuß seines Ausschlußrechts für 
seine Erfindung gelangt. 

Der im Regierungsentwurf des Fünften Über-
leitungsgesetzes enthaltene Vorschlag (vgl. 
Drucksache 3801 der 1. Wahlperiode § 1 Nr. 8), 
auch privaten Erfindern Geheimpatente zu er-
teilen, ist seinerzeit vom zuständigen Ausschuß 
des Bundestages mit der Begründung abgelehnt 
worden, daß der Bund alle geheimhaltungs-
bedürftigen Erfindungen erwerben und darauf 
nach § 30a des Patentgesetzes ein Geheimpatent 
erhalten könnte. Nur bei einer sehr geringen 
Anzahl der Erfindungen, die Staatsgeheimnisse 
enthalten, besteht jedoch ein Interesse des Bun-
des daran, die Erfindung käuflich zu erwerben 
und zu verwerten. Auch wenn kein Verwertungs-
interesse des Bundes besteht, müssen Erfindun-
gen, die Staatsgeheimnisse sind, geheimgehalten 
werden. 

Um die Nachteile, die sich aus der gegenwärti-
gen Rechtslage für den privaten Anmelder ge-
heimhaltungsbedürftiger Erfindungen ergeben, 
zu beseitigen, ist von den zuständigen Bundes-
ministerien ein vertragliches Verfahren zur 
treuhänderischen Übernahme solcher Anmeldun-
gen auf den Bund eingeführt worden. Nach 
diesem Verfahren erbietet sich der Bund, Ver-
träge mit privaten Anmeldern geheimhaltungs-
bedürftiger Erfindungen abzuschließen, durch die 
er diese Anmeldungen treuhänderisch zum 
Zwecke der Erteilung eines Geheimpatents ge-
mäß § 30a des geltenden Patentgesetzes über-
nimmt. Dieses Verfahren hat sich in der Praxis 
bewährt und dem privaten Erfinder im Ergebnis 
einen Patentschutz für seine Erfindung ver-
schafft. 

Dieser in der Einschaltung des Bundes be-
stehende Umweg kann vermieden werden, 
wenn dem privaten Anmelder geheimhaltungs-
bedürftiger Erfindungen die Erlangung eines 
Geheimpatents im eigenen Namen ermöglicht 
wird. Aus diesem Grunde schlägt der Entwurf 
erneut die Einführung von Geheimpatenten für 
Private vor. Diesem Zweck dient die Neufassung 
des § 30a Abs. 1 in Verbindung mit dem neu 
eingefügten § 30e. Nach der Neufassung des 
§ 30a Abs. 1 sollen nunmehr Geheimpatente von 
jedermann und nicht nur vom Bund nachgesucht 
werden können. Nach § 30e soll jedermann, vor-
ausgesetzt, daß die Erfindung patentfähig ist, ein 
Geheimpatent erhalten können. Die in Absatz 2 
enthaltene Verweisung auf § 31 soll klarstellen, 
daß die in dieser Vorschrift enthaltenen nähe-
ren Bestimmungen über die Zahlung der Be-
kanntmachungsgebühr auch auf die Gebühr für 
die Erteilung eines Geheimpatents anzuwenden 
sind. 

f) Der Haupteinwand, der gegen die derzeitige 
Regelung für Geheimpatente erhoben wird, geht 

dahin, daß dem Erfinder keine Entschädigung 
für die Beeinträchtigungen gewährt wird, die 
ihm aus der Verpflichtung zur Geheimhaltung 
seiner Erfindung erwachsen. Es ist nicht 
zu bestreiten, daß dem Erfinder durch die 
Notwendigkeit der Geheimhaltung seiner Er-
findung Nachteile entstehen können. Die 
Nachteile können nach geltendem Recht ein-
mal darin liegen, daß der Erfinder, falls er 
nämlich die treuhänderische Übertragung der 
Erfindung auf den Bund ablehnt, kein Ausschluß-
recht erhält. Zum anderen kann der Erfinder 
durch die Geheimhaltung in der Verwertung 
seiner Erfindung beeinträchtigt werden. Der 
erste Nachteil entfällt, wenn in Zukunft, wie 
vom Entwurf vorgeschlagen, Geheimpatente auch 
an Private erteilt werden können. Damit ist 
jedoch der zweite Nachteil noch nicht beseitigt. 
Er berechtigt nach geltendem Recht nicht zu einer 
Entschädigung. 

Alle Erfindungen, die Staatsgeheimnisse darstel-
len, sind von ihrer Entstehung an als mit den 
Einschränkungen belastet anzusehen, die sich 
aus der den §§ 99 ff. des Strafgesetzbuchs zu 
entnehmenden Geheimhaltungspflicht ergeben. 
Die Beeinträchtigungen des Erfinders beruhen 
somit auf einem allgemeinen Gesetz, das nicht 
nur einen bestimmten Erfinder oder die Erfinder 
schlechthin, sondern jedermann in gleicher 
Weise trifft und dem einzelnen Erfinder somit 
kein besonderes Opfer auferlegt. Es handelt sich 
also um eine allgemeine Schranke sowohl der 
Handlungsfreiheit als auch des Eigentums, nicht 
aber um eine Enteignung. Der Bundesgerichtshof 
nimmt in ständiger Rechtsprechung eine Enteig-
nung nur dann an, wenn dem betroffenen einzel-
nen oder einer einzelnen Gruppe unter Verstoß 
gegen den Gleichberechtigungsgrundsatz ein be-
sonderes, anderen nicht zugemutetes Opfer im 
Interesse der Allgemeinheit auferlegt wird. Das 
ist hier nicht der Fall. 

Auch ein Aufopferungsanspruch steht dem Er-
finder, dessen Erfindung geheimzuhalten ist, 
nach geltendem Recht nicht zu, da er bei der 
Verwertung seiner Erfindung ohnehin an die 
Schranken der allgemeinen Gesetze gebunden 
ist, ein besonderes Opfer von ihm also nicht ver-
langt wird. Nach der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs kommt überdies ein Aufopfe-
rungsanspruch nur bei Eingriffen in nichtver-
mögensrechtliche Güter, wie Leben, Gesundheit 
und Freiheit, in Betracht. Eingriffe in Ver-
mögensrechte werden vom Bundesgerichtshof 
allein unter dem Gesichtspunkt der Enteignung 
behandelt. 

Ein Rechtsanspruch auf Entschädigung für die 
Beeinträchtigungen, die sich aus dem in § 30a ff. 
vorgesehenen Verfahren ergeben können, steht 
dem Erfinder daher nach geltendem Recht 
nicht zu. 

Es ist indes nicht zu verkennen, daß die Anord-
nung der Geheimhaltung einer Erfindung in ge-
wissen Fällen ihre Verwertung in einer Weise 
beeinträchtigen kann, daß dem Anmelder oder 
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Patentinhaber ein das normale, zumutbare Maß 
übersteigender Schaden entsteht. Für diese be-
sonders gelagerten Fälle erscheint eine beson-
dere Regelung billig. In dein neu einzufügenden 
§ 30f ist daher vorgesehen, dem Anmelder 
insoweit einen Anspruch auf Entschädigung zu 
geben, als ihm nicht zugemutet werden kann, 
den ihm entstehenden Schaden selbst zu tragen. 
Der Entwurf hält also daran fest, daß die Anord-
nung der Geheimhaltung der Erfindung keine 
Enteignung beinhaltet, und geht daher davon 
aus, daß der Erfinder ein gewisses Maß von 
Schaden wegen der Geheimhaltung seiner Erfin-
dung, die im Allgemeininteresse notwendig ist, 
selbst zu tragen hat. Nur der darüber hinaus-
gehende Schaden soll ihm unter Berücksichti-
gung und Abwägung aller in Betracht kommen-
den Umstände ersetzt werden. Dabei soll nur 
der Schaden berücksichtigt werden, den der An-
melder dadurch erlitten hat, daß er die Verwer-
tung einer patentfähigen Erfindung für friedliche 
Zwecke unterlassen mußte, weil die Interessen 
des Erfinders nur insoweit schutzwürdig er-
scheinen. Im Gesetz selbst nähere Bestimmungen 
darüber zu treffen, wann der dem Erfinder 
wegen der Geheimhaltung seiner Erfindung ent-
standene Schaden ihm nicht mehr zumutbar ist, 
ist bei der Vielfalt der denkbaren Tatbestände 
nicht möglich. Der Entwurf greift nur als Bei-
spiele einige Gesichtspunkte heraus, die bei der 
Beurteilung der Zumutbarkeit in aller Regel  be-
rücksichtigt werden müssen. Darüber hinaus sind 
bei der Beurteilung der Zumutbarkeit je nach 
Sachlage noch weitere Gesichtspunkte heranzu-
ziehen. 

Weder der zuständigen obersten Bundesbehörde 
noch den Gerichten soll zugemutet werden, bei 
der Beurteilung von Entschädigungsansprüchen 
die Patentfähigkeit der Erfindung selbständig zu 
prüfen. Deshalb sieht der Entwurf vor, daß der 
Anspruch auf Entschädigung erst nach Erteilung 
eines Geheimpatents geltend gemacht werden 
kann. Die Festsetzung einer Entschädigung auch 
für den in der Zukunft entstehenden Schaden 
wird in aller Regel schon deshalb nicht möglich 
sein, weil dem Anspruch während der Laufzeit 
des Patents durch eine Aufhebung der Anord-
nung gemäß § 30a jederzeit die Grundlage ent-
zogen werden kann. Der Entwurf geht daher da-
von aus, daß für in der Zukunft entstehende 
Schäden zwar eine Feststellungsklage möglich 
ist, daß Leistung aber nur für den jeweils in der 
Vergangenheit entstandenen Schaden verlangt 
werden kann. Dies wird dazu führen, daß die 
Entschädigung vielfach in Teilbeträgen festzu-
setzen ist. Der Zeitraum, für den die Entschädi-
gung geltend gemacht wird, muß aber minde-
stens ein Jahr betragen, um eine zu häufige 
Inanspruchnahme der zuständigen obersten 
Bundesbehörde und der Gerichte zu vermeiden. 

Ist eine Erfindung Staatsgeheimnis eines frem-
den Staates und wird sie in der Bundesrepublik 
zum Geheimpatent angemeldet, so ist es Auf-
gabe des fremden Staates, den Erfinder für die 
Nachteile zu entschädigen, die ihm aus der Ge

-

heimhaltung der Erfindung auch im Bereich der 
Bundesrepublik erwachsen. Es erscheint nicht ge-
rechtfertigt, in solchen Fällen in der Bundes-
republik — u. U. zusätzlich — Entschädigung 
zu gewähren. In Absatz 3 wird daher vorgeschla-
gen, für solche Fälle den Entschädigungsanspruch 
nach Absatz 1 auszuschließen. 

Zu Nr. 23 

Für § 33 des Patentgesetzes sieht der Entwurf eine 
Reihe von Änderungen vor, die sich teilweise im 
Zusammenhang mit der vorgesehenen Bildung des 
Patentgerichts ergeben, im übrigen aus sonstigen 
Gründen notwendig sind. Im einzelnen ist auf fol-
gendes hinzuweisen: 

a) Absatz i der Neufassung des § 33 lehnt sich 
weitgehend an die geltende Fassung an. 

aa) Zunächst erscheint es aus Gründen der 
Klarstellung zweckmäßig, in Absatz 1 Satz 1 
ausdrücklich hervorzuheben, daß die Prü-
fungsstellen und Patentabteilungen Zeugen, 
Sachverständige und Beteiligte auch eidlich 
vernehmen können. Die Berechtigung zur 
eidlichen Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen besteht schon nach gel-
tendem Recht. Zur Vermeidung von Zwei-
feln erscheint es geboten, diese Berechti-
gung auch in § 33 hervorzuheben. Darüber 
hinaus sieht der Entwurf im Interesse einer 
Erleichterung des Verfahrens abweichend 
vom geltenden Recht nunmehr auch die 
Möglichkeit einer eidlichen Vernehmung 
der Beteiligten selbst vor. 

bb) Die Änderung des § 33 Abs. 1 Satz 5 des 
Patentgesetzes wird mit Rücksicht auf die 
Generalklausel des Artikels 19 Abs. 4 GG 
und im Interesse einer Verstärkung der 
Rechtsgarantien innerhalb des patentamt-
lichen Verfahrens vorgeschlagen. Die selb-
ständige Anfechtbarkeit des Beschlusses, 
durch den ein Antrag auf mündliche Anhö-
rung wegen fehlender Sachdienlichkeit zu-
rückgewiesen wird, erscheint weder mit 
Rücksicht auf die Regelung des Artikels 19 
Abs. 4 GG noch aus sonstigen Gründen ge-
boten. 

cc) Schließlich sollen in Absatz 1 des § 33 Be-
stimmungen über die Notwendigkeit der 
Verlesung der Niederschrift einer Aussage 
eines Zeugen, Sachverständigen oder Betei-
ligten aufgenommen werden. Auch diese 
Ergänzung der bisherigen Regelung wird im 
Interesse einer Verstärkung der Rechts-
garantien innerhalb des patentamtlichen 
Verfahrens vorgeschlagen. Die Formulie-
rung lehnt sich insoweit an entsprechende 
Bestimmungen in § 105 Abs. 3 der Verwal-
tungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 
(BGBl. I S. 17) an. 

b) Auch für § 33 Abs. 2 sieht der Entwurf in mehr-
facher Hinsicht eine Änderung der bisherigen 
Bestimmungen vor. 
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aa) Zunächst wird der Begriff des freien Ermes-
sens durch den Begriff des billigen Ermes-
sens ersetzt. Hierfür sind grundsätzliche Er-
wägungen maßgebend, die allgemein für 
das Kostenrecht gelten. Die gleiche Ände-
rung sieht der Entwurf auch für alle ande-
ren Vorschriften des Patentgesetzes, des 
Gebrauchsmustergesetzes und des Waren-
zeichengesetzes vor, in denen von einer 
Kostenentscheidung auf Grund eines freien 
Ermessens des Patentamts die Rede ist. 

bb) Ferner wird der bisherige Satz 3 des § 33 
Abs. 2, wonach die Kostenentscheidung für 
sich allein nicht anfechtbar ist, auch wenn 
sie den einzigen Gegenstand des Beschlus-
ses bildet, gestrichen. Diese Bestimmung ist 
mit der Regelung des Artikels 19 Abs. 4 GG 
zwar insofern vereinbar, als sie eine An-
fechtung der Kostenentscheidung zusammen 
mit der Endentscheidung der Prüfungsstelle 
oder der Patentabteilung ermöglicht. Es sind 
aber auch Fälle denkbar — z. B. bei Zurück-
nahme der Anmeldung oder eines Ein-
spruchs —, in denen eine Anfechtung der 
Kostenentscheidung zusammen mit der End-
entscheidung deshalb nicht möglich ist, weil 
eine Endentscheidung nicht ergeht. In die-
sen Fällen steht die Bestimmung des § 33 
Abs. 2 Satz 3 mit der Regelung des Arti-
kels 19 Abs. 4 GG in Widerspruch. Der Ent-
wurf sieht deshalb die ersatzlose Streichung 
dieser Bestimmung des Patentgesetzes vor. 

cc) Außerdem schlägt der Entwurf in § 33 
Abs. 2 die Übernahme der bisher in § 15 
der Verordnung über das Deutsche Patent-
amt enthaltenen Regelung vor, nach der zu 
den Kosten des Verfahrens, über die nach 
§ 33 Abs. 2 des Patentgesetzes zu bestim-
men ist, außer den Auslagen des Patent-
amts auch die den Beteiligten erwachsenen 
Kosten gehören, soweit sie zur zweckent-
sprechenden Wahrung der Ansprüche und 
Rechte notwendig waren. Schon aus Grün-
den der Systematik erscheint es geboten, 
diese für die Kostenentscheidung wesent-
liche Bestimmung in das Patentgesetz selbst 
zu übernehmen und nicht einer Ausführungs

-

verordnung des Bundesministers der Justiz 
zu überlassen. Außerdem muß die in § 15 
der Verordnung getroffene Regelung, so-
weit sie sich auf die Kostenentscheidungen 
der Beschwerdesenate und Nichtigkeits-
senate bezieht, ohnehin in das Patentgesetz 
übernommen werden, da sich die Ermäch-
tigung des Bundesministers der Justiz nach 
der vorgeschlagenen Neufassung des § 22 
des Patentgesetzes (vgl. § i Nr. 14 des Ent-
wurfs) nur noch auf die Regelung des Ver-
fahrens vor den Prüfungsstellen und Patent-
abteilungen bezieht. 

dd) Schließlich erscheint es geboten, in § 33 
Abs. 2 auch Bestimmungen über die Kosten-
festsetzung und die Zwangsvollstreckung 
aus Kostenfestsetzungsbeschlüssen zu tref

-

fen, soweit im patentamtlichen Verfahren 
Kosten festgesetzt werden. Der Entwurf 
lehnt sich hierbei weitgehend an die Vor-
schriften der Zivilprozeßordnung an mit der 
Maßgabe, daß die Vollstreckungsklausel 
vom Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
des Patentgerichts erteilt werden und an 
die Stelle der Erinnerung die Beschwerde 
an das Patentgericht treten soll. 

Zu Nr. 24 

34 des Patentgesetzes enthält bisher die Regelung 
für Beschwerden gegen Beschlüsse der Prüfungs-
stellen und Patentabteilungen über die Erteilung 
oder Versagung des Patents. Diese Regelung soll 
nach dem Entwurf in den Abschnitt „Verfahren vor 
dem Patentgericht" übernommen werden (vgl. § 36 1 
des Patentgesetzes in der Fassung des Entwurfs). 

Für § 34 sieht der Entwurf deshalb zunächst in Ab-
satz 1 die Übernahme der bisherigen Vorschrift des 
§ 20 des Patentgesetzes vor, soweit es sich um die 
Beschlüsse der Prüfungsstellen und Patentabteilun-
gen, d. h. um die Beschlüsse des Patentamts handelt. 
Die Übernahme dieser Vorschrift aus dem Abschnitt 
„Patentamt" in den Abschnitt „Verfahren vor dem 
Patentamt" 'st erforderlich, weil es sich insoweit um 
eine Verfahrensvorschrift handelt. 

Für § 34 Abs. 2 sieht der Entwurf die Beifügung 
einer Rechtsmittelbelehrung zu den Beschlüssen 
der Prüfungsstellen und Patentabteilungen vor. Der 
Entwurf lehnt sich hierbei an die Verwaltungsge-
richtsordnung an, die in § 58 Abs. i und § 59 die 
Verpflichtung zur Erteilung einer Rechtsmittelbe-
lehrung bei allen Verwaltungsakten vorsieht, die 
der Anfechtung unterliegen. Es erscheint geboten, 
dem in diesen Vorschriften zum Ausdruck kommen-
den Grundsatz auch im patentamtlichen Verfahren 
Rechnung zu tragen. Für die Fassung des § 34 Abs. 2 
übernimmt der Entwurf Formulierungen der genann-
ten Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung 
sowie des § 35a der Strafprozeßordnung. 

Die mit der Verweisung auf § 43 des Patentgesetzes 
vorgeschlagene Möglichkeit einer Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand bei Versäumung der Jahres-
frist infolge unabwendbaren Zufalls entspricht eben-
falls der Regelung der Verwaltungsgerichtsordnung. 

Zu Nr. 25 

Die in dieser Bestimmung des Entwurfs vorgeschla-
gene Neufassung des § 35 des Patentgesetzes ist 
mit Rücksicht auf die Verselbständigung der Be-
schwerdesenate zu einem besonderen Patentgericht 
erforderlich und hat insoweit nur redaktionelle Be-
deutung. Die in dieser Vorschrift vorgesehenen Ver-
öffentlichungen des Patentamts sollen auch nach 
dem Entwurf erst vorgenommen werden, wenn die 
Patenterteilung oder die Patentversagung rechts-
kräftig geworden ist, d. h. entweder gegen den Be-
schluß des Patentamts innerhalb der Beschwerdefrist 
keine Beschwerde erhoben worden ist oder über die 
rechtzeitig eingelegte Beschwerde durch das Patent-
gericht rechtskräftig entschieden worden ist. 
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Zu Nr. 26 

Die Bestimmung des § 36a Abs. 5 des Patentgeset-
zes, die gegen den Beschluß, durch den ein Antrag 
auf Beschränkung des Patents zurückgewiesen wird, 
die befristete Beschwerde zuläßt, kann ersatzlos ge-
strichen werden, weil der Entwurf in der für § 361 
des Patentgesetzes vorgeschlagenen Bestimmung 
nunmehr ausnahmslos gegen alle Beschlüsse der 
Prüfungsstellen und Patentabteilungen die be-
fristete Beschwerde vorsieht. 

Zu Nr. 27 

In  dieser Bestimmung des Entwurfs wird die weitere 
systematische Aufgliederung des Patentgesetzes in 
die Abschnitte „Patentgericht" (Vierter Abschnitt), 
„Verfahren vor dem Patentgericht" (Fünfter Ab-
schnitt) und „Verfahren vor dem Bundesgerichtshof" 
(Sechster Abschnitt) vorgeschlagen. 

1. Im Vierten Abschnitt sind zunächst die Vor-
schriften über die Gerichtsverfassung der Be-
schwerdesenate und Nichtigkeitsenate des Patent-
gerichts und über den Status der Richter des Patent-
gerichts zusammengefaßt. In diesen Vorschriften, die, 
abgesehen von den Bestimmungen über die Beset-
zung der Senate und die Ausschließung und Ableh-
nung ihrer Mitglieder, in der bisherigen Fassung des 
Patentgesetzes kein Vorbild haben, lehnt sich der 
Entwurf weitgehend an die entsprechenden Bestim-
mungen des Gerichtsverfassungsgesetzes an. Im ein-
zelnen ist hierzu folgendes zu bemerken: 

a) § 36b 

In § 36b Abs. 1 ist zunächst die Errichtung des Pa-
tentgerichts vorgesehen. Dieses Patentgericht soll 
durch die Ausgliederung der Beschwerdesenate und 
Nichtigkeitssenate aus der bisher einheitlichen Orga-
nisation des Patentamts und durch ihre organisa-
torische Verselbständigung gebildet werden. Aus 
sachlichen Gründen erscheint es geboten, den Sitz 
des Patentgerichts an den Sitz des Patentamts zu 
binden. Dies ist schon mit Rücksicht auf die große 
Bibliothek und den technischen Prüfstoff erforder-
lich, der beiden Behörden in gleicher Weise zu-
gänglich sein muß. In Anlehnung an die Bezeich-
nung anderer Bundesgerichte soll das Patentgericht 
die Bezeichnung „Bundespatentgericht" führen. 

Voraussetzung für die Errichtung des Bundes-
patentgerichts ist eine Ergänzung des Grundgeset-
zes, die mit dem gleichzeitig vorgelegten Entwurf 
vorgeschlagen wird. Durch die Bestimmung der vor-
gesehenen Grundgesetzergänzung, wonach oberes 
Bundesgericht für das Bundespatentgericht der Bun-
desgerichtshof sein soll, wird das Bundespatentge-
richt in den Bereich der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
einbezogen. Ein besonderes Errichtungsgesetz für 
das Patentgericht wird durch die Bestimmung des 
§ 36h Abs. 1 erübrigt. 

In § 36b Abs. 2 ist in Anlehnung an die Bestimmung 
des § 17 Abs. 2 (§ 17 Abs. 1 in der Fassung des 
Entwurfs) die Besetzung des Patentgerichts geregelt. 
Hervorzuheben ist, daß das Patentgericht nach dem 
Entwurf einen eigenen Präsidenten erhalten soll. 
Damit wird die völlige organisatorische und institu

-

tionelle Trennung des Patentamts vom Patentgericht 
vollzogen. Durch die Formulierung „weiteren Rich-
tern" soll klargestellt werden, daß auch der Präsi-
dent und die Senatspräsidenten zu den Richtern des 
Patentgerichts gehören und deshalb überall dort, wo 
im Patentgesetz von den Mitgliedern der Senate die 
Rede ist, auch die Senatsvorsitzenden mit erfaßt 
sind. Mit Rücksicht auf den richterlichen Status der 
Mitglieder des Patentgerichts ist es notwendig, eine 
akademische Abschlußprüfung, die § 17 Abs. 2 für 
die Mitglieder des Patentamts nur im Rahmen einer 
Sollvorschrift vorsieht, für die Mitglieder des Patent-
gerichts zwingend vorzuschreiben. 

§ 36b Abs. 3 entspricht der für die Richter der 
ordentlichen Gerichte allgemein geltenden Regelung 
des § 6 des Gerichtsverfassungsgesetzes. 

b) § 36c 

§ 36c Abs. 1 übernimmt die Bestimmungen des bis-
herigen § 18 Abs. i Nr. 3 und 4. Der geringfügigen 
Änderung des Wortlauts und der Umkehrung der 
Reihenfolge bei der Erwähnung der Senate kommt 
lediglich redaktionelle Bedeutung zu. 

Die Bestimmung des Absatzes 2 des § 36c, daß die 
Zahl der Senate vom Bundesminister der Justiz be-
stimmt wird, ist aus § 1 der Verordnung über das 
Deutsche Patentamt übernommen worden. 

c) § 36d 

In Absatz 1 dieser Vorschrift wird zunächst eine 
Neuregelung für die Besetzung der Beschwerde-
senate vorgeschlagen. Nach geltendem Recht (§ 18 
Abs. 7 des Patentgesetzes) beschließt der Be-
schwerdesenat in der Besetzung mit drei Mitglie-
dern, wobei in den Fällen, in denen es sich um Ent-
scheidungen über Beschwerden gegen die Erteilung 
oder Versagung des Patents handelt (§ 34 des 
Patentgesetzes) zwei technische Mitglieder mitwir-
ken müssen. Diese Bestimmung ist in der Praxis 
der vergangenen Jahre so gehandhabt worden, 
daß der Beschwerdesenat bei der Entscheidung über 
Beschwerden nach § 34 des Patentgesetzes in der 
Regel in der Besetzung mit drei technischen Mit-
gliedern, in allen anderen Fällen (§ 21 des Patent-
gesetzes) mit drei rechtskundigen Mitgliedern tätig 
geworden ist, wobei zu berücksichtigen ist, daß bei 
der Entscheidung über Beschwerden nach § 21 des 
Patentgesetzes der Vorsitzende des Senats gemäß 
§ 3 Abs. 3 der Verordnung über das Deutsche 
Patentamt ein rechtskundiges Mitglied sein muß. 
Lediglich bei der Entscheidung über Beschwerden 
nach § 4 Abs. 5 des Gebrauchsmustergesetzes ent-
scheidet der Beschwerdesenat in einer gemischten 
Besetzung mit entweder einem rechtskundigen Mit-
glied und zwei technischen Mitgliedern oder zwei 
rechtskundigen Mitgliedern und einem technischen 
Mitglied. 

Von dieser Regelung des geltenden Rechts weicht 
der Entwurf in zweifacher Hinsicht ab. Er sieht zu-
nächst die Entscheidung über Beschwerden gegen 
bestimmte Beschlüsse der Prüfungsstellen und 
Patentabteilungen, über die bisher in der Besetzung 
mit drei rechtskundigen Mitgliedern entschieden 
wurde, eine gemischte Besetzung mit einem rechts- 
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kundigen Mitglied als Vorsitzenden und zwei tech-
nischen Mitgliedern vor. Bei diesen Beschwerden 
handelt es sich um Fälle, in denen nicht nur Rechts-
fragen zur Erörterung stehen, sondern es entschei-
dend auch auf die Beurteilung des technischen Tat-
bestandes ankommt. Die Bestimmung, daß in diesen 
Fällen der Vorsitzende des Senats ein rechtskundi-
ges Mitglied sein muß, entspricht dem geltenden 
Recht. 

Darüber hinaus sieht der Entwurf in den Fällen, in 
denen sich die Beschwerde gegen die Erteilung oder 
Versagung des Patents richtet, sowie für die Ent-
scheidung über Beschwerden gegen Armenrechts-
beschlüsse des Patentamts eine Besetzung des Be-
schwerdesenats mit drei technischen Mitgliedern 
und einem rechtskundigen Mitglied vor. Der Ent-
wurf berücksichtigt hiermit die Forderung, die das 
Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 
13. Juni 1959 jedenfalls für ein letztinstanzliches 
Gericht aufgestellt hat. Die Beschwerdesenate ent-
scheiden in diesen Fällen in der Regel in letzter 
Instanz, da die im Entwurf vorgesehene Rechts-
beschwerde gegen' Entscheidungen der Beschwerde-
senate an den Bundesgerichtshof (vgl. § 41p des 
Patentgesetzes in der Fassung des Entwurfs) auf 
wenige Fälle beschränkt sein soll. Da die tech-
nischen Senate bisher stets mit drei technischen 
Mitgliedern besetzt waren, soll das rechtskundige 
Mitglied als viertes Mitglied des Senats hinzu-
treten. Die Ersetzung eines technischen Mitglieds 
des Senats durch ein rechtskundiges Mitglied würde 
diesem bei Meinungsverschiedenheiten der tech-
nichen Mitglieder über den technischen Tatbestand 
die ausschlaggebende Stimme geben. Dies wäre 
jedoch nicht gerechtfertigt. 

Die Bestimmung, daß in den sog. technischen Be-
schwerdesenaten ein technisches Mitglied den Vor-
sitz führen muß, entspricht der bisherigen Praxis. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
daß bereits § 114 des Entwurfs eines Deutschen 
Richtergesetzes (Drucksache 516 der 3. Wahl-
periode) ausdrücklich vorsieht, daß die Beschwerde-
senate und Nichtigkeitssenate des Patentamts 
(Patentgerichts) auch in der Besetzung mit tech-
nischen Mitgliedern (einschließlich eines technischen 
Vorsitzenden) tätig werden können. 

Absatz 2 des § 36d regelt die Besetzung der Nich-
tigkeitssenate des Patentgerichts und übernimmt 
hierbei im wesentlichen die bisherige Fassung des 
§ 18 Abs. 6 des Patentgesetzes. In Abweichung von 
dieser bisherigen Vorschrift sieht der Entwurf 
jedoch vor, daß sich in den Fällen, in denen der 
Nichtigkeitssenat in der Besetzung mit drei Mitglie-
dern entscheidet, unter diesen drei Mitgliedern stets 
ein rechtskundiges Mitglied des Senats befinden 
muß. Auch hiermit berücksichtigt der Entwurf die 
in dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
13. Juni 1959 aufgestellte Forderung. 

d) § 36e 

In § 36e sind die Bestimmungen über den Vorsitz 
in den Senaten, über die Geschäftsverteilung und 
das Präsidium zusammengefaßt. Der Entwurf lehnt 
sich hierbei, soweit dies möglich ist, wörtlich an die 

entsprechenden Vorschriften des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes (§§ 62 bis 64) an, die nach § 117 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes auch für die Oberlan-
desgerichte — den dem Patentgericht im Rang 
gleichzuachtenden Gerichten - maßgebend sind. 

§ 36e Abs. 1 übernimmt die in § 62 Abs. 1 und 2 
des Gerichtsverfassungsgesetzes getroffene Rege-
lung. Demgemäß ist vorgesehen, daß auch der 
Präsident des Patentgerichts in einem Senat den 
Vorsitz übernehmen muß. 

§ 36e Abs. 2 regelt die Verteilung der Geschäfte 
und die Verteilung der ständigen Mitglieder auf die 
einzelnen Senate. Auch hierbei lehnt sich der Ent-
wurf eng an die entsprechenden Bestimmungen des 
Gerichtsverfassungsgesetzes (§ 63) an. 

In § 36e Abs. 3 wird die Bildung eines Präsidiums 
vorgeschlagen. Dies erscheint geboten, um auch in-
soweit die Organisation des Patentgerichts der Or-
ganisation eines Oberlandesgerichts anzugleichen 
und damit die Anforderungen, die nach dem Ge-
richtsverfassungsgesetz an ein Kollegialgericht ge-
stellt werden, zu erfüllen. Für die Zusammenset-
zung des Präsidiums übernimmt der Entwurf die 
entsprechenden Bestimmungen des § 64 des Ge-
richtsverfassungsgesetzes. 

Die Regelung des § 36e Abs. 4 ist aus § 4 der Ver-
ordnung über das Deutsche Patentamt übernommen 
mit der Maßgabe, daß bei Meinungsverschieden-
heiten über die Zuständigkeit an die Stelle des 
Präsidenten nunmehr wie bei den ordentlichen Ge-
richten das Präsidium treten soll. 

Die Bestimmung des § 36e Abs. 5 übernimmt die 
in § 69 des Gerichtsverfassungsgesetzes getroffene 
Regelung. Sie löst damit die Regelung des § 7 
Abs. 3 der Verordnung über das Deutsche Patent-
amt ab, nach der der Präsident des Patentamts in 
den Beschwerde- und Nichtigkeitssenaten für jede 
Patentklasse im voraus zwei Berichterstatter zu be-
zeichnen hat. Eine dem § 5 Abs. 1 der Verordnung 
über das Deutsche Patentamt entsprechende Bestim-
mung über die Geschäftsleitung in den Senaten 
erübrigt sich mit Rücksicht auf die in § 36e Abs. 1 
getroffene Bestimmung, daß die Senatspräsidenten 
in den Senaten den Vorsitz führen. 

e) § 361 

§ 36f enthält die Bestimmung über die Vertretung 
in den Senaten und lehnt sich hierbei eng an die 
in § 66 Abs. i und § 67 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes getroffene Regelung an. 

f) § 36g 

In § 36g sind die Bestimmungen über die Öffent-
lichkeit des Verfahrens vor dem Patentgericht zu-
sammengefaßt. § 36g Abs. 1 sieht zunächst als 
Grundsatz vor, daß die Verhandlung vor den Be-
schwerdesenaten bis zur Bekanntmachung der An-
meldung nicht öffentlich, nach der Bekanntmachung 
der Anmeldung öffentlich stattfinden soll. Die Zu-
lassung der Öffentlichkeit im Verfahren vor den 
Beschwerdesenaten auch vor der Bekanntmachung 
der Patentanmeldung wäre nicht vertretbar. Es ge-
hört zum Wesen des patentamtlichen Verfahrens, 
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daß die angemeldeten Erfindungen, Gebrauchs-
muster und Warenzeichen bis zu ihrer Offenlegung 
durch das Patentamt geheimgehalten werden. Diese 
Geheimhaltung, die auf dem Grundsatz des Ver-
trauensschutzes des Anmelders bis zur Bekannt-
machung der Anmeldung beruht, ist nicht nur im 
Interesse eines Schutzes des Anmelders vor der 
Konkurrenz, sondern auch zur Vermeidung von 
Rechtsnachteilen erforderlich, die sich aus einer 
vorzeitigen Offenlegung der Anmeldung für spä-
tere Nachanmeldungen in anderen Ländern ergeben 
könnten. Aus diesen Gründen muß jedenfalls bis 
zur Bekanntmachung der Anmeldung die Öffent-
lichkeit im Verfahren vor den Beschwerdesenaten 
ausgeschlossen sein. In dem Bestreben jedoch, die 
für das Patentgericht vorgesehenen Bestimmungen 
soweit wie möglich an die für die ordentlichen Ge-
richte geltenden Bestimmungen anzugleichen, sieht 
der Entwurf für die Verhandlung vor den Be-
schwerdesenaten nach Bekanntmachung der Anmel-
dung grundsätzlich die Öffentlichkeit vor. Es muß 
lediglich Vorsorge getroffen werden, daß die Be-
schwerdesenate im einzelnen Fall auch nach der 
Bekanntmachung der Anmeldung die Öffentlichkeit 
ausschließen können, wenn berechtigte Interessen 
des Anmelders dies erfordern. Da diese Interessen 
des Anmelders insbesondere in den Fällen, in de-
nen die Beschwerdesenate das Patent erteilen oder 
die Sache an das Patentamt zurückverweisen, einen 
Ausschluß der Öffentlichkeit auch dann als zweck-
mäßig erscheinen lassen können, wenn die sehr 
engen Voraussetzungen, die das Gerichtsverfas-
sungsgesetz für den Ausschluß der Öffentlichkeit 
erfordert, nicht vorliegen, stellt es der Entwurf in 
das Ermessen des Patentgerichts, die Öffentlichkeit 
auf Antrag eines Beteiligten auch dann auszuschlie-
ßen, wenn die Voraussetzungen des § 172 des Ge-
richtsverfassungsgesetzes nicht vorliegen. 

Eine entsprechende Regelung sieht der Entwurf in 
§ 36g Abs. 1 Nr. 2 in Abweichung von der Rege-
lung des § 173 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
auch für die Verkündung der Beschlüsse vor. Für 
diese Regelung sind dieselben Gründe maßgebend, 
die eine Einschränkung der Öffentlichkeit für die 
Verhandlung vor den Beschwerdesenaten geboten 
erscheinen lassen. Da die Entscheidungen der Be-
schwerdesenate keinesfalls immer zu einer soforti-
gen Offenlegung des Anmeldungsgegenstands füh-
ren, erscheint es mit Rücksicht auf den Grundsatz 
des Vertrauensschutzes des Anmelders nicht ver-
tretbar, ausnahmslos die Beschlüsse der Be-
schwerdesenate öffentlich zu verkünden. 

Im Verfahren vor den Nichtigkeitssenaten des Pa-
tentgerichts sind dagegen Gründe, die einen so weit-
gehenden Ausschluß der Öffentlichkeit wie im Ver-
fahren vor den Beschwerdesenaten rechtfertigen 
könnten, nicht ersichtlich. Im Nichtigkeitsverfahren 
kann es sich nur um erteilte, d. h. grundsätzlich um 
offengelegte Patente handeln, die ohnehin jeder-
mann zugänglich sind. § 36g Abs. 2 sieht deshalb 
grundsätzlich für die Verhandlung vor den Nichtig-
keitssenaten und die Verkündung ihrer Entschei-
dungen die Öffentlichkeit vor. Die Erfahrungen der 
Vergangenheit, in denen das Nichtigkeitsverfahren 

sowohl vor dem Patentamt als auch vor dem Bun-
desgerichtshof nicht öffentlich war, haben jedoch 
gezeigt, daß die Möglichkeit bestehen muß, auch 
im Nichtigkeitsverfahren die Öffentlichkeit für die 
Verhandlung nach dem Ermessen des Gerichts auch 
dann auszuschließen, wenn die strengen Vorausset-
zungen, an die das Gerichtsverfassungsgesetz für 
das Verfahren vor den ordentlichen Gerichten den 
Ausschluß der Öffentlichkeit knüpft, nicht vorlie-
gen. Die Verkündung der Entscheidungen der Nich-
tigkeitssenate soll dagegen nach dem Entwurf in 
Anlehnung an den Grundsatz des § 173 des Ge-
richtsverfassungsgesetzes stets öffentlich erfolgen. 
Es erscheint ausreichend, daß die Nichtigkeitssenate 
gemäß der in § 36g vorgesehenen entsprechenden 
Anwendung des § 173 Abs. 2 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes unter den Voraussetzungen des § 172 
dieses Gesetzes durch besonderen Beschluß die Öf-
fentlichkeit für die Verkündung der Entscheidungs-
gründe oder eines Teils davon ausschließen kön-
nen. 

Ebenso wie im Nichtigkeitsverfahren ist ein Aus-
schluß der Öffentlichkeit im Beschwerdeverfahren 
dann nicht erforderlich, wenn es sich um das Ver-
fahren über Beschwerden gegen Beschlüsse der Ge-
brauchsmusterabteilungen über Löschungsanträge 
(§ 4 Abs. 4 des Gebrauchsmustergesetzes) handelt. 
Gegenstand dieses Verfahrens sind ebenso wie im 
Nichtigkeitsverfahren bereits erteilte Schutzrechte, 
die der Allgemeinheit zugänglich sind. Für diese 
Beschwerdeverfahren sieht der Entwurf deshalb in 
§ 2 Nr. 9 (§ 10 Abs. 4 Satz 4 des Gebrauchsmuster-
gesetzes in der Fassung des Entwurfs) ebenso wie 
für das Nichtigkeitsverfahren grundsätzlich die 
Öffentlichkeit vor. 

§ 36g Abs. 3 enthält die Bestimmungen über die 
Ausübung der Sitzungspolizei in ,den Sitzungen der 
Nichtigkeitssenate und der Beschwerdesenate. Hier 
lehnt sich der Entwurf wiederum an die entsprechen-
den Bestimmungen des Gerichtsverfassungsgesetzes 
an. 

g) § 36h 

In § 36h sind die Bestimmungen über die Beratung 
und Abstimmung zusammengefaßt. Der Entwurf 
übernimmt für ,diese Regelung im wesentlichen die 
entsprechenden Bestimmungen des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes (§§ 192 ff.) und weicht von diesen Be-
stimmungen nur insoweit ab, als dort Tatbestände 
geregelt sind, die im Patentgericht nicht oder nicht in 
der Form vorkommen, von der das Gerichtsverfas-
sungsgesetz ausgeht. 

h) § 36 i 

In § 36i wird die Verwendung von Hilfsrichtern in 
den Beschwerdesenaten und Nichtigkeitssenaten er-
möglicht. Dies ist im Interesse der Heranbildung 
eines leistungsfähigen Nachwuchses für die Senate 
erforderlich und entspricht der in § 10 Abs. 2 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes vorgesehenen Rege-
lung. § 36i soll insbesondere die Bestellung von 
technischen und rechtskundigen Mitgliedern des Pa-
tentamts zu Hilfsrichtern ermöglichen, auf die das 
Patentgericht für seinen Personalnachwuchs notwen- 
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dig angewiesen ist. Darüber hinaus soll durch diese 
Vorschrift im Interesse der Heranbildung des not-
wendigen juristisch vorgebildeten Nachwuchses, für 
den das Patentamt selbst möglicherweise nicht in 
hinreichendem Maße eine Auswahl bietet, die Be-
stellung von nicht dem Patentamt angehörenden auf 
Lebenszeit angestellten Beamten, welche die Befä-
higung zum Richteramt nach dem Gerichtsverfas-
sungsgesetz haben, zugelassen werden. Da eine Be-
stellung der Hilfsrichter durch den Bundespräsiden-
ten nicht erforderlich ist, soll die Bestellung dem 
Bundesminister der Justiz übertragen werden. 

Die Fassung des § 36 i lehnt sich an § 17 der Verwal-
tungsgerichtsordnung sowie an § 25 Abs. 1 Satz 2 
des Entwurfs ,des Deutschen Richtergesetzes (Druck-
sache 516 der 3. Wahlperiode) an. Die Bestimmung, 
daß die Hilfsrichter nicht den Vorsitz im Senat füh-
ren können, entspricht der  in § 18 der Verwaltungs-
gerichtsordnung für Richter im Nebenamt und Hilfs-
richter bei den Verwaltungsgerichten getroffenen 
Regelung. Die in Absatz 4 vorgesehene Regelung für 
diejenigen Hilfsrichter, die im Zeitpunkt ihrer Be-
stellung nicht auf Lebenszeit angestellte Richter sind 
und deshalb keine Richteramtsbezeichnung führen, 
ist aus § 14 Abs. 2 des Entwurfs des Richtergesetzes 
übernommen worden. 

i) § 36k 

Die Regelung des § 36k ist aus § 153 des  Gerichts-
verfassungsgesetzes übernommen, die wiederum der 
Bestimmung des § 13 der Verwaltungsgerichtsord-
nung als Vorbild gedient hat. Die Einfügung dieser 
Vorschrift in das Patentgesetz erscheint mit Rück-
sicht auf die Ausgestaltung der Beschwerdesenate 
und Nichtigkeitssenate zu einem Gericht erforder-
lich. Sachlich führt diese Vorschrift nicht zu einer 
Änderung des bestehenden Zustandes, da die Be-
schwerdesenate und Nichtigkeitssenate schon bisher 
Geschäftsstellen und die erforderliche Anzahl von 
Geschäftsstellenbeamten haben. Lediglich die Be-
zeichnung dieser Beamten wird durch die vorge-
schlagene Regelung geändert. 

2. Im Fünften Abschnitt, dessen Einfügung in 
das Patentgesetz der Entwurf vorschlägt, sind die 
Bestimmungen über das Verfahren vor dem Patent-
gericht zusammengefaßt. Der Entwurf sieht hierbei 
im Interesse der besseren Übersichtlichkeit eine Un-
tergliederung in die drei Unterabschnitte „Beschwer-
deverfahren", „Nichtigkeits-, Zurücknahme- und 
Zwangslizenz-Verfahren" und „Allgemeine Ver-
fahrensvorschriften" vor. 

a) Beschwerdeverfahren 

Die bisherige Beschwerderegelung des Patent-
gesetzes ist dadurch gekennzeichnet, daß streng 
zwischen der unbefristeten gebührenfreien und der 
befristeten gebührenpflichtigen Beschwerde unter-
schieden wird. Für beide Beschwerdeverfahren 
gelten verschiedene Bestimmungen (§§ 21 und 34 
des Patentgesetzes). Die Aufrechterhaltung dieser 
unterschiedlichen Behandlung der beiden Be-
schwerdearten erscheint, abgesehen von der Gebüh-
renfrage, nach der Umgestaltung der Beschwerde

-

senate zu einem Gericht nicht gerechtfertigt. In der 
Sache handelt es sich bei der Beschwerde um einen 
Rechtsbehelf nach Art der verwaltungsgericht-
lichen Anfechtungsklage. Diese Klage ist im Inter-
esse der Rechtssicherheit immer befristet. Gründe, 
die es rechtfertigen könnten, an der unbefristeten 
Beschwerde des § 21 des geltenden Patentgesetzes 
auch in Zukunft festzuhalten, sind nicht ersichtlich. 
Der Entwurf sieht deshalb in dem Unterabschnitt 
„Beschwerdeverfahren" nur noch eine einheitliche 
Regelung für alle Beschwerden gegen Beschlüsse 
der Prüfungsstellen und Patentabteilungen vor und 
beläßt es bei der unterschiedlichen Behandlung 
beider Beschwerdearten nur noch hinsichtlich der 
Gebührenpflichtigkeit der Beschwerde. 

aa) § 361 

§ 361 Abs. 1 sieht zunächst grundsätzlich gegen alle 
Beschlüsse der Prüfungsstellen und Patentabteilun-
gen die Beschwerde vor. Diese Bestimmung ent-
spricht der Regelung des bisherigen § 21 Abs. i des 
Patentgesetzes. Gegenüber dieser Bestimmung wird 
lediglich die dort vorgesehene Möglichkeit der Be-
schwerde gegen die Beschlüsse der Nichtigkeits-
senate beseitigt. Da die Nichtigkeitssenate den Be-
schwerdesenaten jedenfalls durch die im Entwurf 
vorgesehene Neuregelung im Rang gleichgestellt 
wenden, erscheint es nicht angemessen, die Be-
schwerdesenate den Nichtigkeitssenaten als Rechts-
mittelinstanz innerhalb desselben Gerichts über-
zuordnen. Aus diesem Grund sieht § 42 Abs. 4 des 
Patentgesetzes in der Fassung des Entwurfs vor, 
daß rdie Beschlüsse der Nichtigkeitssenate nur zu-
sammen mit ihren Endentscheidungen mit der Be-
rufung an ,den Bundesgerichtshof anfechtbar sind. 

§ 36 1 Abs. 2 enthält die Bestimmungen über die 
Frist und Form der Beschwerde. Hervorzuheben ist, 
daß der Entwurf, wie bereits dargelegt, nunmehr für 
alle Beschwerden (mit Ausnahme lediglich der an 
die Stelle der Erinnerung tretenden Beschwerde 
gegen den Kostenfestsetzungsbeschluß nach § 33 
Abs. 2 ,des Patentgesetzes in der Fassung des Ent-
wurfs) eine Beschwerdefrist von einem Monat nach 
Zustellung vorsieht. Die weiteren Bestimmungen 
des Absatzes 2 über die Beifügung von Abschriften 
der Beschwerde und aller Schriftsätze für die 
übrigen Beteiligten und die Zustellung an die 
übrigen Beteiligten sind der in § 81 Abs. 2 und § 86 
Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung getroffenen 
Regelung angeglichen. 

In § 361 Abs. 3 sind die Fälle der gebührenpflich-
tigen Beschwerde zusammengefaßt. Diese Regelung 
entspricht der Regelung des § 34 Abs. 1 des gelten-
den Patentgesetzes. Aus Gründen der Klarstellung 
soll die bisherige Bestimmung, daß die Gebühr „mit 
der Beschwerde" zu entrichten ist, durch die Bestim-
mung, daß die Gebühr „innerhalb der Beschwerde-
frist" zu entrichten ist, ersetzt werden. Diese Ände-
rung stimmt -mit der bisherigen Rechtsprechung zur 
Auslegung der Worte „mit der Beschwerde" über-
ein und stellt somit keine sachliche Änderung des 
geltenden Rechts dar. 

§ 361 Abs. 4 enthält die Bestimmungen über die 
Möglichkeit einer Abhilfe durch die Stelle, die den 
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mit der Beschwerde angefochtenen Beschluß erlas-
sen hat. Der Entwurf übernimmt hierbei die bis-
herige Regelung des § 21 Abs. 2 des Patentgesetzes. 
Die ausdrückliche Erwähnung der Möglichkeit einer 
Rückzahlung der Beschwerdegebühr an dieser Stelle 
ist erforderlich, weil die bisherige Vorschrift des § 34 
Abs. 5 des Patentgesetzes, die für das Patentamt als 
Ganzes, also auch für die abhelfende Stelle der der-
zeitigen 1. Instanz des Patentamts gilt, in § 36q 
Abs. 2 und 3 des Patentgesetzes in der Fassung des 
Entwurfs wegen der mit dem Entwurf vorgeschla-
genen Neugliederung des Patentgesetzes nur für das 
Patentgericht übernommen ist. Die Erwähnung der 
Rückzahlungsmöglichkeit in § 361 Abs. 4 hat also 
gegenüber dem geltenden Recht nur redaktionelle 
Bedeutung. 

§ 36 1 Abs. 5 entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 21 Abs. 3 des Patentgesetzes. 

bb) § 36m 

In dieser Bestimmung ist die Beschwerdeberechti-
gung geregelt. Die Zuerkennung eines eigenen Be-
schwerderechts für die Fälle des Verfahrens über ge-
heimzuhaltende Patentanmeldungen und Patente an 
die zuständige oberste Bundesbehörde erscheint 
wegen ihres besonderen Interesses am Schutz von 
Staatsgeheimnissen notwendig. 

cc) § 36n 

Diese Vorschrift sieht allgemein die aufschiebende 
Wirkung für die Beschwerde vor. Sie entspricht da-
mit der Regelung, die grundsätzlich auch sonst bei 
der Einlegung von Rechtsmitteln gegen vorangegan-
gene Entscheidungen gilt. Die aufschiebende Wir-
kung kann jedoch nicht eintreten bei Beschwerden 
gegen die Anordnung der Geheimhaltung einer Er-
findung, da anderenfalls das Geheimhaltungsinter-
esse des Staates, das durch § 99 des Strafgesetz-
buchs geschützt ist, nicht gewahrt wäre. 

dd) § 36 o  

Diese Vorschrift sieht unter bestimmten Voraus-
setzungen die Durchführung einer mündlichen Ver-
handlung im Beschwerdeverfahren vor. Sie ent-
spricht im wesentlichen dem geltenden Recht (§ 34 
Abs. 3 des Patentgesetzes) und erweitert diese Rege-
lung nur insofern, als künftig im Interesse einer 
Verstärkung der Rechtsgarantien für das Beschwer-
deverfahren eine mündliche Verhandlung auch dann 
stets stattfinden soll, wenn vor dem Patentgericht 
Beweis erhoben wird. 

ee) § 36p 

§ 36p Abs. 1 soll zunächst klarstellen, daß die Be-
schwerdesenate stets durch Beschluß entscheiden. 
Die Regelung des Absatzes 2 ist im wesentlichen 
aus § 34 Abs. 2 des geltenden Patentgesetzes über-
nommen worden. Die übrigen Verfahrensvorschrif-
ten  des § 34 des Patentgesetzes sind in teilweise 
abgeänderter Fassung in dem Unterabschnitt „All-
gemeine Verfahrensvorschriften" (§§ 41a bis 41 o 
des Patentgesetzes in der Fassung des Entwurfs) 
enthalten. 

ff) § 36q 

In § 36q sind die kostenrechtlichen Bestimmungen 
des Beschwerdeverfahrens zusammengefaßt. In den 
Absätzen 1 bis 3 übernimmt der Entwurf die bis-
herige Regelung des § 34 Abs. 5 des Patentgesetzes 
und des § 15 der Verordnung über das Deutsche 
Patentamt. In Absatz 4 wird für das Kostenfest-
setzungsverfahren und die Zwangsvollstreckung aus 
Kostenfestsetzungsbeschlüssen allgemein auf die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung verwiesen. 
Diese Regelung erscheint im Interesse einer Ver-
vollständigung des Beschwerdeverfahrens vor dem 
Patentgericht geboten. 

b) Nichtigkeits-, Zurücknahme- und Zwangslizenz

-

Verfahren 

In diesem Unterabschnitt übernimmt der Entwurf 
im wesentlichen die bisherige Regelung der §§ 37 
bis 41 des Patentgesetzes. Abweichungen sind u. a. 
insoweit vorgesehen, als sich einige Bestimmungen 
wegen der im 3. Unterabschnitt enthaltenen allge-
meinen Verfahrensvorschriften erübrigen und 
andere, die das Verfahren vor dem Bundesgerichts-
hof betreffen, in den Sechsten Abschnitt übernom-
men worden sind, dessen Einfügung in das Patent-
gesetz der Entwurf vorsieht. 

aa) § 37 

Diese Bestimmung entspricht, abgesehen von eini-
gen redaktionellen Änderungen, im wesentlichen 
der bisherigen Fassung des § 37. Aus terminologi-
schen Gründen sollen die in § 37 genannten Ver-
fahren in Zukunft nicht mehr auf Antrag, sondern 
durch Klage eingeleitet und über sie durch Urteil 
entschieden werden. Diese Terminologie entspricht 
im übrigen dem bereits üblichen Sprachgebrauch. 
In den Absätzen 3 und 4 des § 37 übernimmt der 
Entwurf ohne sachliche Änderung des geltenden 
Rechts die vollständigere Regelung der §§ 81, 82 
und 86 der Verwaltungsgerichtsordnung. 

bb) § 38 

Auch diese Bestimmung ist gegenüber dem gelten-
den Recht nur in redaktioneller Hinsicht geändert. 
Da das Verfahren gemäß § 37 Abs. 1 in der Fassung 
des Entwurfs bereits durch die Klage eingeleitet 
werden soll, ist eine besondere Verfügung für die 
Einleitung des Verfahrens nicht mehr erforderlich. 

cc) § 39 

Diese Vorschrift sieht nur noch die Mitteilungs-
pflicht des Patentgerichts für den Fall, daß der 
Patentinhaber dem Antrag auf Erklärung der Nich-
tigkeit oder Zurücknahme des Patents oder dem An-
trag auf Erteilung einer Zwangslizenz widerspricht, 
sowie die Bestimmung über die mündliche Verhand-
lung vor. Hierbei übernimmt der Entwurf die For-
mulierung des § 101 Abs. 1 und 2 der Verwaltungs-
gerichtsordnung. Alle übrigen Bestimmungen des 
§ 39 des geltenden Patentgesetzes erübrigen sich 
mit Rücksicht auf die im 3. Unterabschnitt enthalte-
nen allgemeinen Verfahrensvorschriften. 
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dd) § 40 

Auch bei dieser Vorschrift übernimmt der Entwurf 
im wesentlichen die bisherige Regelung. Da das 
Verfahren vor den Nichtigkeitssenaten nach dem 
Entwurf durch Klage eingeleitet wird, soll über die 
Klage auch stets durch Urteil entschieden werden. 
Die Möglichkeit einer Vorabentscheidung über die 
Zulässigkeit der Klage erscheint zweckmäßig. In der 
Formulierung übernimmt der Entwurf in Absatz 1 
die Fassung der §§ 107 und 109 der Verwaltungs-
gerichtsordnung. 

In Absatz 2 sieht der Entwurf wiederum die Ein-
fügung der Bestimmungen des § 15 der Verord-
nung über das Deutsche Patentamt in das Patent-
gesetz vor. Die Verweisung auf die entsprechende 
Anwendbarkeit der Vorschriften der Zivilprozeß-
ordnung über das Kostenfestsetzungsverfahren und 
die Zwangsvollstreckung aus Kostenfestsetzungs-
beschlüssen erscheint im Interesse der Vervollstän-
digung des Verfahrens vor den Nichtigkeitssenaten 
des Patentgerichts geboten. 

ee) § 41 

Auch diese Vorschrift ist im wesentlichen unver-
ändert aus dem geltenden Recht übernommen. Die 
Abweichungen gegenüber der bisherigen Fassung 
des § 41 sind nur redaktioneller Natur. Lediglich 
Absatz 3 des bisherigen § 41 kann nach der Syste-
matik, die der Entwurf für die Neugestaltung des 
Patentgesetzes vorsieht, nicht in § 41 verbleiben, 
da es sich in dem bisherigen Absatz 3 um ein Ver-
fahren vor dem Bundesgerichtshof handelt. Die ent-
sprechende Regelung findet sich nunmehr in § 42m 
des Patentgesetzes in der Fassung des Entwurfs. 

c) Allgemeine Verfahrensvorschriften 

In diesem Unterabschnitt faßt der Entwurf die Ver-
fahrensvorschriften, die sowohl für das Verfahren 
vor den Beschwerdesenaten als auch für das Ver-
fahren vor den Nichtigkeitssenaten des Patent-
gerichts gelten, zusammen. Der Entwurf lehnt sich 
hier weitgehend an die für das verwaltungsgericht-
liche Verfahren geltenden Vorschriften der Verwal-
tungsgerichtsordnung an und verweist — ebenso 
wie die Verwaltungsgerichtsordnung — abschließend 
für alle Verfahrensfragen, für die der Entwurf keine 
besondere Regelung vorsieht, auf die Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung. Die in erster Linie vorgese-
hene Anlehnung an die Vorschriften der Verwal-
tungsgerichtsordnung wird deshalb vorgeschlagen, 
weil es sich im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
anders als allgemein im Verfahren nach der Zivil-
prozeßordnung um ein Verfahren handelt, das 
ebenso wie das Verfahren vor dem Patentgericht 
von der Offizialmaxime beherrscht wird. Hierbei ist 
allerdings darauf hinzuweisen, daß die Vorschriften 
der Verwaltungsgerichtsordnung weitgehend wie-
derum Bestimmungen aus der Zivilprozeßordnung 
übernehmen. Eine unmittelbare Anwendung der 
Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung ist 
nicht möglich, weil sich das Verfahren vor den Ver-
waltungsgerichten von ,den Verfahren vor den Be-
schwerdesenaten des Patentgerichts wiederum da

-

durch unterscheidet, daß es sich im verwaltungs-
gerichtlichen Verfahren um einen Parteienstreit han-
delt, während das Verfahren vor den Beschwerde-
senaten auch in den Fällen, in denen mehrere Per-
sonen an dem Verfahren beteiligt sind, nicht als 
kontradiktorisches Verfahren ausgestaltet ist. 

Zu den allgemeinen Verfahrensvorschriften des 
Entwurfs ist auf folgendes hinzuweisen: 

aa) § 41a 

Die in dieser Vorschrift enthaltene Regelung für die 
Ausschließung und Ablehnung der Mitglieder der 
Beschwerdesenate und Nichtigkeitssenate des Pa-
tentgerichts ist aus § 18 Abs.8 des geltenden Patent-
gesetzes übernommen. Anstelle ,der in § 45 der 
Zivilprozeßordnung getroffenen Regelung, die in 
Absatz 1 des § 41a von der entsprechenden An-
wendbarkeit ausgenommen wird, sieht § 41a Abs. 3 
eine Entscheidung über das Ablehnungsgesuch durch 
das Patentgericht selbst vor. Es erscheint nicht 
zweckmäßig, für diese Entscheidung das im Rechts-
zuge zunächst höhere Gericht, d. h. den Bundesge-
richtshof, für zuständig zu erklären. Die in § 41a 
Abs. 4 vorgesehene Regelung für die Entscheidung 
über die Ablehnung eines Urkundsbeamten ist mit 
Rücksicht auf die in § 41a Abs. i vorgesehene ent-
sprechende Anwendung des § 49 der Zivilprozeß-
ordnung notwendig. 

Die Regelung des § 41a Abs. 2 ist aus § 54 Abs. 2 
der Verwaltungsgerichtsordnung übernommen. 

bb) § 41b 

Diese Vorschrift enthält den Grundsatz der Offi-
zialmaxime im Verfahren vor dem Patentgericht. 
Der Wortlaut dieser Bestimmung entspricht der 
Fassung des § 86 Abs. 1 der Verwaltungsgerichts-
ordnung. Mit Rücksicht auf diese Bestimmung wer-
den die Bestimmungen des § 34 Abs. 3 Satz 1 und 
des § 39 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 des geltenden 
Patentgesetzes entbehrlich. 

cc) § 41c 

In dieser Vorschrift sind die Bestimmungen über die 
Beweiserhebung im Verfahren vor dem Patent-
gericht zusammengefaßt. Der Entwurf lehnt sich 
hierbei eng an die §§ 96 und 97 der Verwaltungs-
gerichtsordnung an. Die bisher geltenden beson-
deren Vorschriften des Patentgesetzes über die Be-
weiserhebung (§ 34 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 33 Abs. 1 Satz 1, § 39 Abs. 1 Satz 3) können da-
mit entfallen. 

dd) § 41d 

Die in dieser Vorschrift enthaltenen Bestimmungen 
über die Ladung der Beteiligten zur mündlichen 
Verhandlung sind aus § 102 der Verwaltungs-
gerichtsordnung übernommen worden. 

ee) §§ 41e bis 41g 

Diese Vorschriften des Entwurfs, die den Ablauf der 
mündlichen Verhandlung im Verfahren vor ,dem 
Patentgericht regeln, lehnen sich eng an die Vor-
schriften der §§ 103 (§ 41e), 104 (§ 41f) und § 105 
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(§ 41g) der Verwaltungsgerichtsordnung an. Ledig-
lich die Bestimmung des § 105 Abs. 2 der Verwal-
tungsgerichtsordnung über die Unanfechtbarkeit 
eines Beschlusses, durch den das Gericht von der 
beantragten Aufnahme eines Vorgangs oder einer 
Äußerung in ,die Niederschrift absieht, ist in § 41g 
Abs. 2 nicht übernommen worden, da solche Be-
schlüsse der Beschwerdesenate und Nichtigkeits-
senate ohnehin selbständig nicht anfechtbar sind. 

ff) § 41h 

Diese Vorschrift entspricht der Regelung des § 108 
der Verwaltungsgerichtsordnung, die wiederum aus 
§ 286 der Zivilprozeßordnung übernommen worden 
ist. Absatz 3 des § 41h entspricht der Regelung des 
§ 309 der Zivilprozeßordnung und des § 112 der 
Verwaltungsgerichtsordnung. Die Fassung dieser 
Bestimmung ist, ,da im Beschwerdeverfahren vor 
dem Patentgericht nicht in allen Fällen eine münd-
liche Verhandlung stattfindet, aus § 9 Satz 2 der 
Verordnung über das Deutsche Patentamt übernom-
men worden. 

gg) § 41i 

Diese Vorschrift des Entwurfs entspricht in Absatz 1 
der Regelung, die in § 116 der Verwaltungsgerichts-
ordnung für die Verkündung und Zustellung von 
Urteilen vorgesehen ist. Die Vorschrift soll sich des-
halb auch nur auf die Endentscheidungen des 
Patentgerichts, d. h. auf die Beschlüsse ,der Be-
schwerdesenate, mit denen über die Beschwerde 
entschieden wird, sowie auf die Urteile der Nichtig-
keitssenate beziehen. 

In Absatz 2 des § 41i ist eine Begründungspflicht 
für diejenigen Entscheidungen des Patentgerichts 
vorgesehen, durch ,die ein Antrag zurückgewiesen 
oder über ein Rechtsmittel entschieden wind: Unter 
diese Entscheidungen fallen im Gegensatz zur Re-
gelung des Absatzes 1 nicht nur die Endentscheidun-
gen des Patentgerichts. Eine weitergehende Begrün-
dungspflicht auch für sonstige Entscheidungen des 
Patentamts, durch die nicht ein Antrag zurückge-
wiesen oder über ein Rechtsmittel entschieden wird, 
erscheint trotz der abweichenden Regelung des gel-
tenden Rechts in § 20 des Patentgesetzes nicht er-
forderlich. Insoweit kann auch auf die ähnliche 
Regelung des § 122 Abs. 2 der Verwaltungsgerichts-
ordnung hingewiesen werden. 

Für die Verkündung und Zustellung derjenigen Be-
schlüsse des Patentgerichts, die nicht Endentschei-
dungen sind, gilt über die in § 41 o des Patent-
gesetzes in der Fassung des Entwurfs vorgesehene 
generelle Verweisung auf die Vorschriften der Zi-
vilprozeßordnung die Regelung des § 329 ZPO. 

hh) §§41k und 411 

Diese Vorschriften sind den §§ 118 und 119 ,der Ver-
waltungsgerichtsordnung nachgebildet, die insoweit 
wiederum auf die §§ 319 und 320 der Zivilprozeß-
ordnung zurückgehen. Die Möglichkeit einer Berich-
tigung ,des Tatbestands des Beschlusses oder der 
Entscheidung, die bisher im Patentgesetz nicht aus-
drücklich vorgesehen ist, ist zur Vervollständigung 
der Verfahrensvorschriften vorgesehen. 

ii).§ 41m 

Diese Vorschrift, die ,die Bestimmungen über die 
Vertretung im Verfahren vor ,dem Patentgericht ent-
hält, lehnt sich an § 67 Abs. 2 und 3 der Verwal-
tungsgerichtsordnung an. Sachlich entspricht § 41m 
der bisherigen Regelung. Eine Abweichung von den 
Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung ist 
nur insoweit erforderlich, als nach § 16 des Patent-
gesetzes, § 20 des Gebrauchsmustergesetzes und 
§ 35 Abs. 2 des Warenzeichengesetzes die Vertre-
lung von Personen, die im Inland weder Wohnsitz 
noch Niederlassung haben, im Verfahren vor den 

 Beschwerdesenaten und Nichtigkeitssenaten den 
Patentanwälten und Rechtsanwälten vorbehalten 
ist. 

Das bisher beim Patentamt übliche Verfahren der 
 Hinterlegung von ,Generalvollmachten kann für das 

Verfahren vor dem Patentgericht nicht aufrecht-
erhalten bleiben. Aus Gründen der Rechtssicherheit 
und der Vermeidung von Zustellungsfehlern er-
scheint es geboten, für das Verfahren vor dem 
Patentgericht in Anlehnung an 'die Vorschrift des 
§ 80 der Zivilprozeßordnung zu bestimmen, daß die 
Vollmachten zu den Gerichtsakten einzureichen 
sind. Nur auf diese Weise ist es auch möglich, dem 
von den beteiligten Kreisen vielfach geäußerten 
Wunsch Rechnung zu tragen, daß in den Fällen, in 
denen ein Vertreter bestellt ist, Zustellungen in An-
lehnung an die für das gerichtliche Verfahren gel-
tende Regelung (vgl. § 176 ,der Zivilprozeßordnung) 
stets an den Vertreter zu richten sind (vgl. § 45a 
Abs. 1 Nr. 5 des Patentgesetzes in der Fassung des 
Entwurfs). Gründe, die es im Verfahren vor dem 
Patentgericht rechtfertigen könnten, hinsichtlich der 
Notwendigkeit der Einreichung der Vollmachten zu 
den Gerichtsakten von den bei anderen Gerichten 
geltenden Regelungen abzuweichen, sind nicht er-
sichtlich. 

kk) § 41n 

Aus Gründen der Vollständigkeit der Regelung für 
das Verfahren vor dem Patentgericht ist eine Vor-
schrift über die Auslagen erforderlich. Der Entwurf 
sieht die entsprechende Anwendung der Kosten-
ordnung vor, weil es sich im Verfahren vor dem 
Patentgericht überwiegend um ein nicht-kontradik-
torisches Verfahren nach Art eines Verfahrens der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit handelt. 

11)§410 

Diese Vorschrift des Entwurfs enthält die allgemeine 
Verweisung auf die Vorschriften des Gerichts-
verfassungsgesetzes und der Zivilprozeßordnung, 
soweit idie Besonderheiten des Verfahrens vor idem 
Patentgericht die Anwendbarkeit dieser Gesetze 
nicht ausschließen. Aus Gründen der Gesetzesöko-
nomie hat ,der Entwurf aus dem Gerichtsverfas-
sungsgesetz, der Zivilprozeßordnung und der Ver-
waltungsgerichtsordnung nur diejenigen Vorschrif-
ten übernommen, die Für den normalen Verlauf des 
Verfahrens erforderlich sind. Insoweit erscheint auch 
eine Verweisung auf Vorschriften dieser Gesetze 
nicht zweckmäßig, weil sich die Mitglieder des Pa-
tentgerichts und die Beteiligten mit den Vorschrif- 
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ten, die in jedem normalen Verfahren vor dem Pa-
tentgericht angewendet werden sollen, zunächst ver-
traut machen müssen und deshalb nach Möglichkeit 
ein geschlossenes Bild der anzuwendenden Vor-
schriften erhalten sollen. 

Um des Zusammenhangs der einzelnen Vorschriften 
willen und um jeden Zweifel an ihrer Anwendbar-
keit auszuschließen, sind mehrfach Bestimmungen 
des Gerichtsverfassungsgesetzes und der Zivil-
prozeßordnung ausdrücklich in den Entwurf über-
nommen worden. Aus dieser Tatsache darf jedoch 
nicht geschlossen werden, daß andere mit den über-
nommenen Bestimmungen in Zusammenhang ste-
hende Vorschriften für unanwendbar erklärt werden 
sollten. Insoweit ist vielmehr in jedem einzelnen 
Fall zu prüfen, ob die nicht übernommene Bestim-
mung dem Wesen des patentgerichtlichen Verfah-
rens entspricht und daher anwendbar ist oder nicht. 
Die allgemeine Verweisung auf die Verfahrensvor-
schriften des Gerichtsverfassungsgesetzes und der 
Zivilprozeßordnung in § 41 o erscheint jedoch 
geboten, um dem Patentgericht ,die Möglichkeit 
zu geben, vorhandene Lücken des Verfahrens zu 
schließen. Soweit die Besonderheiten des patent-
gerichtlichen Verfahrens eine auch nur entsprechen-
de Anwendung der Vorschriften dieser Gesetze 
nicht zulassen, soll das Patentgericht sein Verfah-
ren unter Berücksichtigung allgemeingültiger ver-
fahrensrechtlicher Grundsätze frei gestalten können. 
Dieselben Grundgedanken enthält für das verwal-
tungsgerichtliche Verfahren die Vorschrift des § 173 
der Verwaltungsgerichtsordnung. 

Die Aufzählung einzelner Vorschriften des Gerichts-
verfassungsgesetzes oder der Zivilprozeßordnung, 
die im Verfahren vor dem Patentgericht ergänzend 
zu der ausdrücklichen Regelung des Patentgesetzes 
hinzuzuziehen sind, erscheint aus denselben Grün-
den nicht möglich, aus denen auch in der Ver-
waltungsgerichtsordnung von einer derartigen Ein-
zelaufführung abgesehen worden ist. Dagegen er-
scheint es aus Gründen der Klarstellung im Hin-
blick auf die in der Zivilprozeßordnung vielfach 
vorgesehene Möglichkeit der Beschwerde gegen Be-
schlüsse der im ersten Rechtszug entscheidenden 
Gerichte geboten, die Beschwerde in Anlehnung an 
die Bestimmung des § 567 Abs. 3 Satz 1 der Zivil-
prozeßordnung durch eine generelle Vorschrift aus-
zuschließen. Dies sieht der Entwurf in § 41 o Abs. 2 
vor. Die Anlehnung an die für die Oberlandes-
gerichte geltende Regelung des § 567 Abs. 3 Satz 1 
der Zivilprozeßordnung rechtfertigt sich mit Rück-
sicht darauf, daß das Patentgericht zwar ein Gericht 
des ersten Rechtszuges ist, dem Rang nach aber 
einem Oberlandesgericht gleichzuachten ist. Die 
Entscheidungen des Patentgerichts sollen im Inter-
esse der Vermeidung einer Verzögerung des Ver-
fahrens und einer zusätzlichen Belastung des Bun-
desgerichtshofs nur in den Fällen anfechtbar sein, 
in denen das Patentgesetz selbst die Anfechtung 
durch Rechtsbeschwerde (§ 41p), Berufung (§ 42) 
oder Antrag auf Entscheidung des Bundesgerichts-
hofs (§ 42b Abs. 2) zuläßt. 

3. Im Sechsten Abschnitt, dessen Einfügung der 
Entwurf in das Patentgesetz vorsieht, sind die Be- 

stimmungen über das Verfahren vor dem Bundes-
gerichtshof zusammengefaßt. Der Entwurf teilt diese 
Bestimmungen in drei Unterabschnitte ein, die im 
einzelnen das Rechtsbeschwerdeverfahren, das Be-
rufungsverfahren und das Beschwerdeverfahren im 
Verfahren über den Erlaß einer einstweiligen Ver-
fügung wegen Erteilung einer Zwangslizenz regeln. 
Im einzelnen ist hierzu auf folgendes hinzuweisen: 

a) Rechtsbeschwerdeverfahren 

In diesem Unterabschnitt sieht der Entwurf eine 
Rechtsbeschwerde an den Bundesgerichtshof gegen 
die Beschlüsse der Beschwerdesenate vor. Die Zu-
lassung dieses neuen Rechtsmittels, für das es im 
bisherigen Patentgesetz kein Vorbild gibt, erscheint 
im Interesse der Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
erforderlich. Nach den Vorschriften des Patent-
gesetzes, des Gebrauchsmustergesetzes und des 
Warenzeichengesetzes ist die Zuständigkeit für die 
Entscheidung über die Schutzfähigkeit und Rechts-
beständigkeit gewerblicher Schutzrechte zwischen 
dem Patentamt und den ordentlichen Gerichten in 
einer teilweise historisch bedingten Abgrenzung 
aufgeteilt. Diese Zuständigkeitsregelung hat in der 
Vergangenheit mehrfach dazu geführt, daß in be-
stimmten Rechtsfragen das Patentamt eine von den 
Entscheidungen der ordentlichen Gerichte abwei-
chende Rechtsauffassung vertreten hat, ohne daß 
bisher die Möglichkeit bestand, eine einheitliche 
Rechtsprechung herbeizuführen. Das Patentgesetz 
gewährleistet in seiner bisherigen Fassung ledig-
lich innerhalb des Patentamts selbst eine einheit-
liche Rechtsprechung, indem es in § 19 Abs. 2 die 
Anrufung des Großen Senats des Patentamts vor-
schreibt, wenn ein Beschwerdesenat in einer grund-
sätzlichen Frage von der Entscheidung eines ande-
ren Beschwerdesenats oder des Großen Senats ab-
weichen will. Auffassungsunterschiede zwischen 
dem Großen Senat des Patentamts und den ordent-
lichen Gerichten können jedoch nach geltendem 
Recht nicht überbrückt werden. In diesem Zusam-
menhang ist auf die einander widersprechenden 
Entscheidungen des Großen Senats des Patentamts 
vom 7. August 1953 (Blatt für Patent-, Muster- und 
Zeichenwesen S. 336) und des Bundesgerichtshofs 
vom 8. Juli 1955 (BGHZ 18 S. 81, Blatt für Patent-, 
Muster- und Zeichenwesen S. 300) in der Frage der 
Neuheitsschädlichkeit ausgelegter Unterlagen von 
Patentanmeldungen hinzuweisen. Der Große Senat 
des Patentamts hat sich, als ihm diese Streitfrage 
nach der Entscheidung des Bundesgerichtshofs er-
neut vorgelegt wurde, in der Entscheidung vom 
19. Dezember 1955 (Blatt für Patent-, Muster- und 
Zeichenwesen 1956 S. 34) der Auffassung des Bun-
desgerichtshofs nicht angeschlossen. In ähnlicher 
Weise konnte in den dreißiger Jahren angesichts 
der widersprechenden Entscheidungen des Reichs-
gerichts und des Reichspatentamts zur Frage der 
Eintragungsfähigkeit von Kabelkennfäden als Wa-
renzeichen eine einheitliche Rechtsprechung schließ-
lich nur durch eine gesetzliche Regelung (vgl. die 
Verordnung über den Warenzeichenschutz für Ka-
belkennfäden vom 29. November 1939 — RGBl. II 
S. 1005) erreicht werden. 
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Die  Möglichkeit einander widersprechender Ent-
scheidungen des Patentamts oder künftig des Pa-
tentgerichts und der ordentlichen Gerichte muß im 
einzelnen Fall notwendig zu einer Rechtsunsicher-
heit führen, die, wie das Beispiel der Meinungsver-
schiedenheit über die Eintragungsfähigkeit der 
Kabelkennfäden beweist, nach geltendem Recht nur 
durch eine gesetzliche Regelung in jedem einzelnen 
Fall beseitigt werden kann. Die Beibehaltung dieses 
Rechtszustandes erscheint unerwünscht. Der er-
wähnte Streit um die Neuheitsschädlichkeit ausge-
legter Unterlagen von Patentanmeldungen, der für 
die beteiligten Kreise erhebliche wirtschaftliche Be-
deutung hat, ist zu einem aktuellen Anlaß für die 
Forderung geworden, durch eine allgemeine gesetz-
liche Regelung die Möglichkeit einander widerspre-
chender Entscheidungen des Patentamts oder des 
Patentgerichts und der ordentlichen Gerichte jeden-
falls in Grundsatzfragen auszuschließen. 

Der Entwurf sieht deshalb in dem neuen § 41p in 
grundsätzlichen Fragen die Zulassung einer Rechts-
beschwerde an den Bundesgerichtshof vor. Die Zu-
lassung dieser Rechtsbeschwerde soll jedoch nicht 
zu einer weiteren ins Gewicht fallenden Belastung 
des Bundesgerichtshofs führen. Sie soll vielmehr 
lediglich die Möglichkeit eröffnen, in Fragen von 
grundsätzlicher Bedeutung den Bundesgerichtshof 
mit einer die Beschwerdesenate des Patentgerichts 
bindenden Wirkung entscheiden zu lassen. 

Durch die Zulassung der Rechtsbeschwerde gegen 
die Entscheidungen der Beschwerdesenate wird die 
Einrichtung des Großen Senats des Patentamts ent-
behrlich. Alle Aufgaben, die bisher der Große Senat 
wahrgenommen hat, können nunmehr im Rahmen 
des Rechtsbeschwerdeverfahrens dem Bundesge-
richtshof übertragen werden. Nach den Erfahrungen, 
die in der Vergangenheit mit dem Großen Senat 
des Patentamts gemacht worden sind, kann davon 
ausgegangen werden, daß die Zahl der jährlichen 
Rechtsbeschwerden an den Bundesgerichtshof . ge-
ring bleiben wird. 

Im einzelnen ist zu den Bestimmungen über die 
Rechtsbeschwerde folgendes zu bemerken: 

aa) In § 41p, der an die Stelle der bisherigen Rege-
lung für den Großen Senat des Patentamts tre-
ten soll, sind die Voraussetzungen für die Zu-
lässigkeit der Rechtsbeschwerde geregelt. Um 
zu gewährleisten, daß der Bundesgerichtshof 
nur in Fragen von grundsätzlicher Bedeutung 
angerufen wird und damit die zusätzliche Be-
lastung des Bundesgerichtshofs die vertret-
baren Grenzen nicht überschreitet, sieht § 41p 
Abs. 1 das Erfordernis einer Zulassung der 
Rechtsbeschwerde durch den Beschwerdesenat 
vor. Diese Regelung lehnt sich an entsprechende 
Regelungen an, wie sie z. B. für die Revision 
im Zivilprozeß (§ 546 der Zivilprozeßordnung) 
oder für die Rechtsbeschwerde nach § 73 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
bestehen. 

In Absatz 2 des § 41p ist im einzelnen be

-

stimmt, in welchen Fällen der Beschwerdesenat 
die Rechtsbeschwerde zuzulassen hat. Die Zu

-

lassungsgründe in § 41p Abs. 2 sind wörtlich 
dus der Bestimmung des § 73 Abs. 2 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen über-
nommen. Mit dieser Regelung sind auch die 
Fälle erfaßt, für die im geltenden Recht die Zu-
ständigkeit des Großen Senats gegeben ist 
(Abweichung eines Beschwerdesenats in einer 
grundsätzlichen Frage von der Entscheidung 
eines anderen Beschwerdesenats). Wenn ein 
Beschwerdesenat in einer Rechtsfrage von einer 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs abweicht, 
dürften unter dem Gesichtspunkt der Sicherung 
einer einheitlichen Rechtsprechung ebenfalls 
die Voraussetzungen für die Zulassung der 
Rechtsbeschwerde nach § 41p Abs. 2 gegeben 
sein. Insoweit gibt der Entwurf der Regelung 
des § 73 Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen den Vorzug gegenüber 
den in § 546 Abs. 2 Satz 2 der Zivilprozeßord-
nung und in § 72 Abs. 1 des Arbeitsgerichts-
gesetzes enthaltenen Bestimmungen. 
Der Entwurf sieht die Möglichkeit einer 
sog. Nichtzulassungsbeschwerde im Rechts-
beschwerdeverfahren nicht vor. Einmal würde die 
Einführung einer Nichtzulassungsbeschwerde, 
die nur an den Bundesgerichtshof zugelassen 
werden könnte, zu einer zusätzlichen Be-
lastung des Bundesgerichtshofs führen, die 
nach Auffassung der Bundesregierung vermie-
den werden muß, zumal dem Bundesgerichtshof 
durch die Einführung der Rechtsbeschwerde 
ohnedies eine neue Aufgabe zugewiesen wer-
den soll. Es ist in diesem Zusammenhang be-
sonders zu berücksichtigen, daß es sich im Ver-
fahren vor dem Patentamt und Patentgericht 
häufig um wertvolle Schutzrechtsanmeldungen 
handelt, denen gegenüber die Kostenerwägun-
gen im Zusammenhang mit der Frage, ob ein 
mögliches Rechtsmittel eingelegt werden soll 
oder nicht, zurückgestellt werden. Der Bundes-
gerichtshof müßte bei seinen Entscheidungen 
über die Nichtzulassungsbeschwerde jeweils in 
eine Prüfung der Frage eintreten, ob es sich im 
einzelnen Fall um eine Rechtsfrage von grund-
sätzlicher Bedeutung handelt, ob die Fortbil-
dung des Rechts oder die Sicherung einer ein-
heitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung 
des Bundesgerichtshofs erfordert. Während die 
Einführung der Rechtsbeschwerde als solcher, 
wie bereits dargelegt worden ist, nur zu einer 
nicht wesentlichen zusätzlichen Belastung des 
Bundesgerichtshofs führen dürfte, würde die 
Einführung einer Nichtzulassungsbeschwerde 
eine ungleich höhere Belastung zur Folge ha-
ben und aller Voraussicht nach mit der gegen-
wärtigen Richterzahl nicht zu bewältigen sein. 
Darüber hinaus stehen der Einführung einer 
Nichtzulassungsbeschwerde auch rechtliche Be-
denken entgegen. Bereits mit der Bekannt-
machung einer Patentanmeldung nach § 30 des 
Patentgesetzes treten einstweilen die gesetz-
lichen Wirkungen des Patents ein mit der Folge, 
daß aus dem Patent Ansprüche auf Unterlas-
sung und Schadensersatz gegen dritte Benutzer 
der Erfindung geltend gemacht werden können. 
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Dieser sog. einstweilige Schutz der Erfindung 
besteht so lange, bis das Patentamt und künftig 
das Patentgericht endgültig über die Erteilung 
oder Versagung des Patents entschieden haben. 
Wird das Patent erteilt, so wird aus dem einst-
weiligen Schutz ein endgültiger Schutz, Wird 
das Patent jedoch versagt, so gelten nach § 35 
Abs. 2 Satz 3 des Patentgesetzes die Wirkungen 
des einstweiligen Schutzes als nicht eingetreten. 
Die Allgemeinheit und insbesondere die Wett-
bewerber des Patentsuchers sind also bis zur 
endgültigen Entscheidung des Patentamtes oder 
des Patentgerichts im Ungewissen darüber, ob 
sie die Erfindung, die Gegenstand des einstwei-
ligen Schutzes ist, benutzen dürfen oder nicht. 
Die Zeit dieser Ungewißheit muß infolgedessen 
nach Möglichkeit abgekürzt werden. Würde 
man die Nichtzulassungsbeschwerde, der not-
wendigerweise aufschiebende Wirkung beige-
legt werden müßte, zulassen, so würde damit 
die endgültige Entscheidung über den Fort-
bestand oder den Wegfall des einstweiligen 
Schutzes hinausgezögert werden. Schon die Zu-
lassung der Rechtsbeschwerde als solcher wird 
im einzelnen Fall zu einer Verlängerung der 
Zeit der Ungewißheit über den Fortbestand des 
einstweiligen Schutzes führen. Diese Verlänge-
rung der Ungewißheit kann mit Rücksicht 
darauf in Kauf genommen werden, daß die 
Rechtsbeschwerde nach der im Entwurf vorge-
sehenen Regelung voraussichtlich nur in weni-
gen Ausnahmefällen zugelassen werden wird. 
Würde man aber die Nichtzulassungsbeschwer-
de einführen, so müßte damit gerechnet werden, 
daß von-  diesem Rechtsmittel in zahlreichen 
Fällen Gebrauch gemacht werden würde. Die 
Hinauszögerung der Entscheidung über den 
Fortbestand des einstweiligen Schutzes würde 
also nicht, wie im Falle der Rechtsbeschwerde, 
auf wenige Ausnahmefälle beschränkt bleiben, 
zumal die Gefahr besteht, daß von diesem 
Rechtsmittel zur Verzögerung des Verfahrens 
Gebrauch gemacht wird, um auf diese Weise 
eine Verlängerung des einstweiligen Schutzes 
zu erreichen. Dies aber läßt sich mit den berech-
tigten Interessen der beteiligten Wirtschafts-
kreise und auch der Allgemeinheit an einer 
möglichst schnellen endgültigen Entscheidung 
über den Fortbestand des einstweiligen Schut-
zes nicht vertreten. 

bb) In § 41q Abs. 1 des Entwurfs ist die Be-
schwerdeberechtigung geregelt. Voraussetzung 
für die Zulässigkeit der Rechtsbeschwerde ist 
auch ohne ausdrückliche Bestimmung stets, daß 
der Beschwerdeführer durch die Entscheidung 
des Patentgerichts beschwert ist. 

Da es sich bei der Beschwerde an den Bundes-
gerichtshof um eine Rechtsbeschwerde handeln 
soll, sieht § 41q Abs. 2 ausdrücklich vor, daß 
die Entscheidung des Beschwerdesenats nur mit 
der Begründung angefochten werden kann, daß 
der Beschluß auf einer Verletzung des Gesetzes 
beruhe. Dies entspricht der in § 75 Abs. 2 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
für die Rechtsbeschwerde getroffenen Regelung. 

Bei einer vom Oberlandesgericht gemäß § 546 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung zugelassenen 
Revision ist es nach ständiger Rechtsprechung 
möglich, Verfahrensrügen jeder Art anzubrin-
gen, wenn sie nach § 554 Abs. 3 Nr. 2 Buch-
stabe b der Zivilprozeßordnung rechtzeitig in 
der Begründung mitgeteilt worden sind. Die-
selbe Rechtslage würde sich im Rechtsbe-
schwerdeverfahren ergeben, zumal da § 41r 
Abs. 4 Nr. 3 in der Fassung des Entwurfs wört-
lich die Bestimmung des § 554 Abs. 3 Nr. 2 
Buchstabe b der Zivilprozeßordnung über-
nimmt. Dies würde jedoch zur Folge haben, daß 
der Bundesgerichtshof in unvermeidbarer Weise 
zur Nachprüfung rein technischer, unter Um-
ständen recht schwieriger Fragen genötigt wäre. 
Denn die Entscheidung über die Verfahrensrüge 
erfordert vorab eine Entscheidung darüber, ob 
der gerügte Verfahrensverstoß für die zu tref-
fende Entscheidung überhaupt erheblich ist. In 
solchen Fällen kann auch — wie § 41w 
Abs. 2 letzter Halbsatz in Anlehnung an § 561 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung vorsieht — eine 
Bindung des Bundesgerichtshofs an die tatsäch-
lichen Feststellungen des angefochtenen Be-
schlusses des Patentgerichts nicht in Betracht 
kommen. Der Bundesgerichtshof müßte viel-
mehr von einem hypothetischen Sachverhalt 
ausgehen, dessen Erheblichkeit er, soweit es 
sich um technische Fragen. handelt, ohne Heran-
ziehung eines Sachverständigen regelmäßig 
nicht beurteilen können wind. Dadurch würde 
der Bundesgerichtshof aber in einem Maße be-
lastet werden, das mit dem Zweck des Rechts-
beschwerdeverfahrens nicht vereinbar wäre. 
Der Entwurf schlägt deshalb in § 41q Abs.3 vor, 
im Rechtsbeschwerdeverfahren alle Verfahrens-
rügen auszuschließen, die sich auf eine Verlet-
zung der §§ 139 und 286 der Zivilprozeßord-
nung stützen. Er lehnt sich hierbei an Artikel I 
des Gesetzes zur Entlastung des Reichsgerichts 

.vom 21. Dezember 1925 (RGBl. I S. 475) an, des-
sen amtliche Begründung auch zur Begründung 
des § 41q Abs. 3 herangezogen werden kann: 

„Die genannten Vorschriften (§§ 139 und 286 
der Zivilprozeßordnung) sind in ihrer Bedeu-
tung durch die Rechtsprechung des Reichsge-
richts im wesentlichen geklärt. Die weitere Mit-
wirkung des Reichsgerichts diente nicht so sehr 
der eigentlichen Aufgabe der Revision, nämlich 
der Erhaltung der Rechtseinheit, als vielmehr 
im wesentlichen nur den Interessen der am Ein-
zelverfahren beteiligten Parteien." 

cc) § 41r Abs. 1 sieht die schriftliche Einlegung der 
Rechtsbeschwerde beim Bundesgerichtshof vor. 
Die Zulassung einer Einlegung der Rechtsbe-
schwerde auch beim Patentamt oder beim 
Patentgericht erscheint nicht zweckmäßig, da 
das Patentamt und das Patentgericht in das 
Verfahren über die Rechtsbeschwerde, anders 
als bei der Berufung im Nichtigkeitsverfahren, 
nicht eingeschaltet werden sollen. 
§ 41r Abs. 2 macht in Übereinstimmung mit den 
Bestimmungen des Patentgesetzes über die Be

-

schwerde und über den Antrag auf Erklärung 
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der Nichtigkeit eines Patents die wirksame 
Einlegung der Rechtsbeschwerde von der Zah-
lung einer festen Gebühr abhängig. Diese Rege-
lung ist insbesondere deshalb erforderlich, weil 
es sich im Verfahren über die Rechtsbeschwerde 
vielfach um Patentanmeldungen handeln wird, 
deren Wert sich nur schwer abschätzen läßt, 
weil die Erfindung, die Gegenstand der An-
meldung ist, noch nicht wirtschaftlich ausge-
wertet wird. Außerdem soll die Bindung der 
Rechtsbeschwerde an eine feste Gebühr das 
Verfahren vor dem Bundesgerichtshof erleich-
tern. Die im Entwurf vorgesehene Höhe der 
Gebühr von 1000 DM erscheint mit Rücksicht 
darauf, daß es sich im Rechtsbeschwerdeverfah-
ren um Rechtsfragen von grundsätzlicher Be-
deutung handeln wird, angemessen. Durch die 
in § 41y Abs. 2 vorgesehene Möglichkeit der 
völligen oder teilweisen Rückzahlung der 
Rechtsbeschwerdegebühr sowie durch die Mög-
lichkeit der Bewilligung des Armenrechts für 
das Rechtsbeschwerdeverfahren (vgl. § 1 Nr. 45 
des Entwurfs) ist Vorsorge getroffen, daß der 
Rechtsbeschwerdegebühr keine prohibitive Wir-
kung zukommt. 

Da die Beschwerdeschrift beim Bundesgerichts-
hof einzureichen ist, soll nach dem Entwurf auch 
die Rechtsbeschwerdegebühr, abweichend von 
der Berufungsgebühr im Nichtigkeitsverfahren, 
beim Bundesgerichtshof eingezahlt werden. Von 
einer Einbeziehung der Gebühr in den Tarif des 
Gesetzes über die patentamtlichen Gebühren 
sieht der Entwurf ab, weil es sich bei der 
Rechtsbeschwerdegebühr nicht um eine patent-
amtliche oder patentgerichtliche Gebühr han-
delt. 

Die in den Absätzen 3 und 4 des § 41r enthal-
tenen Bestimmungen über die Begründung der 
Rechtsbeschwerde sind im Interesse der Erleich-
terung des Verfahrens vorgesehen. Die Formu-
lierung dieser Bestimmungen entspricht der Fas-
sung des § 554 ZPO und des § 65 Abs. 3 und 4 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen. 

Der in § 41r Abs. 5 für das Verfahren über die 
Rechtsbeschwerde vorgesehene Anwaltszwang 
erscheint geboten, da es sich in diesem Ver-
fahren um Rechtsfragen von grundsätzlicher 
Bedeutung handeln wird. Die Beschränkung der 
zur Vertretung berechtigten Rechtsanwälte auf 
die beim Bundesgerichtshof zugelassenen 
Rechtsanwälte entspricht der für das Revisions-
verfahren im Zivilprozeß geltenden Regelung. 
Die Bestimmungen des Entwurfs sind hier, wie 
auch in anderen Punkten des Rechtsbeschwerde-
verfahrens, revisionsartig ausgestaltet. Gründe, 
die für eine von den Bestimmungen über die 
Revision abweichende Regelung sprechen könn-
ten, sind nicht ersichtlich. Der Entwurf sieht 
lediglich vor, daß auf Antrag eines Beteiligten 
seinem Patentanwalt das Wort zu gestatten ist. 
Diese Regelung erscheint zweckmäßig, weil es 
sich im Rechtsbeschwerdeverfahren vielfach um 
die Beurteilung von Rechtsfragen im Hinblick 
auf technische Sachverhalte handeln wird. Der 

Entwurf übernimmt hierbei die Regelung, die 
nach § 9 Abs. 3 des Patentanwaltsgesetzes für 
den Patentverletzungsprozeß vor den ordent-
lichen Gerichten einschließlich des Revisions-
verfahrens gilt. Eine ähnliche Regelung ist auch 
in § 67 Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen getroffen worden. 

Die Fassung des § 41r Abs. 5 hat zur Folge, 
daß auch die Beschwerdeschrift und die Be-
schwerdebegründung im Rechtsbeschwerdever-
fahren durch einen beim Bundesgerichtshof zu-
gelassenen Rechtsanwalt unterzeichnet sein 
müssen. 

dd) Die in § 41s vorgesehene aufschiebende Wir-
kung der Rechtsbeschwerde entspricht einem 
allgemeinen Grundsatz. Eine ausdrückliche Be-
stimmung hierüber erscheint deshalb erforder-
lich, weil die Frage, ob den Anfechtungsklagen 
gegen die Entscheidungen der Beschwerde-
senate des Patentamts aufschiebende Wirkung 
zukommt oder nicht, insbesondere mit Rücksicht 
auf die Bestimmung des § 35 Abs. 2 Satz 3 über 
den Wegfall des einstweiligen Patentschutzes 
bei Versagung des Patents streitig geworden 
ist (vgl. die Entscheidungen des Landgerichts 
Düsseldorf vom 4. Februar 1958, Blatt für 
Patent-, Muster- und Zeichenwesen S. 193; des 
Bayer. Verwaltungsgerichtshofs vom 25. Juli 
1958, Blatt für Patent-, Muster- und Zeichen-
wesen S. 194 und des Oberlandesgerichts Düs-
seldorf vom 5. Dezember 1958, Blatt für Pa-
tent-, Muster- und Zeichenwesen 1959 S. 42). 
Wegen des Vorbehalts der Bestimmung des 
§ 36n Abs. 2 wird auf die Begründung zu die-
ser Bestimmung verwiesen. 

ee) Für die Prüfung der Zulässigkeit der Rechts-
beschwerde übernimmt der Entwurf in § 41 t die 
für die Prüfung der Zulässigkeit der Revision 
im Zivilprozeß geltende Regelung des § 554a 
der Zivilprozeßordnung. Eine ausdrückliche Be-
stimmung darüber, daß die Entscheidung ohne 
mündliche Verhandlung durch Beschluß er-
gehen kann, ist nicht erforderlich, weil dies 
nach § 41w Abs. i des Patentgesetzes in der Fas-
sung des Entwurfs im Interesse einer Vereinfa-
chung des Verfahrens vor dem Bundesgerichts-
hof für jede Entscheidung über die Rechtsbe-
schwerde gelten soll. 

ff) § 41u enthält eine Verfahrensvorschrift für die 
Fälle, in denen mehrere Personen an dem Ver-
fahren über die Rechtsbeschwerde beteiligt 
sind, Hierbei ist insbesondere an die Fälle zu 
denken, in denen im Einspruchsverfahren oder 
Widerspruchsverfahren Rechtsbeschwerde er-
hoben wird. 

 Im übrigen sind in § 41u die Bestimmungen des 
§ 519a der Zivilprozeßordnung über die Mit

-

teilung des Zeitpunkts der Berufungseinlegung 
und die Einreichung der erforderlichen Zahl be

-

glaubigter Abschriften der Rechtsmittelschrift 
oder der Rechtsmittelbegründung übernommen. 

gg) In § 41v wird zur Vervollständigung der für 
das Verfahren über die Rechtsbeschwerde gel- 
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tenden Regelung auf allgemeine Vorschriften 
des Gerichtsverfassungsgesetzes und der Zivil-
prozeßordnung verwiesen, soweit nicht in den 
§§ 41p ff. bereits besondere Bestimmungen vor-
gesehen sind. Vorbild dieser Vorschrift ist § 72 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen. 

Lediglich für die Öffentlichkeit des Verfahrens 
über die Rechtsbeschwerde vor dem Bundes-
gerichtshof ist eine besondere Regelung erfor-
derlich, weil dieses Verfahren nicht in einem 
weitergehenden Maße öffentlich sein kann als 
das Beschwerdeverfahren vor dem Patentgericht 
selbst. § 41v Abs. 2 sieht deshalb die entspre-
chende Anwendbarkeit des für das Verfahren 
vor dem Patentgericht geltenden § 36g Abs. 1 
für die Regelung der Öffentlichkeit des Rechts-
beschwerdeverfahrens vor dem Bundesgerichts-
hof vor. 

ii) Die Bestimmungen in § 41w Abs. 1, nach denen 
die Entscheidung über die Rechtsbeschwerde 
durch Beschluß ergehen soll und auch ohne 
mündliche Verhandlung getroffen werden kann, 
dienen der Erleichterung und Vereinfachung 
des Rechtsbeschwerdeverfahrens und sollen 
einer vermeidbaren arbeitsmäßigen Belastung 
des Bundesgerichtshofs entgegenwirken. 

Die in § 41w Abs. 2 vorgesehene Bindung des 
Bundesgerichtshofs an die vom Beschwerde-
senat des Patentgerichts getroffenen tatsäch-
lichen Feststellungen entspricht der im Revi-
sionsverfahren üblichen Regelung (vgl. § 561 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung, § 137 Abs 2 der 
Verwaltungsgerichtsordnung und § 75 Abs. 4 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen) . 

Die in § 41w Abs. 3 vorgesehene Begründungs-
pflicht entspricht allgemeinen Grundsätzen. 

kk) Nach § 41x Abs. 1 soll der Bundesgerichtshof, 
falls er die Rechtsbeschwerde nicht als unzu-
lässig verwirft oder als unbegründet zurück-
weist, die Sache nur zur anderweiten Verhand-
lung und Entscheidung an das Patentgericht zu-
rückverweisen können. Die Möglichkeit einer 
Entscheidung in der Sache selbst durch den 
Bundesgerichtshof muß aus praktischen Erwä-
gungen ausgeschlossen werden. Der Bundes-
gerichtshof wäre in vielen Fällen, z. B. wenn es 
sich um die Frage der Erteilung eines Schutz-
rechts handelt, zu einer Entscheidung in der 
Sache selbst nicht in der Lage. Außerdem soll 
das Verbot einer Entscheidung in der Sache 
selbst wiederum einer vermeidbaren Arbeits-
belastung des Bundesgerichtshofs entgegen-
wirken. Der Zweck des Rechtsbeschwerdever-
fahrens liegt lediglich darin, eine Entscheidung 
über Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeu-
tung herbeizuführen. Dieser Zweck des Rechts-
beschwerdeverfahrens macht eine Entscheidung 
des Bundesgerichtshofs in der Sache selbst ent-
behrlich. 

Die in § 41x Abs. 2 angeordnete Bindung des 
Beschwerdesenats des Patentgerichts an die 

rechtliche Beurteilung des Bundesgerichtshofs 
entspricht der im Revisionsverfahren üblichen 
Regelung (vgl. nur § 565 Abs. 2 der Zivilpro-
zeßordnung). Nur durch diese rechtliche Bin-
dung wird die Einheitlichkeit der Rechtspre-
chung, die das wesentliche Ziel des Rechtsbe-
schwerdeverfahrens ist, gewährleistet. 

Il) § 41y enthält die Kostenbestimmungen des 
Rechtsbeschwerdeverfahrens. 

Absatz 1 sieht zunächst eine Kostenentschei-
dung für die Fälle vor, in denen im Verfahren 
über die Rechtsbeschwerde mehrere Personen 
beteiligt sind. Um dem Bundesgerichtshof die 
Möglichkeit zu geben, auch bei seiner Kosten-
entscheidung den Besonderheiten des Rechts-
beschwerdeverfahrens Rechnung zu tragen, sieht 
Absatz 1 Satz 1 als Grundsatz eine Kostener-
stattung nach Billigkeit vor. Die Fassung dieser 
Vorschrift lehnt sich an die entsprechenden 
Bestimmungen des § 13a des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit und des § 77 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen an. Lediglich in den 
Fällen des § 41y Abs. 1 Satz 2 und 3 wäre eine 
Entscheidung über die Kostenerstattung nach 
Billigkeit nicht gerechtfertigt. 

§ 41y Abs. 2 sieht entsprechend der Bestim-
mung des § 34 Abs. 5 Satz 1 des Patent-
gesetzes die Möglichkeit einer Rückzahlung 
der Rechtsbeschwerdegebühr vor, wenn dies 
der Billigkeit entspricht. Diese Möglichkeit 
erscheint insbesondere wegen der Höhe der 
Rechtsbeschwerdegebühr geboten und wird 
auch nicht durch die Möglichkeit der Bewilli-
gung des Armenrechts für das Verfahren über 
die Rechtsbeschwerde entbehrlich. Es sind 
durchaus Fälle denkbar, in denen eine volle 
oder teilweise Rückzahlung der Beschwerde-
gebühr der Billigkeit entsprechen würde, auch 
wenn der Beschwerdeführer die Bewilligung 
des Armenrechts nicht beantragt hat oder die 
Voraussetzungen für die Bewilligung des Armen-
rechts bei ihm nicht vorliegen. Im Falle der Zu-
rücknahme der Beschwerde vor Einreichung der 
Begründung erscheint eine Rückzahlung der 
Rechtsbeschwerdegebühr immer geboten, weil 
davon ausgegangen werden kann, daß sich der 
Bundesgerichtshof in diesen Fällen mit der 
Sache selbst noch nicht befaßt hat. 

In § 41y Abs. 3 wird zur Vervollständigung 
der Kostenregelung ebenso wie in den ent-
sprechenden Regelungen des § 13a des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit und des § 77 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen auf die Vorschrif-
ten der Zivilprozeßordnung über das Kosten

-

festsetzungsverfahren und die Zwangsvollstrek-
kung aus Kostenfestsetzungsbeschlüssen ver-
wiesen. 

b) Berufungsverfahren 

Dieser Unterabschnitt des Sechsten Abschnitts ent

-

hält die Bestimmungen über das Berufungsverfahren 
in Nichtigkeitssachen. Der Entwurf sieht hierbei vor, 
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nunmehr auch die Bestimmungen der Verordnung über 
das Berufungsverfahren beim Reichsgericht in Patent-
sachen vom 30. September 1936 (RGBl. II S. 316) in 
das Patentgesetz selbst aufzunehmen. Die Bestim-
mungen dieser Verordnung, die im einzelnen das 
Verfahren in der Berufungsinstanz des Nichtigkeits-
verfahrens regelt, sind erstmals auf Grund der Er-
mächtigung des § 33 Abs. 4 des Patentgesetzes vom 
7. April 1891 (RGBl. S. 79) in Form einer Verord-
nung erlassen worden (vgl. die Verordnung betref-
fend das Berufungsverfahren beim Reichsgericht in 
Patentsachen vom 6. Dezember 1891 — RGBl. S. 389). 
Der Gesetzgeber von 1936 hat bei der Reform des 
Patentgesetzes die Verordnung als solche bestehen 
lassen und nur die Ermächtigungsvorschrift (§ 42 
Abs. 5 des Patentgesetzes von 1936) den veränder-
ten staatsrechtlichen Verhältnissen angepaßt (vgl. 
die amtliche Begründung zu dem Patentgesetz vom 
5. Mai 1936 zu § 42, Blatt für Patent-, Muster-
und Zeichenwesen S. 103, 112). Bei der nunmehr 
beabsichtigten systematischen Neugliederung des 
Patentgesetzes erscheint es nicht mehr zweckmäßig, 
die Bestimmungen, die das Berufungsverfahren in 
Nichtigkeitssachen im einzelnen regeln, weiterhin 
außerhalb des Patentgesetzes bestehen zu lassen. 
Der Entwurf schlägt deshalb vor, diese Bestimmun-
gen in das Patentgesetz selbst aufzunehmen und 
die Verordnung vom 30. September 1936 aufzu-
heben. 

Im einzelnen ist zu dem 2. Unterabschnitt des 
Sechsten Abschnitts folgendes zu bemerken: 

aa) § 42 

Diese Vorschrift des Entwurfs entspricht sach-
lich der bisherigen Regelung des § 42 des Pa-
tentgesetzes. Die Änderungen gegenüber dem 
geltenden Text haben in erster Linie redak-
tionelle Bedeutung. Eine . sachliche Änderung 
gegenüber dem bisherigen Rechtszustand wird 
nur insofern vorgeschlagen, als die Berufungs-
frist in Zukunft nicht mehr sechs Wochen, 
sondern nur noch einen Monat betragen soll. 
Die Verkürzung der Berufungsfrist von sechs 
Wochen auf einen Monat ist vorgesehen, weil 
angesichts der gegenwärtigen Verkehrs- und 
Nachrichtenverhältnisse eine Berufungsfrist von 
einem Monat als ausreichend angesehen werden 
kann und keine Gründe ersichtlich sind,  die es 
rechtfertigen könnten, diese Frist länger als 
alle anderen Rechtsmittelfristen zu bemessen, 
die die Zivilprozeßordnung oder die Verwal-
tungsgerichtsordnung vorsehen. 

Mit der Regelung des § 42 Abs. 4 will der Ent-
wurf die nach geltendem Recht bestehende 
Möglichkeit der Beschwerde gegen Beschlüsse 
der Nichtigkeitssenate bei den Beschwerdesena-
ten des Patentamtes ausschließen. Da die Nich-
tigkeitssenate den Beschwerdesenaten durch 
die im Entwurf vorgesehene Regelung im Rang 
gleichgestellt werden, erscheint es nicht ange-
messen, die Beschwerdesenate den Nichtig-
keitssenaten als Rechtsmittelinstanz überzuord-
nen. Deshalb sieht der Entwurf in § 42 Abs. 4 
vor, daß die Beschlüsse der Nichtigkeitssenate 
nur zusammen mit ihren Endentscheidungen 

anfechtbar sind. Hierbei muß allerdings die bis-
her in § 2 Abs. 2 der Verordnung über das 
Berufungsverfahren in Patentsachen vom 30. 
September 1936 (§ 42b Abs. 2 des Patentgeset-
zes in der Fassung des Entwurfs) vorgesehene 
Möglichkeit, eine Entscheidung des Bundes-
gerichtshofs herbeizuführen, wenn der Nichtig-
keitssenat das Patentgerichts eine Berufung als 
unzulässig verworfen hat, erhalten bleiben, 
weil es sich in diesem Fall bei der Entschei-
dung des Nichtigkeitssenats nur um eine Vor-
abentscheidung über die Zulässigkeit der Be-
rufung handelt. 

bb) §§ 42a bis 421 

Mit diesen Vorschriften übernimmt der Ent-
wurf die Bestimmungen der Verordnung über 
das Berufungsverfahren beim Reichsgericht in 
Patentsachen vom 30. September 1936. Die Ab-
weichungen vom Wortlaut der Verordnung 
sind in erster Linie gesetzestechnischer und re-
daktioneller Natur. So übernimmt der Entwurf 
in § 42c die Formulierung des § 519a ZPO, in 
§ 42f Abs. i die übliche Formulierung der Pro-
zeßgesetze. Die dort vorgesehene Verweisung 
auf § 36g Abs. 2 des Patentgesetzes in der 
Fassung des Entwurfs soll für die Frage der 
Öffentlichkeit des Nichtigkeitsverfahrens vor 
dem Bundesgerichtshof, in dem bisher nicht 
öffentlich verhandelt wurde, dieselbe Regelung 
treffen, die nach dem Entwurf für die Öffentlich-
keit im erstinstanzlichen Nichtigkeitsverfahren 
vor dem Patentgericht gelten soll. 

Auch für die bisherige Regelung des § 6 Abs. 3 
sieht der Entwurf in § 42f Abs. 3 eine Änderung 
vor, der in erster Linie nur redaktionelle und 
nur insofern sachliche Bedeutung zukommt, als 
nach dieser Bestimmung die Möglichkeit einer 
Entscheidung ohne mündliche Verhandlung auch 
dann gegeben sein soll, wenn die Parteien da-
mit einverstanden sind. Dies entspricht der Re-
gelung, die der Entwurf auch für das erst-
instanzliche Nichtigkeitsverfahren in § 39 Abs. 2 
vorsieht. 

Die Bestimmung des § 10 der Verordnung 
braucht in das Patentgesetz nicht übernommen 
zu werden, da § 42 Abs. 3 in der Fassung des 
Entwurfs die entsprechende Anwendung des 
§ 40 des Patentgesetzes vorsieht und in dieser 
Vorschrift nach dem Vorschlag des Entwurfs 
auf die Bestimmung des § 36q Abs. i Satz 2 
verwiesen wird, die mit der Regelung des § 10 
der Verordnung übereinstimmt. 

Die bisherige Regelung des § 9 der Verordnung, 
nach der der Bundesgerichtshof zur Beratung 
Sachverständige zuziehen kann, soll nach dem 
Entwurf aus allgemeinen rechtspolitischen Er-
wägungen nicht übernommen werden. 

Die Änderung der bisherigen Regelung des § 12 
Abs. 3 der Verordnung in § 42k Abs. 3 soll der 
Vereinfachung des Zustellungsverfahrens die-
nen. Die Unterrichtung des Patentamts ist im 
Interesse einer möglichst schnellen Berichti-
gung der Patentrolle erforderlich. 
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Eine Übernahme des § 14 der Verordnung in 
das Patentgesetz erscheint entbehrlich, da die 
Geschäftsordnung des Bundesgerichtshofs (BAnz. 
Nr. 83 vom 30. März 1952 S. 9) im Berufungs-
verfahren auch ohne ausdrückliche Bestimmung 
anwendbar ist. 

c) Beschwerdeverfahren 

Für diesen 3. Unterabschnitt des Sechsten Abschnitts 
sieht der Entwurf die Regelung vor, die im gelten-
den Recht in § 41 Abs. 3 des Patentgesetzes enthal-
ten ist. Es handelt sich um die Bestimmungen über 
die Beschwerde gegen eine Entscheidung des Patent-
gerichts über den Erlaß einer einstweiligen Verfü-
gung im Verfahren wegen Erteilung einer Zwangs-
lizenz. Diese Regelung kann nach der systemati-
schen Neugliederung, die der Entwurf für das Pa-
tentgesetz vorsieht, in § 41 nicht verbleiben, da sie 
sonst in dem Abschnitt „Verfahren vor dem Patent-

* gericht" stehen würde, während es sich tatsächlich 
um ein Verfahren vor dem Bundesgerichtshof han-
delt. Aus diesem Grunde sieht der Entwurf die 
Übernahme eines besonderen 3. Unterabschnitts in 
den Sechsten Abschnitt vor, der sachlich mit der 
bisherigen Regelung des § 41 Abs. 3 im wesent-
lichen übereinstimmt und nur aus Gründen der Ge-
setzestechnik neu gefaßt worden ist. Eine sachliche 
Änderung ist mit der Neufassung nur insoweit ver-
bunden, als in § 42m Abs. 4 nicht mehr wie bisher 
in § 41 Abs. 3 auf die Verfahrensvorschriften über 
die Beschwerde (§ 34 des geltenden Patentgesetzes), 
sondern nunmehr auf die Verfahrensvorschriften 
über die Berufung (§§ 42 ff.) verwiesen wird. Die 
Anwendung der Verfahrensvorschriften über das 
Berufungsverfahren erscheint im Interesse einer 
Vereinheitlichung des Verfahrens vor dem Bundes-
gerichtshof zweckmäßig. 

Zu Nr. 28 

Die in dieser Vorschrift des Entwurfs vorgesehene 
Einfügung einer neuen Abschnittsüberschrift er-
scheint im Hinblick auf die systematische Neuord-
nung des Patentgesetzes geboten. Unter dieser 
Überschrift sollen alle Vorschriften des Patent-
gesetzes zusammengefaßt werden, die gemeinsam 
entweder für das Patentamt und das Patentgericht 
oder für das Patentamt, das Patentgericht und den 
Bundesgerichtshof gelten. 

Zu Nr. 29 

Die mit dieser Bestimmung des Entwurfs vorge-
schlagene Neufassung des § 43 Abs. 1 des Patent-
gesetzes soll ohne sachliche Änderung des gelten-
den Rechts die Möglichkeit einer Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand auch bei Versäumung solcher 
Fristen zulassen, die nach der vom Entwurf vorge-
sehenen Regelung dem Patentgericht gegenüber 
einzuhalten sind. Die übrigen Änderungen des § 43 
Abs. i haben lediglich redaktionelle Bedeutung. Die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei Ver-
säumung der nach der vorgesehenen Neufassung des 
§ 27 des Patentgesetzes einzuhaltenden Frist zur 
Nennung des Aktenzeichens einer ausländischen 
Erstanmeldung muß aus denselben Gründen ausge

-

schlossen werden, aus denen auch eine Wieder-
einsetzung in die Frist zur Abgabe der Prioritäts-
erklärung nicht zugelassen worden ist. 

Zu Nr. 30 

Die Streichung der Worte „beim Patentamt" in § 43 
Abs. 2 sieht der Entwurf nur vor, um klarzustellen, 
daß der Wiedereinsetzungsantrag nicht in jedem 
Fall beim Patentamt, sondern entweder beim Pa-
tentamt oder beim Patentgericht einzureichen ist, 
je nachdem, ob es sich um eine Frist handelt, die 
gegenüber dem Patentamt oder dem Patentgericht 
einzuhalten ist. Die ausdrückliche Erwähnung der 
Stelle, bei der die Wiedereinsetzung beantragt wer-
den muß, ist, wie die Beispiele des § 234 der Zivil-
prozeßordnung und des § 60 Abs. 2 der Verwal-
tungsgerichtsordnung zeigen, nicht erforderlich. 

Zu Nr. 31 bis 33 

Die mit diesen Bestimmungen des Entwurfs vorge-
schlagene Neufassung der §§ 44, 44a und 45 Satz 1 
ist mit Rücksicht auf die vorgesehene Bildung des 
Patentgerichts notwendig und hat nur redaktionelle 
Bedeutung. 

Zu Nr. 34 

Mit dieser Vorschrift werden erstmalig in das Pa-
tentgesetz selbst Bestimmungen über das Zustel-
lungswesen aufgenommen. Bisher ist die Regelung 
des Zustellungswesens auf Grund der dem Bundes-
minister der Justiz in § 22 des Patentgesetzes gege-
benen Ermächtigung in der Verordnung über das 
Deutsche Patentamt geschehen. Da der Entwurf mit 
Rücksicht auf die vorgesehene Umgestaltung der 
Beschwerdesenate und Nichtigkeitssenate zu einem 
Gericht die Ermächtigung an den Bundesminister der 
Justiz zur Regelung des patentamtlichen Verfahrens 
auf die Regelung des Verfahrens vor dem Patentamt 
beschränkt, ist es erforderlich, das Zustellungs-
wesen, soweit es sich um das Patentgericht handelt, 
gesetzlich zu regeln. Um eine Bleichlautende Dop-
pelregelung — einerseits im Patentgesetz selbst, 
andererseits in der Verordnung über das Deutsche 
Patentamt — zu vermeiden, sieht der Entwurf mit 
der vorgeschlagenen Einfügung des § 45a in das 
Patentgesetz eine gesetzliche Zustellungsregelung 
für das Patentgericht und das Patentamt vor. Er 
übernimmt hierbei die Regelung des bisherigen 
§ 13 der Verordnung über das Deutsche Patentamt 
— mit einer nur redaktionellen Änderung in Ab-
satz 1 Nr. 2 — und ergänzt sie um die Nummern 
3 bis 5 des Absatzes 1. 

Die in den Nummern 3 und 4 vorgesehenen Zu-
stellungserleichterungen gehen auf berechtigte 
Wünsche der beteiligten Kreise zurück. Die neu 
eingefügte Nummer 5 trägt ebenfalls einem vielfach 
geäußerten Wunsch Rechnung, in den Fällen, in 
denen ein Vertreter bestellt und die Vollmacht 
schriftlich zu der einzelnen Akte eingereicht ist, 
die Zustellung sowohl im Verfahren vor dem Pa-
tentamt als auch im Verfahren vor dem Patent-
gericht in Anlehnung an den Grundsatz des § 176 
der Zivilprozeßordnung stets an den Vertreter zu 
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richten. Für das Verfahren vor dem Patentamt ist 
es den Beteiligten freigestellt, die Vertretervoll-
macht zu den einzelnen Akten selbst einzureichen 
oder es bei einer Generalvollmacht zu belassen. Im 
Verfahren vor dem Patentgericht schreibt § 41m 
Abs. 2 des Patentgesetzes in der Fassung des Ent-
wurfs die Einreichung der Vollmacht zu den Ge-
richtsakten zwingend vor. Vor dem Patentgericht 
muß also in Zukunft stets an den Vertreter zuge-
stellt werden, wenn ein solcher bestellt ist, im Ver-
fahren vor dem Patentamt nur dann, wenn die 
Vollmacht zu der einzelnen Akte eingereicht 
worden ist. Ist dies nicht geschehen, so verbleibt 
es bei der allgemeinen Regelung des § 8 Abs. 1 
des Verwaltungszustellungsgesetzes, nach der Zu-
stellungen an einen Vertreter gerichtet werden 
können, aber nicht gerichtet werden müssen. 

Die bisherige Regelung des § 13 Abs. 2 der Ver-
ordnung über das Deutsche Patentamt ist in § 45a 
Abs. 2 lediglich aus Gründen der Gesetzestechnik 
redaktionell geändert. Die Sonderbestimmung für 
die Beschwerden nach § 28 der Ersten Durchfüh-
rungsverordnung zum Gesetz Nr. 8 der Alliierten 
Hohen Kommission vom 8. Mai 1950 (BGBl. S. 357) 
ist in die Übergangsvorschriften des Entwurfs (§ 14) 
aufgenommen worden, um mit dieser lediglich zeit-
bedingten Regelung nicht das Patentgesetz selbst 
zu belasten. 

Zu Nr. 35 

Die Änderung des § 46 des Patentgesetzes wird mit 
Rücksicht auf die Bildung des Patentgerichts vorge-
schlagen. Zunächst erscheint es zweckmäßig, in dem 
bisherigen Satz 1 dieser Vorschrift (Absatz 1 in der 
Fassung des Entwurfs) das Patentgericht ausdrück-
lich zu erwähnen. Der Entwurf wiederholt hierbei 
nur, was in Artikel 35 GG bereits allgemein und in 
§ 156 des Gerichtsverfassungsgesetzes für bürger-
liche Rechtsstreitigkeiten und Strafsachen bestimmt 
ist. 

Da das Patentgericht nach dem Entwurf alle Funk-
tionen eines echten Gerichts ausüben soll, ist es 
möglich, die in § 46 Satz 2 des geltenden Patent-
gesetzes den ordentlichen Gerichten vorbehaltene 
Befugnis zur Festsetzung von Strafen gegen Zeugen 
und Sachverständige, die nicht erscheinen oder ihre 
Aussage oder deren Beeidigung verweigern, sowie 
zur Anordnung der Vorführung eines nicht erschie-
nenen Zeugen nunmehr dem Patentgericht zu über-
tragen (§ 46 Abs. 2 in der Fassung des Entwurfs). 
Mit Rücksicht auf diese Zuständigkeit des Patent-
gerichts sieht der Entwurf in § 46 Abs. 3 auch Be-
stimmungen über die Entscheidung über ein solches 
Rechtshilfeersuchen vor. 

Zu Nr. 36 

Die in dieser Vorschrift des Entwurfs vorgeschla-
gene Zusammenfassung der Vorschriften über das 
Armenrechtsverfahren vor dem Patentamt, dem Pa-
tentgericht und dem Bundesgerichtshof unter einer 
besonderen Abschnittsüberschrift erscheint im In-
teresse einer besseren Übersichtlichkeit und im 
Hinblick auf die systematische Neugliederung des 
Patentgesetzes zweckmäßig. 

Zu Nr.  37 
Die lediglich redaktionelle Änderung des § 46a ist 
mit Rücksicht auf die Bildung des Patentgerichts 
und die Einfügung eines neuen § 46k (§ 1 Nr. 45) 
erforderlich. 

Zu Nr. 38 bis 43 

Auch bei diesen Bestimmungen des Entwurfs han-
delt es sich lediglich um redaktionelle Änderungen 
des geltenden Rechts, die mit Rücksicht auf die 
Bildung des Patentgerichts und im Hinblick auf die 
vorgeschlagene Änderung anderer Vorschriften des 
Patentgesetzes erforderlich geworden sind. 

Zu Nr. 44 

§ 46 i Abs. 3 ist durch die Änderung des § 1 der Ju-
stizbeitreibungsordnung vom 11. März 1937 (RGBl. 
I S. 298) auf Grund des Kostenänderungsgesetzes 
vom 26. .Juli 1957 (BGB1. I S. 861) gegenstandslos 
geworden. Nach § 1 Abs. 5 der Justizbeitreibungs-
ordnung werden auch die Gebühren und Auslagen 
des Patentamts und die sonstigen Ansprüche, die 
beim Patentamt entstehen, nach der Justizbeitrei-
bungsordnung beigetrieben. Das gleiche gilt nach 
der genannten Vorschrift auch für Ansprüche gegen 
Patentanwälte und Erlaubnisscheininhaber. § 46 i 
Abs. 3 kann daher ersatzlos entfallen. 

Zu Nr. 45 

Mit der in Nr. 45 vorgesehenen Einfügung eines 
neuen § 46k in das Patentgesetz wird auch für das 
Rechtsbeschwerdeverfahren die Einführung des 
Armenrechts vorgeschlagen. Die Möglichkeit der 
Bewilligung des Armenrechts erscheint mit Rück-
sicht auf die Höhe der mit der Rechtsbeschwerde zu 
zahlenden Gebühr erforderlich. Die Klärung grund-
sätzlicher Rechtsfragen soll nicht an Kostenschwie-
rigkeiten scheitern. Die Möglichkeit der Bewilligung 
des Armenrechts wird auch nicht mit Rücksicht auf 
die Bestimmung des neuen § 41y Abs. 2, nach der 
die volle oder teilweise Rückzahlung der Rechts-
beschwerdegebühr angeordnet werden kann, ent-
behrlich, da die Gebühr auch in diesen Fällen zu-
nächst gezahlt werden muß. 

Im einzelnen lehnt sich die in § 46k getroffene Re-
gelung an die Bestimmungen des § 46d über die Be-
willigung des Armenrechts im Nichtigkeitsverfah-
ren an mit der Maßgabe, daß das Gesuch um Bewil-
ligung des Armenrechts ebenso wie die Rechtsbe-
schwerde beim Bundesgerichtshof eingereicht wer-
den muß und auch nur er über das Gesuch zu be-
schließen hat. Dagegen ist es mit Rücksicht auf die 
in dem neuen § 41r Abs. 5 getroffene Regelung, 
nach der sich die Beteiligten im Verfahren über die 
Rechtsbeschwerde durch einen heim Bundesgerichts-
hof zugelassenen Rechtsanwalt als Bevollmächtig-
ten vertreten lassen müssen, erforderlich, für die 
Beiordnung als Armenanwalt nur die beim Bundes-
gerichtshof zugelassenen Rechtsanwälte vorzusehen. 
Da der Entwurf für die Einreichung des Armen-
rechtsgesuchs und für das Armenrechtsverfahren 
keinen Anwaltszwang vorsieht, soll die Möglichkeit 
bestehen, das Armenrechtsgesuch auch vor der Ge-
schäftsstelle zu Protokoll zu erklären. 
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Die in § 46k Abs. 3 vorgesehene nur entsprechende 
Anwendung des § 46h ist erforderlich, weil im 
Rechtsbeschwerdeverfahren sowohl die in § 46h 
Abs. 1 als auch die in § 46h Abs. 2 angeführten 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung anwendbar 
sein sollen. 

Zu Nr. 46 

Die Änderung des § 51 Abs. 5 des Patentgesetzes 
ist im Hinblick auf die neue Bundesgebühren-
ordnung für Rechtsanwälte notwendig geworden 
und hat lediglich redaktionelle Bedeutung. 

II. Zu Artikel 2 (Änderung des Gebrauchsmuster-
gesetzes) 

In Artikel 2 des Entwurfs werden verschiedene An-
derungen des Gebrauchsmustergesetzes vorgeschla-
gen, die überwiegend eine Folge der in Artikel 1 
vorgeschlagenen Änderungen des Patentgesetzes 
sind. Im einzelnen ist hierzu auf folgendes hinzu-
weisen: 

Zu Nr. 1 

Wegen der Begründung zur Neufassung des § 2 
Abs. 5 des Gebrauchsmustergesetzes, durch die das 
Patentamt in die Lage versetzt werden soll, dem 
Anmelder eines Gebrauchsmusters auch für die Zah-
lung der Anmeldegebühr eine Nachfrist zu setzen 
mit der Wirkung, daß bei Versäumung dieser Frist 
die Anmeldung als zurückgenommen gilt, wird auf 
die Begründung zur Neufassung des § 26 Abs. 2 des 
Patentgesetzes (§ 1 Nr. 18 des Entwurfs), der dem 
§ 2 Abs. 5 des Gebrauchsmustergesetzes entspricht, 
verwiesen. 

Zu Nr. 2 

Dieselben Grundsätze, deren Einführung der Ent-
wurf für Geheimpatente vorschlägt, müssen auch für 
Geheimgebrauchsmuster .gelten. Demgemäß sieht 
der Entwurf die entsprechende Anwendung des § 24 
Abs. 3 Satz 4 und der §§ 30a bis 30f des Patent-
gesetzes vor. 

Zu Nr. 3 

In § 4 Abs. 2 des geltenden Gebrauchsmustergeset-
zes ist die Beschwerde gegen die Beschlüsse der 
Gebrauchsmusterstelle geregelt. Hietbei unterschei-
det das Gebrauchsmustergesetz ebenso wie das Pa-
tentgesetz zwischen der gebührenfreien unbefriste-
ten und der gebührenpflichtigen befristeten Be-

schwerde. § 10 des Gebrauchsmustergesetzes regelt 
die Beschwerde gegen Beschlüsse der Gebrauchs-
musterabteilungen. 

Diese unterschiedliche Regelung der einzelnen Be-
schwerdefälle soll nunmehr ebenso wie im Patent-
gesetz beseitigt werden. Der Entwurf schlägt daher 
vor, alle Bestimmungen über die Beschwerde gegen 
Beschlüsse der Gebrauchsmusterstelle und der Ge-
brauchsmusterabteilungen in § 10 des Gebrauchs-
mustergesetzes (vgl. § 2 Nr. 9 des Entwurfs) zusam-
menzufassen und gleichzeitig ebenso wie im Patent

-

gesetz die unbefristete Beschwerde zu beseitigen. 
Bei dieser Regelung kann § 4 Abs. 2 des Gebrauchs-
mustergesetzes gestrichen werden. 

Zu Nr. 4 

Die in dieser Bestimmung des Entwurfs vorgeschla-
gene Neufassung des § 4 Abs. 3 des Gebrauchs-
mustergesetzes (nach dem Entwurf nunmehr in § 4 
Abs. 2 des Gebrauchsmustergesetzes) entspricht der 
in § 1 Nr. 12 als § 18 Abs. 5 des Patentgesetzes 
vorgeschlagenen Bestimmung. Insoweit wird auf die 
Begründung zu dieser Bestimmung verwiesen. 

Zu Nr.5 und 6 

Die in diesen Bestimmungen vorgeschlagenen Ände-
rungen des § 4 des Gebrauchsmustergesetzes glei-
chen die bisherige Regelung, in der auf verschie-
dene Bestimmungen des bisherigen § 18 des Patent-
gesetzes verwiesen wird, an die in dem Entwurf 
vorgeschlagene Neuregelung des § 18 des Patent-
gesetzes an. Insoweit wird auf die Begründung zu 
diesen Bestimmungen verwiesen. 

Zu Nr. 7 

De Streichung des § 4 Abs. 5 schlägt der Entwurf 
wiederum mit Rücksicht auf die Zusammenfassung 
der für die Beschwerde geltenden Bestimmungen 
in § 10 des Gebrauchsmustergesetzes in der Fassung 
des Entwurfs vor. Insoweit wird auf die Begründung 
zu der vom Entwurf vorgesehenen Streichung des 
§ 4 Abs. 2 des Gebrauchsmustergesetzes (vgl. § 2 
Nr. 3 des Entwurfs) verwiesen. 

Zu Nr. 8 

In dieser Bestimmung sieht der Entwurf eine An-
gleichung des § 9 Abs. 3 des Gebrauchsmusterge-
setzes an die entsprechende Regelung des § 33 Abs. 2 
des Patentgesetzes vor. Insoweit wird auf die Be-
gründung zu dieser Vorschrift (§ 1 Nr. 23 des Ent-
wurfs) verwiesen. 

Zu Nr. 9 

In § 10 des Gebrauchsmustergesetzes sollen nach 
dem Entwurf nunmehr alle Bestimmungen über 
Beschwerden in Gebrauchsmustersachen zusammen-
gefaßt werden. 

Die Neufassung des § 10 lehnt sich eng an die mit 
dem Entwurf für § 361 des Patentgesetzes vorge-
schlagene Regelung an und beseitigt insbesondere 
aus den bereits zur Änderung der §§ 21 und 34 des 
Patentgesetzes dargelegten Erwägungen die unbe-
fristete Beschwerde. 

In Absatz 4 des § 10 ist die Besetzung des für die 
Entscheidung über Gebrauchsmusterbeschwerden 
zuständigen Senats in Anlehnung an die bisherige 
Bestimmung des § 4 Abs. 5 des Gebrauchsmuster-
gesetzes geregelt. Die Bestimmung über den Vor-
sitzenden ist aus § 3 Abs. 3 der Verordnung über 
das Deutsche Patentamt übernommen worden. Für 
die Entscheidung über Beschwerden gegen Be-
schlüsse der Gebrauchsmusterabteilungen über 
Löschungsanträge sieht der Entwurf entgegen dem 
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geltenden Recht eine Besetzung mit einem rechts-
kundigen Mitglied und nicht mehr zwei, sondern 
nunmehr drei technischen Mitgliedern vor. Die Be-
setzung mit drei technischen Mitgliedern entspricht 
der Besetzung, in der der Beschwerdesenat über 
die Beschwerde gegen die Erteilung oder Versa-
gung des Patents entscheidet (vgl. § 36d Abs. 1 des 
Patentgesetzes in der Fassung des Entwurfs). Ebenso 
wie in diesen Fällen kommt es auch bei der Ent-
scheidung über Beschwerden der Gebrauchsmuster-
abteilungen über Löschungsanträge in erster Linie 
auf die Beurteilung des technischen Sachverhalts 
an. 

Die übrigen Änderungen der bisherigen Regelung 
haben nur redaktionelle Bedeutung. Wegen der Be-
gründung zur Einfügung eines neuen Satzes 4 mit 
der Verweisung auf § 36g des Patentgesetzes in 
der Fassung des Entwurfs, durch die die Frage der 
Öffentlichkeit für die Verhandlung über Gebrauchs-
musterbeschwerden geregelt wird, wird auf die Be-
gründung zu § 36g (vgl. § 1 Nr. 27 des Entwurfs) 
verwiesen. 

Die für § 10 Abs. 5 vorgesehene Regelung soll 
lediglich klarstellen, daß die gegen die Beschlüsse 
der Beschwerdesenate neu vorgesehene Rechtsbe-
schwerde auch gegen die Beschlüsse der Beschwerde-
senate in Gebrauchsmustersachen zulässig ist, wenn 
der Beschwerdesenat sie zugelassen hat. 

Zu Nr. 10 

Das geltende Recht kennt keine Zwangslizenz an 
Gebrauchsmustern. Aus der amtlichen Begründung 
zu dem Gebrauchsmustergesetz vom 5. Mai 1936 
(Blatt für Patent-, Muster- und Zeichenwesen S. 116) 
ist nicht ersichtlich, warum seinerzeit davon abge-
sehen worden ist, die Möglichkeit der Erteilung 
einer Zwangslizenz vorzusehen. Der Grund dürfte 
vermutlich darin liegen, daß — entsprechend der 
damals für Patente getroffenen Regelung — die 
Zwangslizenz erst nach einer Wartezeit von drei 
Jahren nach Erteilung hätte zum Zuge kommen sol-
len. Bei einer Schutzdauer der Gebrauchsmuster 
von zweimal drei Jahren wäre eine solche Zwangs-
lizenz in der Regel praktisch bedeutungslos gewe-
sen, da die Zwangslizenz entweder erst nach Er-
löschen des Gebrauchsmusters oder, falls das Ge-
brauchsmuster verlängert wurde, erst gegen Ende 
der zweiten Schutzperiode wirksam geworden wäre. 
Mit dem Vorschlag des Entwurfs, die Wartefrist für 
die Erteilung von Zwangslizenzen zu streichen (vgl. 
§ 1 Nr. 6 des Entwurfs), entfällt dieser Grund. Dem-
gemäß sieht der Entwurf in § 2 Nr. 10 nunmehr 
die entsprechende Anwendung der Vorschriften des 
Patentgesetzes über die Erteilung von Zwangs-
lizenzen auf eingetragene Gebrauchsmuster vor. 

Zu Nr. 11 

Zu dieser Bestimmung ist lediglich eine redaktio-
nelle Änderung des § 12 Abs. 1 des Gebrauchs-
mustergesetzes mit Rücksicht auf die gesetzliche 
Regelung des Zustellungswesens im Patentgesetz 
(§ 45a in der Fassung des Entwurfs) vorgesehen. 

Zu Nr. 12 

Die zu § 12 Abs. 2 des Gebrauchsmustergesetzes 
vorgeschlagene Änderung hat lediglich redaktio-
nelle Bedeutung. 

Zu Nr. 13 und 14 

Die in diesen Bestimmungen vorgeschlagene Neu-
fassung des § 14 Abs. 2 und 3 des Gebrauchsmuster-
gesetzes ist wegen der von der Lissabonner Konfe-
renz zur Revision der Pariser Verbandsüberein-
kunft beschlossenen Verlängerung der Fristen des 
Artikels 5 bis dieser Übereinkunft erforderlich (vgl. 
hierzu auch § 1 Nr. 2 und 3 des Entwurfs). Ferner 
wird in dieser Vorschrift mit Rücksicht auf die be-
sondere Regelung des § 16 Abs. 2 des Gesetzes 
über Arbeitnehmererfindungen ebenso wie in der 
mit dem Entwurf für § 11 Abs. 3 des Patentgesetzes 
vorgesehenen Regelung (vgl. § 1 Nr. 2 des Ent-
wurfs) eine Verlängerung der Frist für die Zahlung 
der Gebrauchsmusterverlängerungsgebühr für die 
Fälle vorgeschlagen, in denen sich das Gebrauchs-
mustereintragungsverfahren so lange hinzieht, daß 
mit der Eintragung des Gebrauchsmusters bereits 
die Verlängerungsgebühr fällig wird. Dies wird 
insbesondere bei Gebrauchsmusterhilfsanmeldungen 
(vgl. § 2 Abs. 6 des Gebrauchsmustergesetzes) häu-
figer vorkommen. 

Zu Nr. 15 

Diese Bestimmung des Entwurfs, die mit Rücksicht 
auf die neue Bundesgebührenordnung für Rechts-
anwälte erforderlich geworden ist, hat lediglich 
redaktionelle Bedeutung. 

Zu Nr. 16 

Die mit dieser Bestimmung des Entwurfs vorgese-
hene Änderung des § 20 Satz 1 ist mit Rücksicht 
auf die Bildung des Patentgerichts erforderlich. 

Zu Nr. 17 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 21 des Ge-
brauchsmustergesetzes gleicht die bisherige Fassung 
dieser Vorschrift an die gemäß § 1 Nr. 14 des Ent-
wurfs vorgesehene Neufassung der entsprechenden 
Vorschrift des § 22 des Patentgesetzes an. Auch 
diese Änderung soll der Tatsache Rechnung tragen, 
daß die Beschwerdesenate nunmehr zu einem Pa-
tentgericht umgestaltet und der Geschäftsgang der 
Beschwerdesenate künftig durch das Patentgesetz 
selbst geregelt werden soll. 

III. Zu Artikel 3 -(Änderung des Warenzeichen-
gesetzes) 

In Artikel 3 sind die mit dem Entwurf beabsichtig-
ten Änderungen des Warenzeichengesetzes zusam-
mengefaßt. Im einzelnen ist hierzu folgendes zu 
bemerken: 

Zu Nr. 1 

Durch die Neufassung des § 2 Abs. 3 des Waren- 
zeichengesetzes soll zunächst das Patentamt in die 
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Lage versetzt werden, dem Anmelder eines Waren-
zeichens auch für die Zahlung der Anmeldegebühr 
und der Klassengebühren eine Nachfrist zu setzen 
mit der Folge, daß die Anmeldung als zurückgenom-
men gilt, wenn die Gebühren nicht bis zum Ablauf 
der Nachfrist entrichtet werden. Wegen der Grande 
für diese Änderung des Warenzeichengesetzes wird 
auf die Begründung zur Neufassung des § 26 Abs. 2 
des Patentgesetzes (§ 1 Nr. 18 des Entwurfs) ver-
wiesen, der dem § 2 Abs. 3 des Warenzeichengeset-
zes entspricht. 

Die Streichung der Bestimmungen des bisherigen 
Satzes 2 des § 2 Abs. 3 des Warenzeichengesetzes, 
nach der bei einer Warenzeichenanmeldung die 
Klassengebühr nicht für mehr als 20 Klassen oder 
Unterklassen erhoben wird, war bereits im Zusam-
menhang mit der Reform der patentamtlichen Ge-
bühren durch das Gesetz über die patentamtlichen 
Gebühren vorn 22. Februar 1955 (BGBl. I S. 62) er-
wogen worden. Von der Streichung dieser Bestim-
mung im Zusammenhang mit dem Gesetz fiber die 
patentamtlichen Gebühren ist seinerzeit nur deshalb 
abgesehen worden, weil man das Warenzeichenge-
setz, das erst am 18. Juli 1953 in einer Neufassung 
verkündet worden war, nicht allein wegen der Strei-
chung dieser Bestimmung schon so kurze Zeit nach 
der Neufassung wieder ändern wollte. Bei der vor-
geschlagenen Streichung der genannten Bestimmung 
handelt es sich also urn eine nachgeholte Maßnahme 
der Gebührenreform aus dem Jahre 1955. 

In sachlicher Hinsicht erscheint ein Wegfall der 
Klassengebühr von der 21. Warenklasse an, wie ihn 
§ 2 Abs. 3 Satz 2 des Warenzeichengesetzes vor-
sieht, nicht gerechtfertigt. Je größer das Warenver-
zeichnis eines angemeldeten Warenzeichens ist, urn 
so größer ist auch der Schutz, der auf Grund der 
Eintragung für das Warenzeichen von dem Zeichen-
inhaber in Anspruch genommen werden kann. Die 
Gebührenpflichtigkeit auch der über 20 Warenklas-
sen hinausgehenden Klassen ist auch deshalb ge-
boten, weil dadurch dem vielfach nicht berechtigten 
Streben der Zeichenanmelder, das Warenverzeich-
nis des angemeldeten Warenzeichens im Interesse 
der Erlangung eines möglichst großen Schutzum-
fangs auf möglichst viele Warenklassen auszudeh-
nen, entgegengewirkt werden kann. 

Zu Nr.  2 und 3 

Die Bestimmung des bisherigen § 2 Abs. 5 des 
Warenzeichengesetzes; nach der die amtliche Fest-
setzung .der Anzahl der durch eine Anmeldung be-
troffenen Klassen und Unterklassen unanfechtbar 
ist, ist mit der Generalklausel des Artikels 19 Abs. 4 
GG nicht vereinbar. Es ist in diesem Zusammenhang 
insbesondere zu berücksichtigen, daß von der Fest-
setzung der Anzahl der durch eine Anmeldung be-
troffenen Klassen und Unterklassen die Höhe der 
zu zahlenden Klassengebühr abhängig ist. Der Ent-
wurf sieht deshalb die ersatzlose Streichung dieser 
Bestimmung vor. 

Zu Nr. 4 

Die vorgeschlagene Einfügung einer neuen Num

-

mer 3a in § 4 Abs. 2 des Warenzeichengesetzes ist 
wegen der von der Lissabonner Revisionskonferenz 

beschlossenen Neufassung des Artikels 6 ter  der 
Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des ge-
werblichen Eigentums notwendig geworden. Durch 
die Neufassung sind nunmehr auch die Bezeichnun-
gen der internationalen zwischenstaatlichen Organi-
sationen, denen ein oder mehrere Mitgliedstaaten 
der Pariser Verbandsübereinkunft angehören, in 
cien Schutz des Artikels 6 ter  einbezogen worden. 
Damit wird es erforderlich, außer den in § 4 Abs. 2 
Nr. 2 genannten Staatswappen, Staatsflaggen und 
anderen staatlichen Hoheitszeichen sowie den in § 4 
Abs. 2 Nr. 3 erwähnten amtlichen Prüf- und Ge-
währzeichen auch die Bezeichnungen der internatio-
nalen zwischenstaatlichen Organisationen von der 
Möglichkeit der Eintragung als Warenzeichen aus-
zuschließen. 

Den Schutz dieser Bezeichnungen ebenso wie den 
Schutz der amtlichen Prüf- und Gewährzeichen von 
einer Bekanntmachung im Bundesgesetzblatt ab-
hängig zu machen, ist deshalb notwendig, weil die 
einzelnen Wappen, Flaggen, Kennzeichen, Siegel 
oder sonstigen Bezeichnungen der internationalen 
zwischenstaatlichen Organisationen ebenso wie die 
Prüf- und Gewährzeichen nicht so bekannt sind wie 
die staatlichen Wappen und Flaggen, für die es nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 2 des Warenzeichengesetzes einer 
Bekanntmachung im Bundesgesetzblatt nicht bedarf. 

Zu Nr. 5 

Die in dieser Bestimmung vorgeschlagene Ände-
rung des § 4 Abs. 4 Satz 1 des Warenzeichengeset-
zes ist auf die Einfügung der neuen Nummer 3a in 
§ 4 Abs. 2 des Warenzeichengesetzes zurückzufüh-
ren und hat nur redaktionelle Bedeutung. 

Zu Nr. 6 

Die Einfügung eines neuen Satzes 2 in § 5 Abs. 4 
des Warenzeichengesetzes geht ebenfalls auf die 
Änderung der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums durch die Lissa-
bonner Staatenkonferenz zurück. Die Lissabonner 
Fassung dieser Übereinkunft enthält einen neuen 
Artikels 6 septies der folgenden Wortlaut hat: 

„(1) Beantragt der Agent oder der Vertreter des-
sen, der in einem der Verbandsländer Inhaber 
einer Marke ist, ohne dessen Zustimmung die Ein-
tragung dieser Marke auf seinen eigenen Namen 
in einem oder mehreren dieser Länder, so ist der 
Inhaber berechtigt, der beantragten Eintragung zu 
widersprechen oder die Löschung oder, wenn das 
Gesetz des Landes es zuläßt, die Übertragung die-
ser Eintragung zu seinen Gunsten zu verlangen, 
es sei denn, daß der Agent oder Vertreter seine 
Handlungsweise rechtfertigt. 

(2) Der Inhaber der Marke ist unter den Voraus-
setzungen des Absatzes 1 berechtigt, sich dem 
Gebrauch seiner Marke durch seinen Agenten 
oder Vertreter zu widersetzen, wenn er diesen 
Gebrauch nicht gestattet hat. 

(3) Den Landesgesetzgebungen steht es frei, eine 
angemessene Frist zu bestimmen, innerhalb wel-
cher der Inhaber einer Marke seine in diesem Ar-
tikel vorgesehenen Rechte geltend machen muß." 
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Für die Ratifikation der Lissabonner Fassung der Pa-
riser Verbandsübereinkunft ist mit Rücksicht auf 
diese Bestimmung auch eine Änderung der §§ 5 und 
11 des Warenzeichengesetzes erforderlich. Nach der 
bisherigen Fassung des § 5 Abs. 4 und des § 11 
Abs. 1 Nr. 1 können nur solche Personen gegen die 
Anmeldung eines Warenzeichens Widerspruch er-
heben oder auf Löschung eines eingetragenen Wa-
renzeichens klagen, auf deren Namen ein entgegen-
stehendes Zeichen beim Deutschen Patentamt ange-
meldet oder eingetragen ist. Nach der neuen Vor-
schrift des Artikels 6 septies  der Pariser Verbands-
übereinkunft soll nunmehr aber der Inhaber eines 
Warenzeichens gegen seinen ungetreuen Agenten 
oder Vertreter auch dann im Wege des Wider-
spruchs- oder Löschungsverfahrens vorgehen kön-
nen, wenn er in dem Staat, in dem der Agent oder 
Vertreter das Warenzeichen ohne Zustimmung des 
Zeicheninhabers auf seinen eigenen Namen ange-
meldet hat, selbst das Warenzeichen nicht früher 
angemeldet hat. Aus diesem Grunde ist es erforder-
lich, die Berechtigung zur Erhebung des Wider-
spruchs in § 5 Abs. 4 und die Berechtigung zur Er-
hebung der Löschungsklage in § 11 Abs. 1 Nr. 1 des 
Warenzeichengesetzes auf diese Fälle zu erweitern. 

In der vom Entwurf für den neuen Satz 2 des § 5 
Abs. 4 des Warenzeichengesetzes vorgeschlagenen 
Fassung wird der Begriff des Agenten oder Ver-
treters nicht verwendet. Diese Begriffe sind in der 
Pariser Verbandsübereinkunft im Sinne auslän-
discher Rechtsordnungen, insbesondere im Sinne 
des englischen und französischen Rechts, verwendet 
worden. Die bloße Übersetzung dieser Begriffe 
würde im deutschen Recht zu Mißverständnissen 
und zu einer der gewollten Bedeutung nicht gerecht 
werdenden Auslegung führen können. Nach dem 
Sinn und Zweck des neuen Artikels 6 septies  der 
Pariser Verbandsübereinkunft sollen mit diesen Be-
griffen alle Personen erfaßt werden, die auf Grund 
eines Arbeits- oder Vertragsverhältnisses zu einer 
Tätigkeit im Interesse der Widersprechenden ver-
pflichtet sind. Der Entwurf umschreibt deshalb diese 
Begriffe dadurch, daß er die Berechtigung zur Erhe-
bung des Widerspruchs von dem Vorliegen eines 
Arbeits- oder sonstigen Vertragsverhältnisses ab-
hängig macht, auf Grund dessen der Anmelder die 
Interessen des Widersprechenden im geschäftlichen 
Verkehr wahrzunehmen hat. Bei dieser Formulie-
rung lehnt sich der Entwurf an die Fassung der 
§§ 86 und 384 HGB an. 

Die Widerspruchsberechtigung auf Grund des neuen 
Satzes 2 des § 5 Abs. 4 des Warenzeichengesetzes 
setzt die Benutzung oder Anmeldung eines mit dem 
von dem Agenten oder Vertreter angemeldeten 
Zeichen übereistimmenden oder verwechslungsfä-
higen Zeichens durch den Widersprechenden in 
einem anderen Staat für gleiche oder gleichartige 
Waren voraus. Die Voraussetzung der Warengleich-
heit oder Warengleichartigkeit zwischen dem Wi-
derspruchszeichen und dem von dem Agenten oder 
Vertreter angemeldeten Zeichen ist in dem gesetz-
lichen Tatbestand des Artikels 6 septies  der Pariser 
Verbandsübereinkunft nicht enthalten. Gleichwohl 
ist davon auszugehen, daß auch Artikel 6 septies 

 nur unter der Voraussetzung der Warengleichheit 

oder Warengleichartigkeit Anwendung finden kann, 
da ohne dieses Tatbestandsmerkmal mit Rücksicht 
darauf, daß jeder Dritte das Zeichen anmelden kann, 
ohne in Rechte des Zeicheninhabers einzugreifen, 
auch ein Rechtfertigungsgrund für den Ausschluß 
des Agenten oder Vertreters von der Anmeldung 
eines mit dem Zeichen seines Geschäftsherrn über-
einstimmenden oder verwechslungsfähigen Zeichens 
nicht besteht. 

Zu Nr. 7 

Der bisherige Satz 2 des § 5 Abs. 4 ist nur mit Rück-
sicht auf die Einfügung des neuen Satzes 2 redak-
tionell geändert. 

Zu Nr. 8 

Die in dieser Bestimmung des Entwurfs vorgesehene 
Änderung des § 5 Abs. 5 Satz 1 des Warenzeichen-
gesetzes hat lediglich redaktionelle Bedeutung. Sie 
ist erforderlich, weil der Entwurf nunmehr für alle 
Fälle einer fristgebundenen Gebühr, die nach dem 
Wortlaut des geltenden Rechts „mit" einem Rechts-
behelf zu entrichten ist, die Zahlung innerhalb der 
für die Einlegung des Rechtsbehelfs vorgesehenen 
Frist vorsieht. Eine sachliche Änderung ist hiermit 
nicht verbunden. Die Rechtsprechung hat in diesen 
Fällen trotz des scheinbar entgegenstehenden Wort-
lauts auch bisher schon die Entrichtung der Gebühr 
bis zum Ablauf der für den Rechtsbehelf als solchen 
gesetzten Frist zugelassen. 

Die Höhe der Gebühr braucht in § 5 Abs. 5 Satz 1 
des Warenzeichengesetzes nicht mehr erwähnt zu 
werden, da sie bereits bei der im Jahre 1955 durch-
geführten Gebührenreform in das Gesetz über die 
patentamtlichen Gebühren übernommen worden ist. 

Zu Nr. 9 

In dieser Bestimmung sieht der Entwurf eine redak-
tionelle Angleichung des § 5 Abs. 6 des Waren-
zeichengesetzes an die mit dem Entwurf für § 33 
Abs. 2 des Patentgesetzes vorgeschlagene Neufas-
sung vor. Eine sachliche Änderung des geltenden 
Rechts ist mit der Neuregelung nur insofern ver-
bunden, als die bisherige Unanfechtbarkeit der Ko-
stenentscheidung beseitigt wird. Wegen der 
Gründe hierfür wird auf die Begründung zu der 
Neufassung des § 33 des Patentgesetzes (vgl. § 1 
Nr. 23 des Entwurfs) verwiesen. 

Zu Nr. 10 

Mit dieser Bestimmung sieht der Entwurf eine An-
gleichung der bisherigen Regelung des § 6 Abs. 1 
und 2 an die entsprechende Regelung des § 35 des 
Patentgesetzes vor, der nach dem Entwurf (vgl. § 1 
Nr. 25) ebenfalls neu gefaßt werden soll. Eine 
sachliche Änderung des geltenden Rechts ist mit 
dieser Neufassung, die in erster Linie mit Rücksicht 
auf die Bildung des Patentgerichts notwendig ist, 
nicht verbunden. 

Zu Nr. 11 

Für die Änderung des § 6 Abs. 2 Satz 2 des Waren

-

zeichengesetzes sind dieselben Erwägungen maßge- 
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bend, die zu der Änderung des § 5 Abs. 5 Satz 1 
des Warenzeichengesetzes Anlaß geben. Insoweit 
wird auf die Begründung zu § 3 Nr. 8 des Entwurfs 
verwiesen. 

Zu Nr. 12 

Für § 6a Abs. 4 Satz 1 und 2 sieht der Entwurf nur 
eine redaktionelle Änderung vor, die mit Rücksicht 
auf die vorgeschlagene Neufassung des § 6 Abs. 1 
und 2 erforderlich ist. 

Zu Nr. 13 

Die Streichung dieser Bestimmung ist wegen der 
Generalklausel des Artikels 19 Abs. 4 GG erforder-
lich. 

Zu Nr. 14 und 15 

Die in diesen Bestimmungen vorgeschlagene Neu-
fassung der Absätze 2 und 3 des § 9 des Waren-
zeichengesetzes beruht auf der in der Lissabonner 
Fassung der Pariser Verbandsübereinkunft vorge-
nommenen Verlängerung der Fristen in Artikel 5 bis 
dieser Übereinkunft (vgl. hierzu auch § 1 Nr. 2 und 
3 und § 2 Nr. 13 und 14 des Entwurfs). Die Strei-
chung des bisherigen Satzes 3 des § 9 Abs. 2 ist 
eine Folge der Streichung des § 2 Abs. 3 Satz 2 des 
Warenzeichengesetzes (vgl. § 3 Nr. i des Entwurfs). 
Durch die Änderung des bisherigen Satzes 4 soll 
ein auf Grund des geltenden Rechts entstandener 
Auslegungszweifel über den Zeitpunkt der Fällig-
keit der Verlängerungsgebühr beseitigt werden. 
Diese Änderung dient insofern nur der Klarstellung. 

Zu Nr. 16 

Die Änderung des § 10 Abs. 3 Satz 4 des Waren-
zeichengesetzes ist lediglich wegen der Streichung 
in § 5 Abs. 6 des Warenzeichengesetzes (vgl. § 3 
Nr. 9 des Entwurfs) notwendig und hat somit nur 
redaktionelle Bedeutung. 

Zu Nr. 17 

Die in dieser Bestimmung vorgeschlagene Einfügung 
einer neuen Nummer la in § 11  Abs. 1 des Waren-
zeichengesetzes ist ebenso wie die Einfügung eines 
neuen Satzes 2 in § 5 Abs. 4 des Warenzeichen-
gesetzes wegen der neuen Vorschrift des Artikels 
6 septies in der Lissabonner Fassung der Pariser 
Verbandsübereinkunft geboten. Insoweit wird auf 
die Begründung zu § 3 Nr. 6 des Entwurfs verwie-
sen. Der Unterschied zwischen den Nr. 6 und 17 des 
§ 3 des. Entwurfs besteht lediglich darin, daß es sich 
in Nr. 6 um die Berechtigung zur Erhebung des Wi-
derspruchs und in Nr. 17 um die Berechtigung zur 
Erhebung einer Löschungsklage gegen das von dem 
ungetreuen Agenten oder Vertreter angemeldete 
Warenzeichen handelt. Da Artikel 6 septies  der Pari-
ser Verbandsübereinkunft neben dem Widerspruch 
im Eintragungsverfahren ausdrücklich auch die Lö-
schungsklage vorsieht, ist es notwendig, außer § 5 
Abs. 4 auch § 11 Abs. 1 des Warenzeichengesetzes 
zu ändern. 

Zu Nr. 18 

Die Änderung des § 12 Abs. 1 hat nur redaktionelle 
Bedeutung. Sie ist erforderlich, weil nach Bildung 
des Patentgerichts nicht mehr von dem „für Patent-
angelegenheiten maßgebenden Verfahren" gespro-
chen werden kann, sondern auf die „Vorschriften 
des Patentgesetzes über das Verfahren vor dem 
Patentamt" abgestellt werden muß. 

Zu Nr. 19 

Die Änderung des § 12 Abs. 2 Nr. 2 soll diese Vor-
schrift an die entsprechenden Bestimmungen des 
§ 18 Abs. 1 Nr. 2 des Patentgesetzes und des § 4 
Abs. 4 (nach dem Entwurf Abs. 3) des Gebrauchs-
mustergesetzes angleichen. 

Zu Nr. 20 

Die Streichung des § 12 Abs. 2 Nr. 3 des Waren-
zeichengesetzes ist eine Folge der Umgestaltung der 
Beschwerdesenate zu einem Gericht. Eine besondere 
Vorschrift über die Bildung der Beschwerdesenate 
für Warenzeichensachen ist nach der mit dem Ent-
wurf vorgeschlagenen systematischen Neugliede-
rung des Patentgesetzes nicht mehr erforderlich. Es 
erscheint vielmehr ausreichend, daß § 13 des Waren-
zeichengesetzes in der nach dem Entwurf vorge-
sehenen Neufassung (vgl. § 3 Nr. 25 des Entwurfs) 
die Beschwerde an das Patentgericht zuläßt und 
einen Beschwerdesenat für die Entscheidung über 
die Beschwerde für zuständig erklärt. 

Zu Nr. 21 

Mit dieser Bestimmung schlägt der Entwurf die 
Übernahme der bisher in § 2 der Verordnung über 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Patent- und 
Warenzeichenrechts vom 1. August 1953 (BGBl. I 
S. 715) enthaltenen Regelung in das Warenzeichen-
gesetz vor. Diese Änderung erscheint aus denselben 
Gründen geboten, aus denen die Übernahme des 
§ 1 Abs. 2 der genannten Verordnung in das Patent-
gesetz vorgesehen ist. Insoweit wird auf die Be-
gründung zu § 18 Abs. 4 des Patentgesetzes in der 
Fassung des Entwurfs (§ 1 Nr. 12) verwiesen. 

Zu Nr. 22 

Die in dieser Bestimmung vorgeschlagene Neufas-
sung des § 12 Abs. 5 des Warenzeichengesetzes ent-
spricht der in § 1 Nr. 12 als § 18 Abs. 5 des Patent-
gesetzes vorgeschlagenen Bestimmung. Insoweit 
wird auf die Begründung zu dem neuen § 18 Abs. 5 
verwiesen. 

Zu Nr. 23 

Die in dieser Bestimmung vorgeschlagene Ergän-
zung des § 12 des Warenzeichengesetzes soll für die 
Prüfer in Warenzeichensachen und die Mitglieder 
der Warenzeichenabteilungen hinsichtlich der Aus-
schließung und Ablehnung im Warenzeichenverfah-
ren denselben Rechtszustand herstellen, wie er für 
die Prüfer in Patentsachen und die Mitglieder der 
Patentabteilungen und Gebrauchsmusterabteilungen 
gelten soll (vgl. den neuen § 18 Abs. 6 des Patent- 
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gesetzes — § 1 Nr. 12 des Entwurfs — und den 
neuen § 4 Abs. 4 des Gebrauchsmustergesetzes —
§ 2 Nr. 6 des Entwurfs). Wegen der Begründung im 
einzelnen wird auf die Begründung zu § 1 Nr. 12 
des Entwurfs verwiesen. 

Zu Nr. 24 

Der bisherige § 12 Abs. 7 des Warenzeichengeset
-

zes kann ersatzlos gestrichen werden, weil der Ent

-

wurf die Beseitigung des Großen Senats vorschlägt. 

Zu Nr. 25 

In dieser Bestimmung sieht der Entwurf eine Neu-
fassung der für die Beschwerde in Warenzeichen-
sachen geltenden Regelung vor. Er lehnt sich hier-
bei an die für § 361 des Patentgesetzes vorgeschla-
gene Regelung für Beschwerden in Patentsachen an. 
Insoweit wird auf die Begründung zu § 361 (§ 1 
Nr. 27 des Entwurfs) verwiesen. 

Die in dem neuen Absatz 4 des § 13 vorgesehene 
Regelung für die Besetzung der Beschwerdesenate 
in Warenzeichensachen ist aus § 12 Abs. 6 des gel-
tenden Warenzeichengesetzes übernommen mit dem 
Unterschied, daß der Entwurf, wie es der langjäh-
rigen Übung sowohl des Reichspatentamts als auch 
des Deutschen Patentamts entspricht, nunmehr stets 
eine Besetzung mit drei rechtskundigen Mitgliedern 
vorschreibt. 

Mit dem Absatz 5 des § 13 soll lediglich klarge-
stellt werden, daß auch gegen die Beschlüsse der 
Beschwerdesenate für Warenzeichen die Rechts-
beschwerde an den Bundesgerichtshof unter den 
Voraussetzungen stattfinden soll, die das Patent-
gesetz hierfür vorsieht. 

Zu Nr. 26 

Die Änderung des § 27 des Warenzeichengesetzes 
ist mit Rücksicht auf die durch die Beschlüsse der 
Lissabonner Konferenz notwendig gewordene Ände-
rung des § 4 des Warenzeichengesetzes erforderlich. 

Zu Nr. 27 

Mit dieser Bestimmung gleicht der Entwurf die Re-
gelung des § 32 Abs. 5 des Warenzeichengesetzes 
an die neue Bundesgebührenordnung für Rechtsan-
wälte an. Die Änderung hat nur redaktionelle Be-
deutung. 

Zu Nr. 28 

Die Änderung des § 35 Abs. 2 Satz 2 ist mit Rück-
sicht auf die vorgesehene Bildung des Patentgerichts 
notwendig. 

Zu Nr. 29 

Die in dieser Bestimmung des Entwurfs vorgeschla-
gene Neufassung des § 36 des Warenzeichengeset-
zes gleicht die bisherige Fassung dieser Vorschrift 
an die gemäß § 1 Nr. 14 des Entwurfs vorgesehene 
Neufassung der entsprechenden Vorschrift des § 22 
des Patentgesetzes und die gemäß § 2 Nr. 17 des 
Entwurfs vorgesehene Neufassung des § 21 des Ge

-

brauchsmustergesetzes an.  Auch diese Änderung 
soll lediglich der Tatsache Rechnung tragen, daß der 
Entwurf nunmehr die Verselbständigung der Be-
schwerdesenate zu einem besonderen Patentgericht 
vorsieht und deshalb der Geschäftsgang der Senate 
für Warenzeichensachen sowie das Zustellungs-
wesen im Warenzeichenverfahren künftig durch das 
Warenzeichengesetz selbst in Verbindung mit den 
entsprechenden Vorschriften des Patentgesetzes ge-
regelt werden sollen. 

IV. Zu Artikel 4 (Änderung des Gesetzes über die 
patentamtlichen Gebühren) 

Die in dieser Vorschrift des Entwurfs vorgeschla-
gene Änderung des Gesetzes über die patentamt-
lichen Gebühren ist mit Rücksicht auf die vorgese-
hene Bildung des Patentgerichts erforderlich, weil 
das Verfahren vor dem Patentgericht nicht mehr als 
patentamtliches Verfahren und die in diesem Ver-
fahren zu entrichtenden Gebühren nicht mehr als 
patentamtliche Gebühren bezeichnet werden kön-
nen. Die vorgesehenen Änderungen des genannten 
Gesetzes haben jedoch nur redaktionelle Bedeu-
tung. 

V. Zu Artikel 5 (Änderung weiterer Gesetze) 

In diesem Artikel des Entwurfs sind die Änderun-
gen einiger weiterer Gesetze zusammengefaßt, die 
aus Anlaß der Bildung des Patentgerichts notwen-
dig werden. Im einzelnen ist hierzu folgendes zu 
bemerken: 

1. Zu § 5 

In dieser Vorschrift wird eine Änderung des Fünf-
ten Überleitungsgesetzes auf dem Gebiet des ge-
werblichen Rechtsschutzes vorgeschlagen. Sie soll 
klarstellen, daß über die Beschwerde gegen Be-
schlüsse der Urheberrechtsabteilung des Patentamts 
in Geschmacksmustersachen (Artikel 4 des Fünften 
Überleitungsgesetzes) nunmehr das Patentgericht 
entscheiden soll und daß auch gegen diese Be-
schlüsse des Patentgerichts die Rechtsbeschwerde 
an den Bundesgerichtshof zugelassen werden kann. 

2. Zu § 6 

Die in dieser Vorschrift des Entwurfs zunächst vor-
gesehene Änderung des § 30 Abs. 2 des Gesetzes 
über Arbeitnehmererfindungen ist notwendig, weil 
diese Bestimmung bisher eine Berufung des Vor-
sitzenden der Schiedsstelle für Arbeitnehmererfin-
dungen und seines Vertreters nur aus den Mitglie-
dern des Patentamts vorsieht, auch in Zukunft aber 
weiterhin die Möglichkeit bestehen soll, den Vor-
sitzenden der Schiedsstelle und seinen Vertreter 
aus den Mitgliedern der Senate auszuwählen, die 
nach der vorgesehenen Bildung des Patentgerichts 
nicht mehr zum Patentamt, sondern zum Patent-
gericht gehören werden. 

Durch die Einfügung des neuen Absatzes 6 in § 30 
des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen soll 
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vermieden werden, daß der Präsident des Patent-
amts in den Fällen, in denen ein Mitglied des 
Patentgerichts den Vorsitz in der beim Patentamt 
gebildeten Schiedsstelle führt, die Dienstaufsicht 
über einen Richter ausübt, der dem die Entscheidun-
gen des Patentamts nachprüfenden Gericht angehört. 
Eine derartige Dienstaufsicht begegnet mit Rück-
sicht auf die Unabhängigkeit der Richter des Patent-
gerichts Bedenken. 

3. Zu § 7 
 

Die in dieser Vorschrift des Entwurfs vorgeschla-
gene Neuregelung der Dienstaufsicht über die nach 
dem Gesetz über die Eingliederung des Saarlandes 
auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes 
beim Patentamt gebildete Schiedsstelle ist mit 
Rücksicht auf die mit § 6 des Entwurfs beabsich-
tigte Neuregelung der Dienstaufsicht über die 
Schiedsstelle für Arbeitnehmererfindungen vorge-
sehen. Es erscheint zweckmäßig, die Dienstaufsicht 
über die beiden beim Patentamt gebildeten Schieds-
stellen einheitlich zu gestalten. 

4. Zu § 8 
In § 66 der Bundesgebührenordnung für Rechtsan-
wälte sind die Vorschriften des Dritten Abschnitts 
dieser Gebührenordnung (Gebühren in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten und in ähnlichen Verfahren) 
bereits für das Verfahren wegen Erklärung der 
Nichtigkeit oder Zurücknahme eines Patents sowie 
wegen Erteilung von Zwangslizenzen für entspre-
chend anwendbar erklärt worden. Diese Bestim-
mung muß nunmehr mit Rücksicht auf die vor-
gesehene Bildung des Patentgerichts redaktionell 
geändert und sachlich auf das Beschwerdeverfahren 
vor dem Patentgericht und das Rechtsbeschwerde-
verfahren vor dem Bundesgerichtshof ausgedehnt 
werden. Das Verfahren wegen Erklärung der Nich-
tigkeit oder Zurücknahme des Patents oder wegen 
Erteilung einer Zwangslizenz wird nach der mit dem 
Entwurf vorgeschlagenen Neufassung des § 37 
Abs. 1 des Patentgesetzes durch Klage eingeleitet. 
Daher soll der Rechtsanwalt in sinngemäßer An-
wendung des Dritten Abschnitts der Gebührenord-
nung, die der Entwurf in § 66 Abs. 1 vorsieht, in 
den genannten Verfahren die Gebühren erhalten, 
die in den §§ 31 ff. der Gebührenordnung bestimmt 
sind. Das gleiche soll aber auch für die Beschwerde-
verfahren vor dem Patentgericht gelten, weil es sich 
bei der Beschwerde um einen Rechtsbehelf nach Art 
einer Anfechtungsklage handelt. 

Die Gebühren, die in den §§ 31 ff. der Rechtsan-
waltsgebührenordnung für Klageverfahren vorge-
sehen sind, lassen sich jedoch für Beschwerdever-
fahren über untergeordnete Fragen, in denen nicht 
über die Anmeldung selbst entschieden wird, nicht 
rechtfertigen. In Anlehnung an die für den Verwal-
tungsgerichtsprozeß in § 114 Abs. 6 der Rechts-
anwaltsgebührenordnung getroffenen Regelung bil-
ligt daher Absatz 2 Satz 1 des § 66 für solche Ver-
fahren nur drei Zehntel der in § 31 bestimmten Ge-
bühren zu. 

Für das Rechtsbeschwerdeverfahren ist eine ent

-

sprechende Ermäßigung nicht vorgesehen. Da es 

sich im Rechtsbeschwerdeverfahren um grundsätz-
liche Rechtsfragen handelt, wird von dem Rechts-
anwalt stets eine besonders gründliche Bearbeitung 
erwartet. 

Für § 66 Abs. 2 Satz 2 sieht der Entwurf entspre-
chend einem allgemeinen Grundsatz der Bundesge-
bührenordnung für Rechtsanwälte vor, daß sich die 
Drei-Zehntel-Gebühren, die nach Satz 1 entstehen, 
nicht nach §§ 32 und 33 Abs. 1 der Gebührenord-
nung noch weiter ermäßigen. 

Da die Rechtsbeschwerde einer Revision und die 
Beschwerde nach § 42m des Patentgesetzes in der 
Fassung des Entwurfs einer Berufung entsprechen, 
sollen sich die Gebühren in diesen Verfahren um 
drei Zehntel erhöhen (§ 66 Abs. 3 in der Fassung 
des Entwurfs). 

5. Zu § 9 
Die in dieser Vorschrift vorgesehene Änderung der 
Justizbeitreibungsordnung ist wegen der Bildung 
des Patentgerichts erforderlich. Aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung soll die Amtskasse des 
Patentamts auch die Aufgaben einer Gerichtskasse 
des Patentgerichts übernehmen. Der Grundsatz der 
Gewaltentrennung steht dieser Zusammenfassung 
nicht entgegen. 

6. Zu § 10 

Die Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes ist 
ebenfalls wegen der Bildung des Patentgerichts not-
wendig geworden: die neuen Stellen des Präsi-
denten und des Vizepräsidenten des Patentgerichts 
müssen in das Bundesbesoldungsgesetz einbezogen 
werden. Die vorgeschlagene Einstufung beider Stel-
len entspricht der Einstufung der entsprechenden 
Stellen bei den großen Oberlandesgerichten. Die Ein-
richtung der Stelle eines Vizepräsidenten des Pa-
tentgerichts erscheint mit Rücksicht auf die Bedeu-
tung, Größe und Zusammensetzung dieses Gerichts 
geboten. 

VI. Zu Artikel 6 (Übergangs- und Schlußbestim-
mungen) 

In diesem Artikel sind die Übergangs- und Schluß-
bestimmungen des Entwurfs zusammengefaßt. Im 
einzelnen ist hierzu auf folgendes hinzuweisen: 

1. Zu § 11 

Diese Vorschrift trifft die notwendige Übergangs-
regelung für die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes bei den Beschwerdesenaten und Nichtig-
keitssenaten des Patentamts anhängigen Verfahren, 
ferner für die in diesem Zeitpunkt noch anfecht-
baren Entscheidungen des Patentamts und schließ-
lich für diejenigen Entscheidungen des Patentamts, 
die bereits bei den Verwaltungsgerichten angefoch-
ten worden sind. 

Die Überleitung der im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes bei den Beschwerdesenaten und Nich-
tigkeitssenaten des Patentamts anhängigen Verfah-
ren auf das aus diesen Senaten zu bildende Patent- 
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gericht erscheint unproblematisch, zumal da nach 
der vorgeschlagenen Vorschrift des § 41a Abs. 2 
des Patentgesetzes in der Fassung des Entwurfs von 
der Ausübung des Amts als Richter auch ausge-
schlossen sein soll, wer bei dem vorausgegangenen, 
Verfahren vor dem Patentamt mitgewirkt hat. Her-
vorzuheben ist, daß die von den Senaten des Patent-
amts auf das Patentgericht übergeleiteten Verfahren 
von Anfang an neu durchgeführt werden müssen, 
weil es sich im Verfahren vor dem Patentgericht 
erstmals um ein gerichtliches Verfahren handelt und 
es nicht angängig erscheint, die nichtgerichtlichen 
Verfahren vor den Beschwerdesenaten des Patent-
amts in der Lage, in der sie sich bei Inkrafttreten 
des Gesetzes befinden, als gerichtliche Verfahren 
vor dem Patentgericht fortzusetzen. Eine solche Re-
gelung wäre im Hinblick auf die Erfordernisse des 
Artikels 19 Abs. 4 GG bedenklich. 

Schwieriger ist die Frage zu entscheiden, welche 
Übergangsregelung für diejenigen Entscheidungen 
des Patentamts getroffen werden soll, die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Gesetzes bei den Ver-
waltungsgerichten entweder schon angefochten wor-
den sind oder noch angefochten werden können. 
Hierbei handelt es sich um die Frage, ob es inso-
weit bei dem von den Beteiligten bereits beschrit-
tenen oder ihnen jedenfalls offenstehenden Rechts-
weg zu den Verwaltungsgerichten sein Bewenden 
haben oder ob auch für diese Verfahren der Rechts-
weg zu dem Patentgericht eröffnet werden soll. Die 
Bundesregierung hält trotz gewisser Bedenken die 
Eröffnung des Rechtswegs zu dem Patentgericht für 
sachgerechter. 

Bereits im Allgemeinen Teil der Begründung (Ab-
schnitt A II.) ist im einzelnen dargelegt, daß die 
Möglichkeit der Anfechtung von Entscheidungen des 
Patentamts bei den allgemeinen Verwaltungsgerich-
ten zu einer unerwünschten Verlängerung des Er-
teilungsverfahrens führt und die Verwaltungsge-
richte mit einer Aufgabe belastet, die ihnen insbe-
sondere deshalb kaum zugemutet werden kann, 
weil es sich bei diesen Verfahren vielfach um die 
Beurteilung oft schwierigster technischer Tatbe-
stände handelt. Schon aus diesen Gründen hält es 
die Bundesregierung für angezeigt, auch in der 
Übergangsregelung den Rechtsweg zu dem sach-
näheren und für die spezielle Aufgabe geeigneter 
zusammengesetzten Patentgericht vorzusehen. 

Diese Regelung erscheint aber auch aus verfassungs-
rechtlichen Erwägungen wünschenswert. Würde 
man es für die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes bereits angefochtenen oder noch anfecht-
baren Entscheidungen des Patentamts bei der Zu-
ständigkeit der allgemeinen Verwaltungsgerichte 
belassen, so wären für eine Übergangszeit, d. h. bis 
zum Abschluß der verwaltungsgerichtlichen Verfah-
ren, nebeneinander sowohl die Verwaltungsgerichte 
als auch das Patentgericht für dasselbe Rechtsge-
biet zuständig. Der Rechtsmittelzug gegen Entschei-
dungen der Verwaltungsgerichte führt an das Bun-
desverwaltungsgericht, der Rechtsmittelzug gegen 
Entscheidungen des Patentgerichts an den Bundes-
gerichtshof. Die Zuständigkeit zweier oberer Bun-
desgerichte für dasselbe Rechtsgebiet würde aber 
dem in den Artikeln 95 und 96 des Grundgesetzes 

zur Wahrung der Rechtseinheit geschaffenen System 
widersprechen. Aus Artikel 96 des Grundgesetzes 
ist der Wille des Grundgesetzgebers zu entnehmen, 
daß für jedes Gebiet der Gerichtsbarkeit grundsätz-
lich nur ein oberes Bundesgericht zuständig sein 
soll. 

Gegen die vorgeschlagene Übergangsregelung 
spricht auch nicht die Erwägung, daß durch die Er-
öffnung des Rechtswegs zu dem Patentgericht die 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren, in denen Ent-
scheidungen der Beschwerdesenate des Patentamts 
nachgeprüft werden sollten, nunmehr gerade auf 
die Stellen übergeleitet würden, die die angefochte-
nen Entscheidungen getroffen hätten. Das Patent-
gericht soil zwar aus den Senaten des Patentamts 
gebildet werden, wird aber ein mit allen richter-
lichen Garantien ausgestattetes Gericht sein und 
kann deshalb mit den Senaten des Patentamts nicht 
gleichgesetzt werden. Außerdem ist, wie bereits er-
wähnt, Vorsorge getroffen, daß diejenigen Richter 
beim Patentgericht, die bereits als Mitglieder der 
Beschwerdesenate des Patentamts an einem auf das 
Patentgericht übergeleiteten Verfahren mitgewirkt 
haben, kraft Gesetzes von der Ausübung des Rich-
teramts in dem betreffenden Verfahren ausgeschlos-
sen sind. 

Bei Abwägung aller Gesichtspunkte sieht die Bun-
desregierung in der Überleitung der verwaltungs-
gerichtlichen Verfahren auf das Patentgericht ge-
genüber der Beibehaltung der bisherigen Zuständig-
keit der Verwaltungsgerichte die geeignetere Lö-
sung. Sie schlägt deshalb in den Absätzen 1 und 2 
des § 11 die Überleitung der bei den Beschwerde-
senaten und Nichtigkeitssenaten des Patentamts 
und bei den Verwaltungsgerichten und Oberverwal-
tungsgerichten anhängigen Verfahren über Be-
schlüsse und Entscheidungen des Patentamts auf das 
Patentgericht und in Absatz 3 die Überleitung der 
beim Bundesverwaltungsgericht anhängigen Ver-
fahren auf den Bundesgerichtshof als das obere Bun-
desgericht für das Patentgericht vor. Entsprechend 
sollen nach den Absätzen 4 und 5 des § 11 die bei 
Inkrafttreten des Gesetzes noch anfechtbaren Be-
schlüsse und Entscheidungen des Patentamts und 
die .noch nicht rechtskräftigen Urteile der Verwal-
tungsgerichte nur beim Patentgericht, die noch nicht 
rechtskräftigen Urteile der Oberverwaltungsgerichte 
nur beim Bundesgerichtshof angefochten werden 
können. Nicht übergeleitet zu werden brauchen 
Verfahren über Beschwerden nach § 21 des Patent-
gesetzes gegen Beschlüsse der Nichtigkeitssenate 
des Patentamts, die das Verfahren vor dem Nich-
tigkeitssenat nicht abgeschlossen haben. Diese Be-
schlüsse sind als gegenstandslos zu betrachten, weil 
die Nichtigkeitsverfahren nach § 11 Abs. 1 Satz 1 
vor dem Patentgericht von Anfang an neu durchge-
führt werden müssen. In Absatz 1 Satz 2 ist deshalb 
die Einstellung der genannten Beschwerdeverfahren 
vorgesehen. Aus demselben Grunde können die 
noch nicht angefochtenen, aber noch anfechtbaren 
Beschlüsse der Nichtigkeitssenate des Patentamts, 
die das Verfahren noch nicht abgeschlossen haben, 
in Absatz 4 Nr. 2 des § 11 für unanfechtbar erklärt 
werden, ohne daß dies mit den Anforderungen des 
Artikels 19 Abs. 4 GG in Widerspruch stünde. 
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Die in Absatz 4 Nr. 1 vorgesehene Befristung der 
bisher unbefristeten Beschwerde nach § 21 des Pa-
tentgesetzes erscheint geboten, um möglichst bald 
Klarheit über die Rechtsbeständigkeit der  Be-
schlüsse und Entscheidungen des Patentamts zu 
schaffen. Die Befristung entspricht im übrigen der 
für Beschwerden gegen Beschlüsse und Entschei-
dungen des Patentamts in § 361 Abs. 2 des Patent-
gesetzes in der Fassung des Entwurfs nunmehr all-
gemein vorgesehenen Regelung. 

Mit der in den Absätzen 7 und 8 des § 11 getrof-
fenen Kostenregelung werden die notwendigen 
kostenrechtlichen Folgerungen aus der Überleitung 
der verwaltungsgerichtlichen Verfahren gezogen. 

In diesem Zusammenhang wird auf das vom Bun-
destag am 22. Januar 1960 verabschiedete Gesetz 
über die Frist für die Anfechtung von Entscheidun-
gen des Deutschen Patentamts hingewiesen. Durch 
dieses Gesetz ist für die große Zahl der vor dem 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. Juni 
1959 ergangenen Entscheidungen des Patentamts, 
denen keine Rechtsmittelbelehrung beigefügt wor-
den ist, eine Ausschlußfrist für die Erhebung der 
Anfechtungsklage gesetzt worden. Die Zahl der 
Anfechtungsklagen aus der Zeit vor dem 13. Juni 
1959 wird deshalb in Kürze zu übersehen sein. 

2. Zu 12 

Der Entwurf sieht für das Patentgesetz keine Be-
stimmung über die persönliche Rechtsstellung der 
Richter des Patentgerichts, ihr allgemeines Dienst-
alter und ihre Berufung vor. Diese Fragen werden 
in dem künftigen Richtergesetz geregelt werden, 
dessen Entwurf die Bundesregierung den gesetzge-
benden Körperschaften bereits vorgelegt hat (Druck-
sache 516 der 3. Wahlperiode). Bis zum Inkrafttre-
ten des Richtergesetzes, das dann auch für die Rich-
ter des Patentgerichts gelten wird, ist deshalb eine 
Übergangsregelung erforderlich. Hierbei lehnt sich 
der Entwurf in § 11 Nr. 1 und 3 an § 175 Nr. 1 und 2 
der Verwaltungsgerichtsordnung, in § 11 Nr. 3 auch 
an § 4 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesverwal-
tungsgericht vom 23. September 1952 (BGBl. I S. 625) 
an. In § 11 Nr. 2 übernimmt er die mit Rücksicht auf 
die Bestimmungen über das Präsidium des Patent-
gerichts notwendige Regelung des § 19 des Ent-
wurfs des Richtergesetzes. 

3. Zu § 13 

Diese Vorschrift enthält eine Überleitungsregelung 
für die Verfahren nach Artikel 7 des Gesetzes Nr. 8 
der Alliierten Hohen Kommission. Nach Artikel 7 
des Gesetzes Nr. 8 ist der Große Senat des Patent-
amts für die Festsetzung der Bedingungen der 
Lizenzverträge für die Benutzung der nach den Be-
stimmungen des Gesetzes Nr. 8 wiederhergestellten 
gewerblichen Schutzrechte zuständig. Die Verfahren 
vor dem Großen Senat des Patentamts nach Ar-
tikel 7 des Gesetzes Nr. 8 sind noch nicht sämtlich 
abgewickelt. Die Zuständigkeitsregelung des Ar-
tikels 7 muß daher auch über das Inkrafttreten des 
Gesetzes hinaus aufrechterhalten werden. Insoweit 
muß also der Große Senat, der im übrigen durch 
den Entwurf beseitigt werden soll, als Einrichtung 
des Patentgerichts noch fortbestehen. 

Das gleiche gilt für den in § 29 der Ersten Durchfüh-
rungsverordnung zum Gesetz Nr. 8 vorgesehenen 
besonderen Senat des Patentamts, der nach § 28 
dieser Verordnung für die Entscheidung über Be-
schwerden gegen Beschlüsse der Prüfungsstellen, 
der Gebrauchsmusterstelle und der Abteilungen des 
Patentamts zuständig ist. 

Es erscheint jedoch geboten, die Vorschriften für 
die Berufung der Beisitzer im Großen Senat und 
ihrer Vertreter sowie der Mitglieder des besonde-
ren Senats und ihrer Vertreter der im Entwurf für 
die Besetzung der Senate des Patentgerichts vorge-
schlagenen Neuregelung anzupassen. Nach der bis-
herigen Regelung (vgl. § 6 Abs. 3 der Verordnung 
über das Deutsche Patentamt) werden die Beisitzer 
im Großen Senat des Patentamts und ihre Stellver-
treter vom Bundesminister der Justiz bestimmt. Der 
Entwurf schlägt stattdessen nunmehr das Präsidium 
des Patentgerichts als die für die Berufung der Bei-
sitzer im Großen Senat und der Mitglieder des be-
sonderen Senats zuständige Stelle vor. 

4. Zu § 14 

Die bisher in der Verordnung über das Deutsche 
Patentamt (§ 13) enthaltene Regelung des Zustel-
lungswesens soll nach dem Entwurf in das Patentge-
setz übernommen werden (vgl. § 45a des Patentge-
setzes in der Fassung des Entwurfs). Soweit sich die 
bisherige Regelung auf Nachkriegstatbestände be-
zieht, die in absehbarer Zeit nicht mehr gegeben 
sein werden, erscheint es zweckmäßig, sie in die 
Übergangsbestimmungen zu verweisen. Die Fas-
sung des § 8 ist an die mit dem Entwurf für § 45a 
Abs. 2 des Patentgesetzes vorgesehene Regelung 
angeglichen, ohne daß hiermit eine sachliche Ände-
rung gegenüber der bisherigen Regelung des § 13 
Abs. 2 der Verordnung über das Deutsche Patent-
amt verbunden ist. 

5. Zu § 15 

Da der Entwurf auch die Änderung von Gebühren-
vorschriften des Patentgesetzes, Gebrauchsmuster-
gesetzes und Warenzeichengesetzes vorsieht, sind 
auch insoweit Übergangsbestimmungen erforderlich. 
Diese lehnen sich an die entsprechende Bestimmung 
des Gesetzes über die patentamtlichen Gebühren 
vom 22. Februar 1955 (BGBl. I S. 62) an. 

6. Zu § 16 

Es sind Zweifel aufgetreten, ob die gegenwärtige 
Regelung des § 18 Abs. 5 des Patentgesetzes, des 
§ 4 Abs. 3 des Gebrauchsmustergesetzes und des 
§ 12 Abs. 5 des Warenzeichengesetzes, die eine Aus-
übung der dort vorgesehenen Ermächtigungen durch 
den Bundesminister der Justiz und den Präsidenten 
des Patentamts im Wege einer formlosen Verwal-
tungsanweisung ermöglicht, mit den verfassungs-
rechtlichen Erfordernissen (Artikel 80 Abs. 1 GG) 
in Einklang steht, Um diese Zweifel im Interesse 
der Rechtssicherheit für die Zukunft zu beseitigen, 
schlägt der Entwurf in § 1 Nr. 12 (§ 18 Abs. 5 des 
Patentgesetzes in der Fassung des Entwurfs), § 2 
Nr. 4 (§ 4 Abs. 2 des Gebrauchsmustergesetzes in 
der Fassung des Entwurfs) und § 3 Nr. 22 (§ 12 
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Abs. 5 des Warenzeichengesetzes in der Fassung 
des Entwurfs) vor, diese Bestimmungen entspre-
chend zu ändern. Um auch für die Vergangenheit 
alle Zweifel an der Rechtsgültigkeit der von den 
Beamten des gehobenen und mittleren Dienstes auf 
Grund der bisherigen Regelung vorgenommenen 
Amtshandlungen auszuschließen, enthält der Ent-
wurf in § 16 eine Heilungsvorschrift, die sich in 
ihrem Wortlaut an die Formulierung des § 12 des 
Fünften Gesetzes zur Änderung und Überleitung 
von Vorschriften auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes vom 18. Juli 1953 (BGBl. I S. 615) 
anlehnt. 

7. Zu § 17 

Von den Vertriebenen-Organisationen ist der 
Wunsch geäußert worden, den Vertriebenen und 
Sowjetzonenflüchtlingen sowie Personen in gleicher 
Lage für die Zahlung patentamtlicher Gebühren die-
selben Zahlungserleichterungen einzuräumen, die 
nach § 16 Abs. 3 des Fünften Überleitungsgesetzes 
bisher nur Personen mit Wohnsitz oder Sitz im so-
wjetischen Besatzungsgebiet Deutschlands gewährt 
worden sind. Dieser Wunsch erscheint insoweit be-
rechtigt, als es sich um die für den genannten Perso-
nenkreis bisher nicht bestehende Möglichkeit unbe-
fristeter Stundung patentamtlicher Gebühren ein-
schließlich der Anmeldegebühren handelt. 

Der Entwurf schlägt daher die Einführung entspre-
chender Zahlungserleichterungen auch für Vertrie-
bene, Sowjetzonenflüchtlinge und einige andere 
Personengruppen vor. Aus gesetzestechnischen Grün-
den erscheint es zweckmäßig, nicht mehr, wie es 
noch in § 16 Abs. 3 des Fünften Überleitungsgeset-
zes geschehen ist, auf die §§ 1 und 3 der Kriegs-
maßnahmenverordnung vom 1. September 1939 
(RGBl. II S. 958) zu verweisen, sondern einen selb-
ständigen Stundungstatbestand zu schaffen. Aus die-
sem Grunde sieht der Entwurf neben dem genann-
ten Personenkreis auch die Einbeziehung der Perso-
nen mit Wohnsitz oder Sitz in der Sowjetzone vor, 
denen in § 16 Abs. 3 des Fünften Überleitungsge-
setzes Zahlungserleichterungen eingeräumt wor-
den sind. § 16 Abs. 3 des Fünften Überleitungsge-
setzes mit seiner Verweisung auf die Kriegsmaß-
nahmenverordnung vom 1. September 1939 kann 
dann ersatzlos gestrichen werden (vgl. § 18 Nr. 1 
des Entwurfs). 

Sachlich stimmt § 17 des Entwurfs mit der in § 16 
Abs. 3 des Fünften Überleitungsgesetzes getroffe-
nen Regelung überein mit der einzigen Abweichung, 
daß die Zahlungsfristen von einem Monat, die durch 
Zustellung einer Benachrichtigung des Patentamts 
in Lauf gesetzt werden, nicht mehr generell auf drei 
Monate verlängert werden. Eine derartige gesetz-
liche Verlängerung dieser Zahlungsfristen erscheint 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen und ange-
sichts der uneingeschränkten Stundungsmöglichkeit 
nicht mehr erforderlich. 

8. Zu § 18 

Mit der Aufhebung des § 15 Nr. 1 des Fünften Über

-

leitungsgesetzes wird die Rückkehr vom sog. Ein

-

Mann-Verfahren zum Kollegialverfahren bei der 

Bearbeitung der Patentanmeldungen im Einspruchs-
verfahren vorgeschlagen. Das Ein-Mann-Verfahren 
war durch die Kriegsmaßnahmenverordnung vom 
1. September 1939 zunächst aus kriegsbedingten 
Gründen eingeführt worden. Durch § 15 Nr. i des 
Fünften Überleitungsgesetzes war der Bundesmini-
ster der Justiz ermächtigt worden, es wegen der 
starken Arbeitsbelastung des Patentamts zunächst 
bei dem Ein-Mann-Verfahren zu belassen. In der 
amtlichen Begründung zu dieser Bestimmung des 
Fünften Überleitungsgesetzes war ausdrücklich dar-
auf hingewiesen worden, daß sich noch nicht über-
sehen lasse, ob und in welchem Umfang das Ein-
Mann-System endgültig an die Stelle des Kollegial

-

systems treten könne. 

In der Zwischenzeit hat sich zwar gezeigt, daß das 
Ein-Mann-Verfahren zu einer gewissen Entlastung 
des Patentamts führt. Von den beteiligten Kreisen 
wird jedoch darauf hingewiesen, daß dieses Ver-
fahren auf die Dauer zu einer Verminderung der 
Qualität der Entscheidungen des Patentamts führen 
werde. Die Gründe für diese sich anbahnende Ver-
schlechterung der Entscheidungstätigkeit der Prü-
fungsstellen sind nach Auffassung der beteiligten 
Kreise und des Patentamts selbst in erster Linie 
darin zu suchen, daß das Ein-Mann-Verfahren die 
Möglichkeiten der Ausbildung der neu in das Pa-
tentamt eintretenden Prüfer stark beeinträchtigt. 
Gerade die Behandlung eines Einspruchs mit seiner 
Erörterung des Anmeldungsgegenstandes und der 
Voraussetzungen seiner Patentfähigkeit im Kolle-
gium bietet in besonderem Maße Gelegenheit, den 
neu in das Patentamt eintretenden Prüfer mit den 
Besonderheiten des patentamtlichen Verfahrens, mit 
der Prüfung der angemeldeten Erfindungen auf Neu-
heit, Fortschritt und Erfindungshöhe sowie mit der 
Durchführung mündlicher Verhandlungen vertraut 
zu machen. Sowohl die beteiligten Kreise als auch 
das Patentamt selbst sind daher übereinstimmend 
zu der Auffassung gelangt, daß es im Interesse 
der Aufrechterhaltung und Verbesserung des Lei-
stungsstandes des Patentamts notwendig ist, im 
Einspruchsverfahren vom Ein-Mann-System zum 
Kollegialsystem zurückzukehren. 

Diese Änderung des seit Ausbruch des zweiten 
Weltkrieges üblichen Verfahrens wird zwar zu 
einer gewissen Mehrbelastung des Patentamts füh-
ren und die Bewilligung von sieben zusätzlichen 
Direktorenstellen erfordern. Die beteiligten Kreise 
und das Patentamt sind aber der Auffassung, daß 
diese Nachteile angesichts der von der Rückkehr 
zum Kollegialverfahren zu erwartenden Wahrung 
und Verbesserung der Qualität der Entscheidungs-
tätigkeit des Patentamts in Kauf genommen werden 
sollten. Der Entwurf schlägt daher die Aufhebung 
der Ermächtigung des § 15 Nr. 1 des Fünften Über-
leitungsgesetzes vor. 

Mit dem Wegfall dieser Ermächtigung wird die Ver-
ordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet des Pa-
tent- und Warenzeichenrechts vom 1. August 1953 
(BGB1. I S. 715) insoweit gegenstandslos, als dort 
die Bearbeitung der Patentanmeldungen im Ein-
spruchsverfahren den zuständigen Prüfungsstellen 
übertragen worden ist. Da die übrigen Bestimmun-
gen der genannten Verordnung, die auf die Ermäch- 
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tigungen in § 15 Nr. 2 und 3 des Fünften Überlei-
tungsgesetzes zurückgehen und sachlich aufrecht-
erhalten bleiben sollen, nach dem Entwurf nunmehr 
in das Patentgesetz und das Warenzeichengesetz 
selbst übernommen werden sollen (vgl. § 18 Abs. 4$ 
des Patentgesetzes; § 12 Abs. 4 des Warenzeichen-
gesetzes in der Fassung des Entwurfs), können so-
wohl § 15 des Fünften Überleitungsgesetzes als 
auch die auf dieser Vorschrift beruhende Verord-
nung nunmehr ganz aufgehoben werden (§ 18 Nr. 1 
und 3 des Entwurfs). 

Wegen der in § 18 Nr. 1 ferner vorgeschlagenen 
Aufhebung des § 16 Abs. 3 des Fünften Überlei-
tungsgesetzes wird auf die Begründung zu § 17 ver-
wiesen. 

Die in § 18 Nr. 2 vorgesehene Aufhebung der Ver-
ordnung über das Berufungsverfahren beim Reichs-
gericht in Patentsachen vom 30. September 1936 
(RGBl. II S. 316) ist möglich, da der Entwurf die 
Übernahme dieser Verordnung in das Patentgesetz 
selbst vorsieht (vgl. die §§ 42a bis 42 l des Patent-
gesetzes in der Fassung des Entwurfs). 

9. Zu § 19 

Diese Bestimmung enthält die übliche Schlußvor-
schrift im Hinblick auf die Bestimmungen anderer 
Gesetze und Verordnungen, in denen auf Vorschrif-
ten des Patentgesetzes, des Gebrauchsmustergeset-
zes und des Warenzeichengesetzes verwiesen wird, 
die nach dem Entwurf geändert werden sollen. Die 
Fassung des § 19 entspricht der Vorschrift des Ar-
tikels XI § 6 des Gesetzes zur Änderung und Er

-

gänzung kostenrechtlicher Vorschriften vom 26. Juli 
1957 (BGBl. I S. 861, 939). 

10. Zu 20 

Die in § 20 vorgeschlagene Ermächtigung des Bun-
desministers der Justiz zur Bekanntmachung des 
Wortlauts des Patentgesetzes, des Gebrauchsmuster-
gesetzes, des Warenzeichengesetzes und des Ge-
setzes über die patentamtlichen Gebühren in der 
nach dem Entwurf vorgesehenen Fassung erscheint 
mit Rücksicht auf die mit dem Entwurf vorgeschla-
genen zahlreichen Änderungen der genannten vier 
Gesetze im Interesse der Wahrung der Übersicht-
lichkeit des Textes dieser Gesetze geboten. 

11. Zu § 21 

Diese Bestimmung enthält die übliche Berlin-Klau-
sel. Da die in dem Entwurf geänderten oder neu 
vorgeschlagenen Bestimmungen des Patentgesetzes, 
des Gebrauchsmustergesetzes und des Warenzei-
chengesetzes Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts-
verordnungen enthalten, ist es erforderlich, auch 
für diese Rechtsverordnungen die Geltung im Land 
Berlin zu bestimmen. 

12. Zu § 22 

Mit Rücksicht auf die weitreichenden Auswirkun-
gen des Entwurfs und die beabsichtigte Neufassung 
der Verordnung über das Deutsche Patentamt, die 
durch die Bestimmungen des Entwurfs notwendig 
wird und gleichzeitig mit dem Entwurf in Kraft tre-
ten soll, erscheint es zweckmäßig, das Gesetz an 
einem bestimmten Tage in Kraft treten zu lassen. 
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Anlage 1 zur Begründung 

Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 

vom 13. Juni 1959 

BVerwG I C 66.57 

Im Namen des Volkes! 

In der Verwaltungsstreitsache 
der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch 
den Präsidenten des Deutschen Patentamts in Mün-
chen, Museumsinsel 1, 

Beklagten und Revisionsklägerin, 

— Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Rudolf 
Friedrich in Berlin W 15, Meierottostraße 1 — 

gegen 

Frau Elise Greess in Stuttgart, Gutbrodstraße 11, 

Klägerin und Revisionsbeklagte, 

— Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Fromut 
Völp in Stuttgart-Sillenbuch, Neugütlestraße 15 — 

Beigeladene: Frau Barbara Forell in Frankfurt 
a. M., Solmstraße 3, 

— Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Hermann 
Reuß in Berlin W 30, Kurfürstendamm 230 — 

hat  der I. Senat des Bundesverwaltungsgerichts auf 
die mündliche Verhandlung vom 9. Juni 1959 durch 
den Präsidenten des Bundesverwaltungsgerichts 
Prof. Dr. Werner und die 

Bundesrichter Hering, Lullies, Fischer und Dr. 
Böhmer 

für Recht erkannt: 

Die Revision gegen das Urteil des Bayerischen 
Verwaltungsgerichts München vom 27. Februar 
1957 wird zurückgewiesen. 

Die Beklagte trägt die Kosten des Revisions-
verfahrens. 

Gründe: 

Die Klägerin hat in einem Gebrauchsmuster-
löschungsverfahren, das sie bei dem Deutschen 
Patentamt — DPA — gegen die Beigeladene ange-
strengt hatte, obgesiegt. Ihrem Antrag auf Festset-
zung der ihr in dem Verfahren vor der Gebrauchs-
musterabteilung entstandenen Kosten wurde nur 
zum Teil entsprochen. Auf ihre Beschwerde setzte 
der 1. Beschwerdesenat des DPA unter Zurückwei-
sung der Beschwerde im übrigen den von der Bei-
geladenen zu erstattenden Betrag auf 547,96 DM 
fest. 

Die Klägerin hat gegen diese Entscheidung Anfech-
tungsklage erhoben, mit der sie die Erhöhung des 
Erstattungsbetrages auf 993,08 DM erstrebt. Die Be-
klagte hat die Einrede der Unzulässigkeit des Ver-
waltungsrechtswegs erhoben. 

Das Verwaltungsgericht München hat in einem Zwi-
schenurteil vom 27. Februar 1957 festgestellt, daß 
der Verwaltungsrechtsweg nach § 22 des bayerischen 
Gesetzes Nr. 39 über die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
vom 25. September 1946 (GVBl. S. 281) — VGG — 
gegeben sei. Es sieht in der Kostenfestsetzung einen 
Verwaltungsakt, weil es sich bei den Entscheidun-
gen des DPA um Maßnahmen der öffentlichen Ge-
walt handele, die keine gerichtlichen Entscheidun-
gen seien. Die eigentliche Substanz der Tätigkeit 
des DPA sei die Patenterteilung. Diese typische 
Funktion könne nicht als Rechtsprechung anerkannt 
werden, weil sie keine Streitentscheidung zum Ge-
genstand habe und weil das Patentamt bei seinen 
Entscheidungen auch öffentliche Interessen wahrzu-
nehmen habe. Auch die sonstigen erstinstanzlichen 
Entscheidungen des DPA — so auch die Gebrauchs-
mustereintragung — könnten nicht als gerichtliche 
Entscheidungen angesehen werden. Das Verfahren 
vor den Patentabteilungen erfülle, wie im einzelnen 
dargelegt wird, zudem die Mindestanforderungen, 
die an ein gerichtliches Verfahren zu stellen seien, 
nur unzureichend; auch sei es zweifelhaft, ob die 
sachliche Unabhängigkeit der Mitglieder des DPA 
gewährleistet sei. Die Beschwerdesenate des DPA 
seien ebenfalls keine besonderen Verwaltungsge-
richte, weil sie die bei einem Streit zwischen Staat 
und Bürger auch nach der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts erforderliche organisato-
rische Selbständigkeit nicht besäßen und daher nicht 
als unbeteiligte Dritte angesehen werden könnten. 
Gegen dieses Urteil richtet sich die Sprungrevision 
der Beklagten. Die Beklagte ist der Ansicht, daß 
das DPA in seiner derzeitigen Organisation die 
bestmögliche Garantie für eine zugleich sachgemäße 
und rechtsstaatliche Prüfung biete und daß es daher 
in seiner bisherigen Form als abschließend entschei-
dende Instanz in Patentangelegenheiten erhalten 
bleiben müsse. In der Sache habe das Verwaltungs-
gericht den zivilrechtlichen Charakter des Patent-
rechts und der Patenterteilung nicht erkannt. Die 
Patenterteilung, die lediglich der Rechtsklarheit und 
der Rechtssicherheit auf privatrechtlichem Gebiet 
diene, könne materiell nicht als Angelegenheit des 
öffentlichen Rechts angesehen werden, sie sei ein 
Akt der Zivilrechtspflege nach Art der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, die zum Bereich der richterlichen 
Gewalt gehöre. Die Beschwerdesenate übten Recht-
sprechung aus. Ihr Verfahren sei justizförmig, ihre 
Mitglieder seien stets als unabhängig angesehen 
worden. Das Patentgesetz eröffne gegen die erst-
instanzlichen Entscheidungen also einen ausreichen-
den Rechtsschutz. Da auch die erstinstanzliche Tä-
tigkeit Rechtspflege sei, bedürfe es keiner Gewal-
tenteilung zwischen der ersten und der zweiten In- 
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stanz. Aber selbst wenn man eine Zusammenfas-
sung von Patenterteilungen und Entscheidungen im 
Beschwerdeverfahren in einem Organisationsbereich 
heute nicht mehr für zulässig halte, so könnten ent-
sprechende Anforderungen an vorkonstitutionelle 
Gerichte nicht gestellt werden. Nach den Grund-
sätzen des früheren Verfassungsrechts könnte den 
Beschwerdesenaten der Charakter als Recht-
sprechungsorgan nicht abgesprochen werden, da sie 
als unbeteiligte Dritte Rechtsstreitigkeiten entschie-
den und innerhalb einer einheitlichen Organisations-
form hinreichend verselbständigt seien. 

Die Beigeladene hält die Anrufung des Verwal-
tungsgerichts München für unzulässig, weil § 22 
VGG Landesrecht sei, der Landesgesetzgeber aber 
Bundesbehörden gegen den Willen des Bundes nicht 
vor die Gerichte des Landes fordern könne und der 
Bund die Entscheidungen des DPA keiner weiteren 
Nachprüfung habe unterwerfen wollen. Bei richtiger 
Auslegung des § 22 VGG müsse zudem angenom-
men werden, daß auch der bayerische Gesetzgeber 
die Entscheidungen des DPA der verwaltungs-
gerichtlichen Kontrolle nicht habe unterwerfen wol-
len, weil die Generalklausel nur Lücken im Rechts-
schutzsystem schließen sollte, eine solche in Patent-
angelegenheiten zur Zeit des Erlasses des Ver-
waltungsgerichtsgesetzes aber allgemein nicht emp-
funden worden sei. § 11 des Gesetzes über das 
Bundesverwaltungsgericht vom 23. September 1952 
(BGB1. I S. 625) — BVerwGG —, der nur deklarato-
rische Bedeutung habe, habe hieran nichts geändert. 
Im übrigen schließt sich die Beigeladene der An-
sicht der Beklagten an, daß die Beschwerdesenate 
richterliche Spruchgremien seien; das mache das 
DPA in seiner Gesamtheit zum Gericht; damit ent-
falle auch eine Anfechtung seiner Entscheidungen 
vor den ordentlichen Gerichten gemäß Artikel 19 
Abs. 4 Satz 2 des Grundgesetzes für die Bundes-
republik Deutschland vom 23. Mai 1949 (BGBl. S. 1) 
 —GG —. 

Die Klägerin ist den Ausführungen der Beklagten 
und der Beigeladenen entgegengetreten. 

Die Revision konnte keinen Erfolg haben. 

Die Parteien streiten darüber, ob Entscheidungen 
des DPA in Gebrauchsmusterlöschungsverfahren von 
den Verwaltungsgerichten angefochten werden kön-
nen. Für die Beantwortung dieser Frage kann nicht 
erheblich sein, ob sich die Art, in der das Patent-
wesen seit langem organisiert ist, in der Praxis be-
währt hat. Das Grundgesetz hat den Rechtsschutz 
des Bürgers erweitert. Die Rechtslage kann daher 
nur unter dem Gesichtspunkt beurteilt werden, ob 
es mit den jetzt geltenden Grundsätzen des Rechts-
schutzes im Einklang steht, wenn das DPA weiter-
hin das Verfahren endgültig abschließende Entschei-
dungen trifft. Dies ist nicht der Fall. 

Ausgangspunkt für die rechtliche Würdigung ist 
Artikel 19 Abs. 4 GG. Diese Verfassungsnorm er-
öffnet dem Bürger den Rechtsweg, wenn er durch die 
öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt wird. 
Die Beklagte ist der Ansicht, daß die Tätigkeit des 
DPA nicht als öffentliche Gewalt gelten könne, weil 
es sich bei den Entscheidungen des Amts um die 
Gestaltung der Privatrechtsordnung handele. Es 

kann nicht bestritten werden, daß das Verfahren, 
das den Schutz von Erfindungen gemäß § 6 des 
Patentgesetzes in der Fassung vom 18. Juli 1953 
(BGB1. I S. 625) — PatG — oder von Gebrauchs-
mustern gemäß § 5 des Gebrauchsmustergesetzes in 
der Fassung vom 18. Juli 1953 (BGB1. I S. 639) zum 
Ziel hat, auf den Schutz privatrechtlichen Eigentums 
zuläuft. Diese Tatsache ändert aber nichts daran, daß 
es sich sich bei den Entscheidungen des DPA um 
hoheitliche Maßnahmen handelt. Soweit der Staat 
durch Einzelmaßnahmen seiner Behörden bei der Ge-
staltung zivilrechtlicher Tatbestände mitwirkt, tritt 
er dem Bürger als Träger übergeordneter Gewalt 
gegenüber. Das aber bedeutet, daß die Rechtsweg

-

garantie des Art. 19 Abs. 4 GG zum Zuge kommt. 
Sie wäre nur ausgeschlossen, wenn die staatlichen 
Maßnahmen den Charakter richterlicher Entschei-
dungen hätten. Denn Rechtsprechung ist keine Aus-
übung öffentlicher Gewalt im Sinne des Art. 19 
Abs. 4 GG. Diese Verfassungsnorm gewährleistet 
den Schutz des Bürgers durch ein Gericht, nicht 
gegen ein Gericht. Wäre das DPA ein Gericht im 
Sinne des Grundgesetzes, könnten weder die Zivil-
gerichte noch die Verwaltungsgerichte gegen seine 
Entscheidungen angerufen werden. 
In diesem Zusammenhang ist es unerheblich, daß der 
Rechtsstreit einen Kostenfestsetzungsbeschluß be-
trifft. Die Kostenfestsetzung ist Annex eines Ge-
brauchsmusterlöschungsverfahrens. Sie kann keiner 
isolierten rechtlichen Betrachtung unterzogen wer-
den. Das folgt aus dem inneren Sachzusammenhang, 
in dem derartige Nebenverfahren zur Hauptsache 
stehen. Ob die im Kostenfestsetzungsverfahren er-
gangene Entscheidung eine richterliche Entscheidung 
ist, richtet sich somit nach dem Hauptverfahren, hier 
also dem Gebrauchsmusterlöschungsverfahren. 
Es bedarf daher der Entscheidung, ob das DPA als 
Ganzes staatliches Gericht im Sinne des Art. 92 
GG ist oder ob jedenfalls die Beschwerdesenate und 
insbesondere der im Gebrauchsmusterlöschungsver-
fahren entscheidende Senat so angesehen werden 
können. Für die Beurteilung dieser Frage ist es ohne 
Bedeutung, ob die Gestaltung des Patentamts in der 
Zeit vor dem Inkrafttreten des Grundgesetzes den 
nach der damaligen Auffassung an ein Gericht zu 
stellenden Anforderungen entsprochen hat und ob 
der verschiedentlich geäußerten Ansicht beizupflich-
ten ist, daß das Reichspatentamt den Charakter eines 
Sonderverwaltungsgerichts des Reichs gehabt habe. 
Seit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes kann es 
allein darauf ankommen, ob Aufgaben und institu-
tionelle Gestaltung eines Organs den von den rechts-
staatlichen Anschauungen dieses Gesetzes aus an ein 
Gericht zu stellenden Anforderungen entsprechen. 
Von dieser Ansicht ausgehend hat der Senat nach 
dem Inkrafttreten des Grundgesetzes ergangene Ent-
scheidungen des Ehrengerichtshofs der Vereinigung 
der Rechtsanwaltskammern der britischen Zone und 
der ehrengerichtlichen Instanzen für das wirtschaft-
liche Prüfungs- und Treuhandwesen in Nordrhein-
Westfalen, obwohl diese Behörden nach dem Willen 
des Gesetzgebers zweifellos Gerichtscharakter haben 
sollten, nicht mehr als Urteile eines Gerichts an-
erkannt, weil diese Institutionen die nach dem 
Grundgesetz an ein Gericht zu stellenden Anforde- 
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rungen nicht erfüllen (Urteile vom 8. Mai 1958 —
BVerwG I C 166.54 — [NJW 1958 S. 1697 = JR 1958 
S. 432] und vom 11. Dezember 1958 — BVerwG I C 
16.57 — [DVBl. 1959 JS. 365 = JR 1959 S. 230]). 

Das Grundgesetz enthält keine Abgrenzung der 
rechtsprechenden Gewalt gegenüber den anderen 
staatlichen Tätigkeitsbereichen. Art. 20 Abs. 2 
Satz 2 GG verankert allerdings den Grundsatz der 
Gewaltenteilung verfassungsrechtlich. Hieraus folgt, 
daß den Organen der Gesetzgebung, der vollziehen-
den Gewalt und der Rechtsprechung grundsätzlich 
keine Aufgaben zugewiesen werden dürfen, die 
wesensmäßig dem Bereich einer anderen Gewalt an-
gehören. Insoweit sind aber gewisse Überschneidun-
gen der Aufgabenbereiche mit dem Grundsatz der 
Gewaltenteilung vereinbar, wie das Bundesverfas-
sungsgericht (BVerfGE 3, 225 [247]) und das Bundes-
verwaltungsgericht (BVerwGE 1, 163 [164], 4, 191 
[194], 5, 69 [71/72] und BVerwG I C 166.54 a. a. O.) 
wiederholt ausgesprochen haben. Es darf nur keine 
der Gewalten durch die Aufgabenverlagerung auf 
eine der beiden anderen Gewalten ausgehöhlt wer-
den. Da Art. 92 GG die rechtsprechende Gewalt 
ausschließlich den Richtern anvertraut, ist jedoch die 
Übertragung von Rechtsprechungsaufgaben auf eine 
der beiden anderen Gewalten stets als verfassungs-
widrig anzusehen. Dies bedeutet, daß, wenn das 
DPA seinem Wesen nach Verwaltungsbehörde ist, 
auch nicht etwa Teilbereiche seines Aufgabengebiets 
als Rechtsprechung anerkannt werden können. 

Der Senat folgt der Ansicht der Klägerin, daß das 
Schwergewicht der Tätigkeit des DPA auf dem Ge-
biete der Verwaltung liegt. Der Tatsache, daß das 
Verfahren vor dem DPA in mancher Hinsicht justiz-
förmig gestaltet ist, daß seinen Mitgliedern äußere 
Zeichen richterlicher Tätigkeit, wie Roben und Amts-
bezeichnungen, verliehen sind und daß die in 
der Beschwerdeinstanz zur Entscheidung berufenen 
Organe als Senate bezeichnet werden, kommt keine 
entscheidende Bedeutung zu. Ausschlaggebend er-
scheint vielmehr, daß sich die erstinstanzlichen Ent-
scheidungen des DPA nicht in dem Ziel erschöpfen, 
den Rechtsfrieden zu erhalten und die Gerechtigkeit 
durchzusetzen, sondern daß sie der Erfüllung wirt-
schaftspolitischer Aufgaben dienen. Ähnlich wie 
neuerdings im Saatgutgesetz vom 27. Juni 1953 
(BGBl. I S. 450) eine bestimmte Art geistigen Schaf-
fens unter den besonderen Schutz des Staates ge-
stellt worden ist, um die Züchtung neuer wertvoller 
Sorten von Kulturpflanzen im Interesse der Steige-
rung der Ertragskraft der Landwirtschaft anzuregen, 
liegt es auch im Bereiche des Patentwesens (vgl. 
hierzu Urteil des Senats vom 13. Januar 1959 —
BVerwGE 8, 85 —). Erst die von der staatlichen Ge-
walt gewährte Monopolstellung gibt dem Patentwe-
sen Gewicht und verschafft ihm im Arbeits- und Wirt-
schaftsleben eine genügende Effektivität. Diese Ein-
schaltung des Staates, der allein in der Lage ist, dem 
Erfinder die Früchte seiner Arbeit zu gewährleisten, 
fördert den Gewerbefleiß und bietet• Anreiz zu er-
finderischer Tätigkeit. Sie hat auf diese Weise nicht 
zuletzt die Steigerung der Produktivität der Wirt-
schaft und die Erhaltung ihrer Wettbewerbsfähig-
keit zum Ziel. Die Erfindung soll der Allgemeinheit 

zugute kommen, so daß ihre Nichtausnutzung sogar 
das öffentliche Interesse an der Erteilung einer 
Zwangslizenz zu begründen vermag. Reimer, Pa-
tentgesetz und Gebrauchsmustergesetz 2. Aufl. 
Anm. 1 zu § 6 PatG, hebt unter Bezugnahme auf 
Lindenmaier mit Recht hervor, daß das dem Erfinder 
mit dem Patentrecht gewährte Ausschlußrecht seine 
Belohnung für die Dienste ist, die er der Allgemein-
heit durch die Bereicherung der technischen Vor-
stellungswelt geleistet hat, daß dieses Recht daher 
in seinem Umfang von dem Umfang der Bereiche-
rung bestimmt und vom Interesse der Allgemeinheit 
begrenzt ist. Die Feststellung dieser Grenzen im all-
gemeinen Interesse bestimmt die Rechtsstellung des 
DPA. Die ihm hier übertragene Aufgabe übersteigt 
wegen der besonderen Zielsetzung des Patentertei-
lungsverfahrens den Funktionsbereich richterlichen 
Waltens. 

Da die Tätigkeit des DPA in Patenterteilungsverfah-
ren sonach als Verwaltungstätigkeit angesehen wer-
den muß, bedarf es keines Eingehens auf die Ansicht 
der Beklagten, daß Patenterteilung und Gebrauchs-
mustereintragung Verfahren nach Art der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit seien und daß die freiwillige 
Gerichtsbarkeit zur Rechtspflege gehöre. Es sei in-
sofern nur bemerkt, daß der Senat der Auffassung 
zuneigt, daß sich im Bereich der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit nicht wenige Bereiche linden, die der 
Sache nach Verwaltung und nicht Rechtsprechung 
sind (vgl. dazu Bettermann, Festschrift für Lent 1957 
S. 17 ff.). 

Die Tätigkeit des Patentamts in seiner ersten In-
stanz wird in Rechtsprechung und Schrifttum eben-
falls weitgehend als Verwaltungstätigkeit angesehen 
(BGHZ 18, 81 [92], Referenten-Denkschrift zur Vor-
bereitung eines Richtergesetzes 1954 S. 9; Jellinek, 
Verwaltungsrecht, 3. Aufl. S. 252, 257). Auch der Ge-
setzgeber hat weder das Reichspatentamt noch das 
DPA jemals als Gericht bezeichnet. Er hat ihm sogar 
die Befugnis zur Straffestsetzung gegen unentschul-
digt ausgebliebene Zeugen und Sachverständige vor-
enthalten; das DPA muß die Gerichte in solchen Fäl-
len um Rechtshilfe ersuchen (§ 46 Satz 2 PatG). 

Der Tätigkeitsbereich des Patentamts in der ersten 
Instanz überwiegt den der Beschwerdesenate bei 
weitem. Die Klägerin hat insoweit unwidersprochen 
vorgetragen, daß nach der Statistik des DPA für das 
Jahr 1956 der Anteil der Beschwerden in Patent-
angelegenheiten nur 7 % und in Gebrauchsmuster

-

sachen noch nicht 1 % der Gesamttätigkeit des 
Amts in diesen Aufgabenbereichen ausgemacht hat. 
Man kann daher auch nicht davon sprechen, daß hier 
etwa mit einem Rechtsprechungskörper ein nur 
wenig umfangreicher Verwaltungsapparat verbun-
den sei, das Patentamt ist vielmehr seinem Schwer-
gewicht nach in der ersten Instanz Verwaltungs-
behörde. 

Auch den Beschwerdesenaten kann, wie das Verwal-
tungsgericht zu Recht festgestellt hat, Gerichts-
charakter nicht zuerkannt werden. Sie werden viel-
fach als Gerichte angesehen, weil sich das Verfahren 
vor ihnen zumeist in der Form eines Streites zwi-
schen verschiedenen Interessenten abspielt. Es be-
darf hier keiner Erörterung, ob die Streitentschei- 
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dung zum Wesen der Gerichtsbarkeit gehört. Da 
auch die Beschwerdeinstanzen im Verwaltungsver-
fahren vielfach über Streitigkeiten der Bürger — 
wenn auch seit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes 
nicht mehr abschließend — zu befinden haben, kann 
die Tatsache, daß ein Verfahren widerstreitende 
Interessen zum Gegenstand hat, allenfalls als Indiz 
für den Gerichtscharakter des zur Entscheidung be-
rufenen Organs berücksichtigt werden. Anders als 
beim erstinstanzlichen Verfahren kann die Frage, ob 
eine Entscheidung der zweiten Instanz Gerichts-
entscheidung oder Verwaltungsakt ist, nicht vom 
Wesen der Aufgabe her beantwortet werden, denn 
dem Gesetzgeber steht es frei zu bestimmen, ob ein 
Verwaltungsakt zunächst noch einer Nachprüfung 
im Wege der Selbstkontrolle der Verwaltung unter-
liegen soll oder ob er unmittelbar vor den Gerichten 
anzufechten ist. Hier ist vielmehr die behördliche 
Organisation und Ausgestaltung des Verfahrens ent-
scheidend. Gerade die organisatorische Gestaltung 
des DPA zwingt aber zu der Annahme, daß die Be-
schwerdesenate keine Gerichte im Sinne des Grund-
gesetzes sind. Das Bundesverfassungsgericht hat in 
seinem Urteil zur Rechtsnatur der Soforthilfeaus-
schüsse (BVerfGE 4, 331 [346]) zutreffend aus 
Art. 20 Abs. 2 GG den Grundsatz entwickelt, daß 
die Gerichte besondere von der Exekutive getrennte 
Institutionen sein müssen, weil nur so eine Recht-
sprechung gegenüber dem Staat wie durch einen un-
beteiligten Dritten verwirklicht werden könne. Diese 
Trennung zwischen den Prüfstellen und Abteilungen 
des DPA einerseits und seinen Beschwerdesenaten 
andererseits ist nicht vorhanden. Die beiden Instan-
zen des DPA sind organisatorisch eng verzahnt. Das 
DPA bildet eine Einheit. Sowohl das Patentgesetz 
als auch die die Organisation des DPA regelnde Ver-
ordnung über das Deutsche Patentamt vom 6. Juli 
1936 (RGBl. II S. 219) in der Fassung vom 1. August 
1953 (BGBl. I S. 714) — PatVO — gehen von dieser 
Einheit des Amtes als selbstverständlich aus. An der 
Spitze des DPA steht ein Präsident (§ 17 Abs. 2 
Satz 1 PatG), der nicht nur Dienstvorgesetzter aller 
Behördenangehörigen ist, sondern der auch die Ge-
schäfte unter sie verteilt (§ 3 Abs. 1, § 6 Abs. 1 
PatVO). Die Mitglieder aller erstinstanzlichen Ab-
teilungen und aller zweitinstanzlichen Senate kön-
nen zu Vollversammlungen zusammengerufen wer-
den (§ 10 Satz 2 PatVO). Die Vorsitzenden der Ab-
teilungen und Senate können im Bedarfsfall ausge-
tauscht werden (§ 5 Abs. 2 a. a. O.). Das Gesetz ver-
bietet nur, daß ein technisches Mitglied gleichzeitig 
der ersten und der zweiten Instanz angehört (§ 18 
Abs. 3 Satz 2 PatG), im übrigen können sie aber bei 
einer Neugestaltung der Geschäftsverteilung einer 
anderen Instanz zugewiesen werden. Die rechts-
kundigen Mitglieder sind Amtsangehörige, die so-
gar nach Bedarf in beiden Instanzen eingesetzt wer-
den können. Die Beschlüsse und Entscheidungen des 
DPA ergehen unter der Kopfschrift „Deutsches 
Patentamt", wenn auch unter Beifügung der Bezeich-
nung der Prüfungsstelle, der Abteilung oder des 
Senats (§ 12 PatVO). Mag auch die Vorschrift des 
§ 10 a, a. O., wonach der Präsident auf eine gleich-
mäßige Behandlung der Geschäfte und auf die Be-
obachtung gleicher Grundsätze hinzuwirken hat und 

zu diesem Zweck den Beratungen aller Abteilungen 
und Senate beiwohnen kann, der Annahme der Ge-
richtseigenschaft nicht unbedingt entgegenstehen, 
weil man sie, wenn das DPA im übrigen den an ein 
Gericht zu stellenden Anforderungen entsprechen 
würde, unter der Herrschaft des Grundgesetzes als 
nicht mehr anwendbar ansehen könnte, so ändert 
dies nichts an der Tatsache, daß die erstinstanzlichen 
Abteilungen der Behörde und die Beschwerdesenate 
zu weitgehend miteinander gekoppelt sind. Die den 
gesamten Geschäftsbereich des Amts umfassende 
Funktion des Präsidenten, der in erster Linie Chef 
einer Verwaltungsbehörde ist, und die Möglichkeit 
des Austausches von Angehörigen der beiden In-
stanzen hat eine so enge organisatorische Ver-
mischung zur Folge, daß die Mitglieder der Senate 
vor Einwirkungen der Verwaltungsorgane nicht 
ausreichend gesichert erscheinen. 

Mit dem Gedanken eines Rechtsschutzes, wie ihn 
Art. 19 Abs. 4 GG vorsieht, verträgt es sich wei-
terhin nicht, daß im Verfahren, in dem es sich um 
die Prüfung von Maßnahmen der öffentlichen Ge-
walt handelt, letztinstanzlich ohne Mitwirkung eines 
rechtskundigen Mitglieds entschieden wird, wie dies 
in der Mehrzahl der Verfahren geschieht. Zwar gibt 
es in der Rechtsordnung kein Juristenmonopol bei. 
der Besetzung der Gerichte. Die Mitwirkung des 
nicht juristisch vorgebildeten Bürgers an der Recht-
sprechung entspricht sogar dem Wesen einer demo-
kratischen Verfassung im besonderen Maße. Wenn 
technische Fragen im Vordergrund der Beurteilung 
stehen, wie dies bei der Gewährung des Patent- und 
Musterrechtsschutzes der Fall ist, gebietet allein 
schon das Streben nach einer sachgerechten Entschei-
dung die weitgehende Einschaltung sachverständiger 
Techniker. Andererseits darf aber nicht verkannt 
werden, daß bei der Kompliziertheit des modernen 
Staats- und Rechtslebens nicht völlig auf die Mit-
wirkung rechtskundig vorgebildeter Richter verzich-
tet werden kann. Sie gibt den Parteien die Gewähr, 
daß den allgemeinen Rechtsfragen genügend Auf-
merksamkeit zugewendet wird und daß insbeson-
dere auch solche Verfahrensgrundsätze, die in einer 
rechtsstaatlichen Ordnung unabdingbar sind, beach-
tet werden. Die Einschaltung von Juristen, deren 
Ausbildung und spätere berufliche Betätigung auf 
die Beachtung der allgemeinen rechtsstaatlichen 
Grundsätze und der verfahrensrechtlichen Normen 
ausgerichtet ist, ist besonders in solchen Verfahren 
unentbehrlich, in denen über staatliche Maßnahmen 
zu entscheiden ist. Das gilt auch dort, wo das 
Schwergewicht der Entscheidung auf technischem 
Gebiet liegt. Auch dort ist der Rechtsschutz nach An-
sicht des Senats unzureichend, wenn nicht wenig-
stens an letztinstanzlichen Entscheidungen ein rechts-
kundig vorgebildeter Richter teilnimmt. 
Nun sieht § 18 Abs. 7 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 18 Abs. 4 Satz 2 PatG zwar die Zuziehung eines 
rechtskundigen Mitglieds in rechtlich schwierigen 
Fällen vor. Über die Notwendigkeit und Zweck-
mäßigkeit der Beteiligung eines Juristen entscheidet 
der aus Technikern bestehende Senat nach seinem 
Ermessen. Auch dieses Verfahren widerspricht 
rechtsstaatlichen Verfahrensgrundsätzen. Niemand 
darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 
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Dieser das deutsche Gerichtsverfahren beherrschende 
Gedanke verlangt, daß allein das Gesetz über die 
Zusammensetzung der Gerichte zu bestimmen hat. 
Der Gesetzgeber kann weder die Bestimmung der 
Zahl noch die Entscheidung darüber, inwieweit sich 
das Gericht aus rechtskundigen und aus anderen 
Richtern zusammensetzen soll, dem zur Sachentschei-
dung berufenen Gericht übertragen. Zum Wesen des 
Gerichts gehört, daß der der Gerichtsgewalt unter-
worfene Bürger vor der Anrufung des Gerichts die 
Art seiner Zusammensetzung überschauen kann. 

Die beiden letztgenannten Mängel haften allerdings 
der Regelung des Beschwerdeverfahrens in Ge-
brauchsmusterlöschungssachen nicht an. Im Ge-
brauchsmusterlöschungsverfahren hat der Beschwer-
desenat des DPA, dem die Entscheidung übertragen 
ist, stets unter Beteiligung eines rechtskundigen 
Mitglieds zu entscheiden (§ 4 Abs. 5 des Gebrauchs-
mustergesetzes). Der Senat kann aber nicht, je nach-
dem ob er im Gebrauchsmusterlöschungsverfahren 
oder in anderen Angelegenheiten entscheidet, recht-
lich verschieden qualifiziert werden. 
Mit der Ansicht, daß weder das DPA noch seine 
Senate Gerichte sind, deckt sich auch die organisa-
torische Regelung der Gerichtsbarkeit des Bundes 
im IX. Abschnitt des Grundgesetzes. Aus Art. 92 
GG ergibt sich eindeutig, daß der Bund nur durch 
die im Grundgesetz ausdrücklich vorgesehenen Bun-
desgerichte Rechtsprechung ausüben darf. Art. 96 
a. a. O., der die zugelassenen Bundesgerichte einzeln 
aufführt, nennt das DPA nicht. 
Da die Beschwerdesenate keine Gerichte sind, unter-
liegen ihre Entscheidungen als Akte einer Verwal-
tungsbehörde der gerichtlichen Nachprüfung. 

Eine Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte auf 
Grund des § 13 GVG kommt nicht in Betracht, da es 
sich bei den Entscheidungen der Beschwerdesenate 
in Patent- und Gebrauchsmusterangelegenheiten 
nicht um bürgerliche Rechtsstreitigkeiten handelt. 
§ 7 Abs. i des Gebrauchsmustergesetzes bestimmt 
zwar, daß, wenn die Voraussetzungen für die Ge-
brauchsmustereintragung nicht vorgelegen haben, 
jedermann gegen den als Inhaber Eingetragenen 
Anspruch auf Löschung des Gebrauchsmusters hat. 
Es bedarf hier keiner Erörterung, inwieweit dieser 
Anspruch zivilrechtliche Züge aufweist. Die Tat-
sache, daß jedermann die Löschung begehren kann, 
zeigt jedenfalls, daß das Interesse der Allgemeinheit 
in diesen Verfahren im Vordergrund steht (Reimer 
a. a. O., Anm. 8 zu § 7 des Gebrauchsmustergesetzes, 
Anm. 15 zu § 13 PatG). Im übrigen geht das Be-
gehren nicht auf die Feststellung des Rechts des An-
tragstellers, sondern auf Vornahme einer behörd-
lichen Maßnahme. Das DPA soll ein zu Unrecht ein-
getragenes Gebrauchsmuster wieder löschen. Der 
Streit um die Verpflichtung der Behörde zur Vor-
nahme eines hoheitlichen Aktes gehört dem öffent-
lichen Recht an. 
Auch eine subsidiäre Zuständigkeit der Zivilgerichte 
auf Grund des Art. 19 Abs. 4 Satz 2 GG scheidet aus. 
Das Verwaltungsgericht hat die verwaltungsgericht-
liche Zuständigkeit zu Recht aus § 22 VGG her-
geleitet. Der Senat vermag der Ansicht nicht zu fol-
gen, daß der Bundesgesetzgeber das DPA nicht der 

landesrechtlichen Rechtsprechung habe unterwerfen 
wollen. Zwar läßt sich ein bundesstaatliches System 
denken, in dem der Bund die Unterwerfung unter 
die Gerichtsbarkeit eines Gliedstaates ablehnt. Das 
Bonner Grundgesetz hat sich für dieses System nicht 
entschieden. Es hat eine eigene Gerichtsbarkeit auf 
Bundesebene nur in den in Art. 96 GG im einzel-
nen aufgeführten Fällen vorgesehen; im übrigen 
sollte die rechtsprechende Gewalt aber, wie Art. 92 
GG ergibt, durch die Gerichte der Länder aus-
geübt werden. Diese Vorschrift gibt keinen An-
haltspunkt dafür, daß hoheitliche Akte eines Bundes-
organs, für deren Nachprüfung eine bundesgericht-
liche Zuständigkeit nicht gegeben ist, deshalb auch 
von der Gerichtsbarkeit der Länder ausgenommen 
werden sollten. Eine solche Regelung, die in Wider-
spruch zu dem tragenden Rechtsgedanken des 
Art. 19 Abs. 4 GG, dem Bürger einen lückenlosen 
Rechtsschutz zu gewähren, stände, hätte im Grund-
gesetz ausdrücklich ausgesprochen werden müssen. 
Aus Art. 19 Abs. 4 Satz 2 GG, der die subsidiäre 
Zuständigkeit der Zivilgerichte vorsieht, kann auch 
nicht gefolgert werden, daß der Bund Verwaltungs-
akte von Bundesbehörden den ordentlichen Gerich-
ten zuweisen wollte; dem föderativen Staatsaufbau 
entsprechend hat er die Bestimmung der in diesen 
Fällen zuständigen Gerichte vielmehr dem Landes-
recht überlassen. 

Das bayerische Verwaltungsgerichtsgesetz gibt auch 
keinen Anlaß zu der Annahme, daß der Landes-
gesetzgeber gegen Verwaltungsakte des DPA, falls 
sie überhaupt vor die Landesgerichte gehörten, den 
Rechtsweg vor den Zivilgerichten statt vor den Ver-
waltungsgerichten eröffnen wollte. § 22 VGG weist 
die Nachprüfung aller Verwaltungsakte den Verwal-
tungsgerichten zu, soweit nicht besondere Verwal-
tungsgerichte, Schiedsgerichte oder die bürgerlichen 
Gerichte zu entscheiden haben. Das Gesetz bringt 
damit zum Ausdruck, daß Verwaltungsakte grund-
sätzlich der Nachprüfung durch die Verwaltungs-
gerichte unterliegen sollen. Nur in Ausnahmefällen 
sollen hierfür andere Gerichte zuständig sein, wenn 
dies nämlich vom Gesetzgeber besonders bestimmt 
ist. Der Senat hat keine Bedenken, mit der herr-
schenden Auffassung anzunehmen, daß seit dem In-
krafttreten des Grundgesetzes alle von einer Bun-
desbehörde erlassenen Verwaltungsakte von den-
selben Gerichten zu prüfen sind, die auch für die 
Prüfung der Verwaltungsakte der Landesbehörden 
zuständig sind, soweit nicht Sonderregelungen ge-
troffen sind, und daß der die Verwaltungsgerichte 
der Länder ausdrücklich für zuständig erklärende 
§ 11 BVerwGG nur deklaratorischen Charakter hat. 

Nach alledem erweist sich das angefochtene Urteil 
als im Ergebnis zutreffend. Die Revision mußte da-
BVerwGG. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 65 Abs. 1 
BVerwGG. 

gez. Prof. Dr. Werner 
gez. Hering 
gez. Lullies 
gez. Fischer 

gez. Dr. Böhmer 
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Beschluß 

Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Revi-
sionsverfahren auf 445 DM festgesetzt. 

gez. Prof. Dr. Werner 
gez. Hering 
gez. Lullies 

gez. Fischer 

gez. Dr. Böhmer 

Anlage 2 zur Begründung 

Beschluß 

Das Urteil vom 13. Juni 1959 wird gemäß §§ 50, 61 
BVerwGG dahin berichtigt, daß der letzte Satz des 
Urteilstenors folgende Fassung erhält: 

Die Beklagte trägt die Kosten des Revisions-
verfahrens mit Ausnahme der außergericht-
lichen Kosten der Beigeladenen, die diese selbst 
trägt. 

gez. Prof. Dr. Werner 
gez. Hering 
gez. Lullies 

gez. Fischer 

gez. Dr. Böhmer 

Synoptische Gegenüberstellung 

A. Patentgesetz 

1. Gegenüberstellung der Vorschriften des Patent-
gesetzes in der Fassung des Entwurfs und der 
Vorschriften des Patentgesetzes in der Fassung 
vom 18. Juli 1953 (BGBl. I S. 625) unter Berück-
sichtigung der Vorschriften der Verordnung über 
das Deutsche Patentamt vom 6. Juli 1936 
(RGBl. II S. 219 DPAVO), der Verordnung 
über das Berufungsverfahren beim Reichsgericht 
in Patentsachen vom 30. September 1936 
(RGBl. II S. 316 — Berufungs VO) und der Ver-
ordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Patent- und Warenzeichenrechts vom 1. August 
1953 (BGBl. I S. 715 — Maßnahmen VO) 

Fassung des Entwurfs 	Fassung vom 18. Juli 1953 

§ 	1 	 § 	1 
§ 2 	 § 2 
§ 3 	 § 3 
§ 4 	 § 4 
§ 5 	 § 5 
§ 6 	 § 6 
§ 7 	 § 
§ 8 	 § 8 
§ 9 	 § 
§ 10 	 § 10 
§ 11 	 § 11 
§ 12 	 § 12 
§ 13 	 § 13 
§ 13a 	 § 13a 
§ 14 	 § 14 
§ 15 	 § 15 
§ 16 	 § 16 
§ 17 	 § 17 Abs.2bis4 
§ 18 Abs. 1 Nr. 1 	§ 18 Abs. 1 Nr. 1 
§ 18 Abs. 1 Nr. 2 	§ 18 Abs. 1 Nr. 2 

§ 36a Abs. 3 
§ 46g Abs. 2 Nr. 1 
§ 3 Abs. 2 DPAVO 

§ 18 Abs.2 	 § 18 Abs.2 
§ 18 Abs. 3 	 § 18 Abs. 4 
§ 18 Abs. 4 	 § i Abs. 2 Maß- 

nahmenVO 

Fassung des Entwurfs Fassung vom 18. Juli 1953 

§ 18 Abs.5 	 § 18 Abs.5 
§ 18 Abs.6 	 § 18 Abs. 8 
§ 18 Abs. 7 	 § 18 Abs. 9 
§ 22 	 § 22 
§ 23 	 § 23 
§ 24 	 § 24 
§ 25 	 § 25 
§ 26 	 § 26 
§ 27 	 § 27 
§28 	 §28 
§ 29 	 § 29 
§ 30 	 § 30 
§ 30a Abs. 1 Satz 1 	§ 30a Abs. 1 
§ 30a Abs. 1 Satz 2 und 3 
§ 30a Abs. 2 bis 4 
§ 30b 
§ 30c 
§ 30d 
§ 30e Abs. 1 
§ 30e Abs. 2 Satz 1 	§ 30a Abs. 1 
§ 30e Abs. 2 Satz 2 	§ 30a Abs. 2 
§ 30f 
§ 31 	 § 31 
§ 32 	 § 32 
§ 33 Abs. 1 	 § 33 Abs. 1 
§ 33 Abs. 2 	 § 33 Abs. 2 Satz i und 2 

§ 15 DPAVO 
§ 34 Abs. 1 	 § 20 
§ 34 Abs. 2 
§35 	 §35 
§ 36 	 § 36 
§ 36a 	 § 36a Abs. 1 bis 4 
§ 36b Abs. 1 
§ 36b Abs.2 	§ 17 Abs.2 
§ 36b Abs. 3 
§ 36c Abs. 1 Nr. 1 	§ 18 Abs. 1 Nr. 4 
§ 36c Abs. 1 Nr. 2 	§ 18 Abs. 1 Nr. 3 
§ 36c Abs. 2 	§ 1 DPAVO 
§ 36d Abs. 1 	§ 18 Abs. 7 

§ 3 Abs. 3 DPAVO 
§ 36d Abs.2 	§ 18 Abs. 6 
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(noch Patentgesetz) 

Fassung des Entwurfs Fassung vom 18. Juli 1953 

§ 36e Abs. 1 bis 3 
§ 36e Abs. 4 	§ 4 DPAVO 
§ 36e Abs. 5 	§ 5 Abs. i DPAVO 

§ 7 Abs. 3 DPAVO 
§ 36f 
§ 36g 
§ 36h 
§ 36i 
§ 36k 
§ 361 Abs. 1 § 21 Abs. 1 

§ 34 Abs. 1 Satz 1 
§ 361 Abs. 2 Satz i 	§ 34 Abs. 1 Satz 1 
§ 361 Abs. 2 Satz 2 und 3 
§ 361 Abs. 3 	§ 34 Abs. 1 Satz 2 
§ 361 Abs. 4 Satz 1 	§ 21 Abs. 2 Satz 1 

§ 34 Abs. 2 Satz 1 
§ 361 Abs. 4 Satz 2 	§ 34 Abs. 5 Satz 1 
§ 361 Abs. 4 Satz 3 	§ 21 Abs. 2 Satz 2 

§ 34 Abs. 2 Satz 1 
§ 361 Abs. 5 	§ 21 Abs. 3 

§ 34 Abs. 2 Satz 1 
§ 36m Abs. 1 	§ 21 Abs. 1 

§ 34 Abs. 1 Satz 1 
§ 36m Abs. 2 
§ 36n 
§ 36 o 	 § 34 Abs. 3 Satz 1 

i. V. m. 
§ 33 Abs. 1, 
§ 34 Abs. 3 Satz 3 

§ 36p Abs. i 
§ 36p Abs. 2 	§ 34 Abs. 2 Satz 2 
§ 36p Abs. 1 bis 3 	§ 34 Abs. 5 

§ 15 DPAVO 
§ 36q Abs. 4 
§ 37 Abs. 1 und 2 	§ 37 Abs. 1 und. 2 
§ 37 Abs. 3 Satz 1 	§ 37 Abs. 4 Satz 1 
§ 37 Abs. 3 Satz 2 und 3 
§ 37 Abs. 4 Satz i 
§ 37 Abs. 4 Satz 2 	§ 37 Abs. 4 Satz 1 
§ 37 Abs. 4 Satz 3 
§ 37 Abs. 5 	 § 37 Abs. 4 Satz 2 
§ 37 Abs. 6 	 § 37 Abs. 5 
§ 38 	 § 38 
§ 39 Abs. 1 	 § 39 Abs. 1 Satz 2 
§ 39 Abs. 2 Satz 1 	§ 39 Abs. 2 
§ 39 Abs. 2 Satz 2 
§ 40 Abs. 1 
§ 40 Abs. 2 	 § 40 

§ 15 DPAVO 
§ 41 Abs. 1 	 § 41 Abs. i 
§ 41 Abs. 2 und 3 	§ 41 Abs. 2 

§ 15 DPAVO 
§ 41 Abs. 4 bis 6 	§ 41 Abs. 4 bis 6 
§ 41a 	 § 18 Abs. 8 
§ 41b 	 § 34 Abs. 3 Satz i 

i. V. m. 
§ 33 Abs. 1 Satz 1, 
§ 39 Abs. 1 Satz 1 und 3 

§ 41c 	 § 34 Abs. 3 Satz 1 
i. V. m. 

§ 33 Abs. 1 Satz 1, 
§ 39 Abs. 1 Satz 3 und 4 

(noch Patentgesetz) 

Fassung des Entwurfs Fassung vom 18. Juli 1953 

§ 41d 
§ 41e 
§ 41f 
§ 41g § 34 Abs. 3 Satz 1 

i. V. m. 
§ 33 Abs. 1 Satz 6, 
§ 39 Abs. 1 Satz 4 und 5 

§ 41h Abs. 1 
§ 41h Abs. 2 	§ 34 Abs. 4 
§ 41h Abs. 3 	§ 9 Satz 2 DPAVO 
§ 41 i Abs. 1 Satz 1 
§ 41i Abs. 1 Satz 2 	§ 20 
§ 41 i Abs. 1 

Satz 3 und 4 
§ 411 Abs. 2 	§ 20 
§ 41k 
§ 41 1 
§ 41m 
§ 41n 
§ 410 
§ 41p 
§ 41q 
§ 41r 
§ 41s 
§ 41t 
§ 41u 
§ 41v 
§ 41w 
§ 41x 
§ 41y 
§ 42 Abs. 1 und 2 	§ 42 Abs. i und 2 
§ 42 Abs. 3 	 § 42 Abs. 3 

§ 10 BerufungsVO 
§ 42 Abs. 4 	 § 21 Abs. i 
§ 42a 	 § 42 Abs.5 

§ 1 BerufungsVO 
§ 42b 	 § 42 Abs. 5 

§ 2 BerufungsVO 
§ 42c Abs. 1 Satz i 	§ 42 Abs. 5 

§ 3 Abs. 1 BerufungsVO 
§ 42c Abs. i 

Satz 2 und 3 
§ 42c Abs. 2 	§ 42 Abs. 5 

§ 3 Abs. 2 BerufungsVO 
§ 42d 	 § 42 Abs. 5 

§ 4 BerufungsVO 
§ 42e 	 § 42 Abs. 5 

§ 5 BerufungsVO 
§ 42f Abs. 1 Satz 1 	§ 42 Abs. 5 

§ 6 Abs. 1 BerufungsVO 
§ 42f Abs. 1 Satz 2 
§ 42f Abs. 2 	§ 42 Abs. 5 

§ 6 Abs. 2 BerufungsVO 
§ 42f Abs. 3 Nr. 1 
§ 42f Abs. 3 Nr. 2 und 3 § 42 Abs. 5 

§ 6 Abs. 3 BerufungsVO 
§ 42g 	 § 42 Abs. 5 

§ 7 BerufungsVO 
§ 42h 	 § 42 Abs. 5 

§ 8 BerufungsVO 
§ 42i 	 § 42 Abs. 5 

§ 11 BerufungsVO 
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(noch Patentgesetz) 

Fassung des Entwurfs Fassung vom 18. Juli 1953 

§ 42k 	 § 42 Abs. 5 
§ 12 BerufungsVO 

§ 421 	 § 42 Abs. 5 
§ 13 BerufungsVO 

§ 42m 	 § 41 Abs. 3 
§ 43 	 § 43 
§ 44 	 § 44 
§ 44a 	 § 44a 
§ 45 	 § 45 
§ 45a Abs. 1 

Nr. 1 und 2 	§ 22 
§ 13 Abs. 1 DPAVO 

§ 45a Abs. 1 Nr. 3 his 5 
§ 45a Abs. 2 	§ 22 

§ 13 Abs. 2 DPAVO 
§ 46 	 § 46 
§ 46a 	 § 46a 
§ 46b 	 § 46b 
§ 46c 	 § 46c 
§ 46d 	 § 46d 
§ 46e 	 § 46e 
§ 46f 	 § 46f 
§ 46g 	 § 46g 
§ 46h 	 § 46h 
§ 46i 	 § 46i Abs. 1 und 2 
§ 46k 
§ 47 	 § 47 
§ 48 	 § 48 
§ 49 	 § 49 
§ 50 	 § 50 
§ 51 	 § 51 
§ 53 	 § 53 
§ 54 	 § 54 
§ 55 	 § 55 

2. Gegenüberstellung der Vorschriften des  Patent-
gesetzes in der Fassung vom 18. Juli 1953 
(BGBl. I S. 625) und der Vorschriften des Patent-
gesetzes in der Fassung des Entwurfs 

Fassung vom 18. Juli 1953 	Fassung des Entwurfs 

§ 	1 	 § 	1 
§ 2 	 § 2 
§ 3 	 § 3 
§ 4 	 § 4 
§ 5 	 § 5 
§ 6 	 § 6 
§ 7 	 § 7 
§ 8 	 § 8 
§ 9 	 § 9 
§ 10 	 § 10 
§ 11 	 § 11 
§ 12 	 § 12 
§ 13 	 § 13 
§ 13a 	 § 13a 
§ 14 	 § 14 
§ 15 	 § 15 
§ 16 	 § 16 

(noch Patentgesetz) 

Fassung vom 18. Juli 1953 	Fassung des Entwurfs 

§ 17 Abs. 1 
§ 17 Abs. 2 	§ 17 Abs. 1 

§ 36b Abs. 2 
§ 17 Abs. 3 und 4 	§ 17 Abs. 2 und 3 
§ 18 Abs. 1 Nr. 1 und 2 § 18 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
§ 18 Abs. 1 Nr. 3 	§ 36c Abs. 1 Nr. 2 
§ 18 Abs. 1 Nr. 4 	§ 36c Abs. 1 Nr. 1 
§ 18 Abs. 2 	 § 18 Abs. 2 
§ 18 Abs. 3 
§ 18 Abs. 4 	 § 18 Abs. 3 
§ 18 Abs. 5 	 § 18 Abs. 5 
§ 18 Abs. 6 	 § 36d Abs. 2 
§ 18 Abs. 7 	 § 36d Abs. i 
§ 18 Abs. 8 	 § 18 Abs. 6 
§ 18 Abs. 9 	 § 18 Abs. 7 
§ 19 
§ 20 	 § 34 Abs. 1 

§ 41 i Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 

§ 21 Abs. 1 	 § 361 Abs. 1 
§ 36m Abs. 1 
§ 42 Abs. 4 

§ 21 Abs. 2 	 § 361 Abs. 4 Satz 1 
und 3 

§ 21 Abs. 3 	 § 361 Abs.5 
§ 22 	 §§ 22, 45a 
§ 23 	 § 23 
§ 24 	 § 24 
§ 25 	 § 25 
§ 26 	 § 26 
§ 27 	 § 27 
§ 28 	 § 28 
§ 29 	 § 29 
§ 30 	 § 30 
§ 30a Abs. 1 	§ 30a Abs. i Satz 1 

§ 30e Abs. 2 Satz 1 
§ 30a Abs. 2 	§ 30e Abs. 2 Satz 2 
§ 31 	 § 31 
§ 32 	 § 32 
§ 33 	 § 33 
§ 34 Abs. 1 	 § 361 Abs. i, Abs. 2 

Satz 1, Abs. 3 
§ 36m Abs. 1 

§ 34 Abs. 2 	 § 36 1 Abs. 4 Satz 1 
und 3, Abs. 5 

§ 36p Abs. 2 
§ 34 Abs. 3 Satz 1 	§§ 36 o, 41b, 41c, 41g 
§ 34 Abs. 3 Satz 2 
§ 34 Abs. 3 Satz 3 	§ 36 o Nr. i 
§ 34 Abs. 4 	 § 41h Abs. 2 
§ 34 Abs. 5 	 § 361 Abs. 4 Satz 2 

§ 36q Abs. 1 bis 3 
§ 35 	 § 35 
§ 36 	 § 36 
§ 36a Abs. 1 bis 4 	§ 36a Abs. 1 bis 4 
§ 36a Abs. 5 	§§ 361, 36m Abs. 1 
§ 37 Abs. 1 und 2 	§ 37 Abs. 1 und 2 
§ 37 Abs. 4 Satz i 	§ 37 Abs. 3 Satz 1, 

Abs. 4 Satz 2 
§ 37 Abs. 4 Satz 2 	§ 37 Abs. 5 
§ 37 Abs. 5 	 § 37 Abs. 6 
§ 38 	 § 38 
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(noch Patentgesetz) 

Fassung vom 18. Juli 1953 Fassung des Entwurfs 

§ 39 Abs. i Satz 1 	§ 41b 
§ 39 Abs. 1 Satz 2 	§ 39 Abs. 1 
§ 39 Abs. i Satz 3 	§§ 41b, 41c 
§ 39 Abs. 1 Satz 4 	§§ 41c, 41g, 41 o 
§ 39 Abs. 1 Satz 5 	§ 41g 
§ 39 Abs. 2 	 § 39 Abs. 2 Satz 1 
§ 40 	 § 40 Abs. 2 
§ 41 Abs. 1 	 § 41 Abs. 1 
§ 41 Abs. 2 	 § 41 Abs. 2 und 3 
§ 41 Abs. 3 	 § 42m 
§ 41 Abs. 4 bis 6 	§ 41 Abs. 4 bis 6 
§ 42 Abs. i bis 3 	§ 42 Abs. 1 bis 3 
§ 42 Abs. 5 	 §§ 42a bis 421 
§ 43 	 § 43 
§ 44 	 § 44 
§ 44a 	 § 44a 
§ 45 	 § 45 
§ 46 	 § 46 
§ 46a 	 § 46a 
§ 46b 	 § 46b 
§ 46c 	 § 46c 
§ 46d 	 § 46d 
§ 46e 	 § 46e 
§ 46f 	 § 46f 
§ 46g 	 § 46g 
§ 46h 	 § 46h 
§ 46i Abs. 1 und 2 	§ 46 i 
§ 46 i Abs. 3 
§ 47 	 § 47 
§ 48 	 § 48 
§ 49 	 § 49 
§50 	 §50 
§51 	 §51 
§ 53 	 § 53 
§ 54 	 § 54 
§ 55 	 § 55 

B. Gebrauchsmustergesetz 

1. Gegenüberstellung der Vorschriften des Ge-
brauchsmustergesetzes in der Fassung des Ent-
wurfs und der Vorschriften des Gebrauchsmu-
stergesetzes in der Fassung vom 18. Juli 1953 
(BGBl. I S. 639) unter Berücksichtigung der Vor-
schriften der Verordnung über das Deutsche 
Patentamt vom 6. Juli 1936 (RGBl. II S. 219 — 
DPAVO) 

Fassung des Entwurfs Fassung vom 18. Juli 1953 

§ 1 	§ 1  
§ 2 	 § 2 
§ 3 	 § 3 
§ 3a Abs. 1 Satz i 	§ 3a Satz 1 
§ 3a Abs. 1 

Satz 2 und 3 
§ 3a Abs. 1 Satz 4 	§ 3a Satz 2 
§ 3a Abs. 2 
§ 4 Abs. 1 	 § 4 Abs. 1 
§ 4 Abs.2 	 § 4 Abs.3 
§ 4 Abs. 3 Satz 1 und 2§ 4 Abs. 4 
§ 4 Abs. 3 Satz 3 	§§ 18, 3 Abs. 2 DPAVO 

(noch Gebrauchsmustergesetz) 

Fassung des Entwurfs Fassung vom 18. Juli 1953 

§ 4 Abs. 4 	 § 4 Abs. 4 Satz 2 
i. V. m. 

§ 18 Abs. 8 Patentgesetz 
§ 5 	 § 5 
§ 6 	 § 6 
§ 7 	 § 7 
§ 8 	 § 8 
§ 9 Abs. 1 und 2 	§ 9 Abs. 1 und 2 
§ 9 Abs. 3 	 § 9 Abs. 3 Satz 1 bis 3 
§ 10 Abs. 1 	 § 4 Abs. 2 Satz 1 

§ 10 Abs.  1 Satz 1 
§ 10 Abs. 2 	 § 4 Abs. 2 Satz 2 

§ 10 Abs. i Satz 3 
§ 10 Abs. 3 	 § 4 Abs. 2 Satz 2 

§ 10 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 und 3 

§ 10 Abs. 4 Satz 1 und 2 § 4 Abs. 5 
§ 10 Abs. 4 Satz 3 	§ 3 Abs. 3 DPAVO 
§ 10 Abs. 4 Satz 4 
§ 10 Abs. 5 
§ 11 	 § 11 
§ 11a 
§ 12 Abs. 1 	 § 12 Abs. 1 

§ 21 i. V. m. 
§§ 19, 13 DPAVO 

§ 12 Abs. 2 	§ 12 Abs. 2 
§ 13 	 § 13 
§ 14 	 § 14 
§ 15 	 § 15 
§ 16 	 § 16 
§ 17 	 § 17 
§ 18 	 § 18 
§ 19 	 § 19 
§ 20 	 § 20 
§ 21 	 § 21 
§ 22 	 § 22 

2. Gegenüberstellung der Vorschriften des  Ge-
brauchsmustergesetzes in der Fassung vom 
18. Juli 1953 (BGB1. I S. 639) und der Vorschrif-
ten des Gebrauchsmustergesetzes in der Fassung 
des Entwurfs 

Fassung vom 18. Juli 1953 Fassung des Entwurfs 

§ 	1 	§ 	1 
§ 2 	 § 2 
§ 3 	 § 3 
§ 3a Satz 1 	§ 3a Abs. 1 Satz 1 
§ 3a Satz 2 	§ 3a Abs. 1 Satz 4 
§ 4 Abs. 1 	 § 4 Abs. 1 
§ 4 Abs. 2 Satz 1 	§ 10 Abs. 1 
§ 4 Abs. 2 Satz 2 	§ 10 Abs. 2 und 3 
§ 4 Abs. 3 	 § 4 Abs. 2 
§ 4 Abs. 4 	 § 4 Abs. 3 Satz i und 2, 

Abs. 4 
§ 4 Abs. 5 	 § 10 Abs. 4 Satz 1 und 2 
§ 5 	 § 5 
§ 6 	 § 6 
§ 7 	 § 7 
§ 8 	 § 8 
§ 9 Abs. 1 und 2 	§ 9 Abs. 1 und 2 
§ 9 Abs. 3 Satz 1 bis 3 § 9 Abs. 3 
§ 9 Abs.3 Satz 4 
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(noch Gebrauchsmustergesetz) 

Fassung vom 18. Juli 1953 Fassung des Entwurfs 

§ 10 Abs. 1 Satz 1 	§ 10 Abs. 1 
§ 10 Abs. 1 Satz 2 	§ 10 Abs. 3 
§ 10 Abs. 1 Satz 3 	§ 10 Abs. 2 
§ 10 Abs. 2 und 3 	§ 10 Abs. 3 
§ 11 	 § 11 
§ 12 	 § 12 
§ 13 	 § 13 
§ 14 	 § 14 
§ 15 	 § 15 
§ 16 	 § 16 
§ 17 	 § 17 
§ 18 	 § 18 
§ 19 	 § 19 
§ 20 	 § 20 
§ 21 	 §§ 21, 12 Abs. 1 
§ 22 	 § 22 

C. Warenzeichengesetz 

1. Gegenüberstellung der Vorschriften des Waren-
zeichengesetzes in der Fassung ,des Entwurfs und 
der Vorschriften des Warenzeichengesetzes in 
der Fassung vom 18. Juli 1953 (BGBl. I S. 645) 
unter Berücksichtigung der Vorschriften der Ver-
ordnung über das Deutsche Patentamt vom 
6. Juli 1936 (RGBl. II S. 219 - DPAVO) und 
der Vorschriften der Verordnung über Maßnah-
men auf dem Gebiet des Patent- und Waren-
zeichenrechts vom 1. August 1953 (BGBl. I S. 715 
- MaßnahmenVO) 

Fassung des Entwurfs Fassung vom 18. Juli 1953 

§ 	1 	 § 	1 
§ 2 Abs. 1 und 2 	§ 2 Abs. 1 und 2 
§ 2 Abs. 3 	 § 2 Abs. 3 Satz 1 
§ 2 Abs. 4 	 § 2 Abs. 4 
§ 2 Abs. 5 	 § 2 Abs. 6 
§ 3 	 § 3 
§ 4 Abs. 1 	 § 4 Abs. 1 
§ 4 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 	§ 4 Abs. 2 Nr. i bis 3 
§ 4 Abs. 2 Nr. 3a 
§ 4 Abs. 2 Nr. 4 bis 6 	§ 4 Abs. 2 Nr. 4 bis 6 
§ 4 Abs. 3 bis 5 	§ 4 Abs. 3 bis 5 
§ 5 Abs. 1 bis 3 	§ 5 Abs. i bis 3 
§ 5 Abs. 4 Satz 1 	§ 5 Abs. 4 Satz 1 
§ 5 Abs. 4 Satz 2 
§ 5 Abs. 4 Satz 3 	§ 5 Abs. 4 Satz 2 
§ 5 Abs.5 	 § 5 Abs. 5 
§ 5 Abs. 6 	 § 5 Abs. 6 Satz 1 bis 3 
§ 5 Abs. 7 und 8 	§ 5 Abs. 7 und 8 
§ 6 	 § 6 
§ 6a 	 § 6a 
§ 7 	 § 7 Satz 1 bis 3 
§ 8 	 § 8 
§ 9 	 § 9 
§ 10 	 § 10 
§ 11 Abs. 1 Nr. 1 	§ 11 Abs. 1 Nr. i 
§ 11 Abs. 1 Nr.  la  
§ i 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 § 11 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
§ 11 Abs. 2 bis 4 	§ 11 Abs. 2 bis 4 
§ 12 Abs. 1 	 § 12 Abs. 1 

(noch Warenzeichengesetz) 

Fassung des Entwurfs Fassung vom 18. Juli 1953 

§ 12 Abs. 2 Nr. 1 	§ 12 Abs. 2 Nr. 1 
§ 12 Abs. 2 Nr. 2 	§ 12 Abs. 2 Nr. 2 

§§ 27, 3 Abs. 2 DPAVO 
§ 12 Abs. 3 	 § 12 Abs. 3 
§ 12 Abs. 4 Satz 1 	§ 12 Abs.4 
§ 12 Abs. 4 Satz 2 	§ 2 MaßnahmenVO 
§ 12 Abs. 5 	 § 12 Abs. 5 
§ 12 Abs. 6 	 § 12 Abs. 1 i. V. m. 

§ 18 Abs. 8 Patentgesetz 
§ 13 Abs. 1 	 § 13 Abs. 1 Satz 1 
§ 13 Abs. 2 und 3 	§ 13 Abs. 1 Satz 1 und 2 
§ 13 Abs. 4 Satz 1 	§ 12 Abs. 2 Nr. 3, Abs. 6 
§ 13 Abs. 4 Satz 2 
§ 13 Abs. 5 
§ 14 	 § 14 
§ 15 	 § 15 
§ 16 	 § 16 
§ 17 	 § 17 
§ 18 	 § 18 
§ 19 	 § 19 
§ 20 	 § 20 
§ 21 	 § 21 
§ 22 	 § 22 
§ 23 	 § 23 
§ 24 	 § 24 
§ 25 	 § 25 
§ 26 	 § 26 
§ 27 	 § 27 
§ 28 	 § 28 
§ 29 	 § 29 
§ 30 	 § 30 
§ 31 	 § 31 
§ 32 	 § 32 
§ 33 	 § 33 
§ 34 	 § 34 
§ 35 	 § 35 
§ 36 	 § 36 

2. Gegenüberstellung der Vorschriften des Waren-
zeichengesetzes in der Fassung vom 18. Juli 1953 
(BGB1. I S. 645) und der Vorschriften des Waren-
zeichengesetzes in der Fassung des Entwurfs 

Fassung vom 18. Juli 1953 Fassung des Entwurfs 

§ 	1 	 § 	1 
§ 2 Abs. 1 und 2 	§ 2 Abs. 1 und 2 
§ 2 Abs. 3 Satz 1 	§ 2 Abs. 3 
§ 2 Abs. 3 Satz 2 
§ 2 Abs. 4 	 § 2 Abs. 4 
§ 2 Abs. 5 
§ 2 Abs. 6 	 § 2 Abs. 5 
§ 3 	 § 3 
§ 4 	 § 4 
§ 5 Abs. 1 bis 3 	§ 5 Abs. 1 bis 3 
§ 5 Abs. 4 	 § 5 Abs. 4 Satz 1 und 3 
§ 5 Abs. 5 	 § 5 Abs. 5 
§ 5 Abs. 6 Satz i bis 3 § 5 Abs. 6 
§ 5 Abs. 6 Satz 4 
§ 5 Abs. 7 und 8 	§ 5 Abs. 7 und 8 
§ 6 	 § 6 
§ 6a 	 § 6a 
§ 7 Satz 1 bis 3 	§ 7 
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(noch Warenzeichengesetz) 

Fassung vom 18. Juli 1953 Fassung des Entwurfs 

§ 7 Satz 4 
§ 8 	 § 8 
§ 9 	 § 9 
§ 10 	 § 10 
§ 11 	 § 11 
§ 12 Abs. 1 	 § 12 Abs. 1 
§ 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2 § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2 
§ 12 Abs. 2 Nr. 3 	§ 13 Abs. 4 Satz 1 
§ 12 Abs. 4 	 § 12 Abs. 4 Satz 1 
§ 12 Abs. 5 	 § 12 Abs. 5 
§ 12 Abs. 6 	 § 13 Abs. 4 Satz 1 
§ 12 Abs. 7 
§ 13 	 § 13 Abs. 1 bis 3 
§ 14 	 § 14 
§ 15 	 § 15 
§ 16 	 § 16 
§ 17 	 § 17 
§ 18 	 § 18 
§ 19 	 § 19 

(noch Warenzeichengesetz) 

Fassung vom 18. Juli 1953 Fassung des Entwurfs 

§ 20 	 § 20 
§ 21 	 § 21 
§ 22 	 § 22 
§ 23 	 § 23 
§ 24 	 § 24 
§ 25 	 § 25 
§ 26 	 § 26 
§27 	 §27 
§ 28 	 § 28 
§ 29 	 § 29 
§ 30 	 § 30 
§ 31 	 § 31 
§ 32 	 § 32 
§ 33 	 § 33 
§ 34 	 § 34 
§ 35 	 § 35 
§ 36 	 § 36 

§ 12 Abs. 1 i. V. m. 
§ 45a Patentgesetz 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Die Eingangsworte des Entwurfs sind wie folgt 
zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz in der Fassung des Entwurfs bedarf 
der Zustimmung des Bundesrates, da in Artikel 5 
§§ 8 und 9 ein mit Zustimmung des Bundesrates 
ergangenes Gesetz, nämlich das Gesetz zur Än-
derung und Ergänzung kostenrechtlicher Vor-
schriften vom 26. Juli 1957 (BGBl. I S. 861), förm-
lich geändert wird. Das Änderungsgesetz bedarf 
deshalb wiederum der Zustimmung des Bundes-
rates. 

Zu Artikel 1 (Änderung des Patentgesetzes) 

2. Zu § 1 Nr. 12 (§ 18 Abs. 6 PatG) 

§ 18 Abs. 6 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Für die Ausschließung und Ablehnung der 
Prüfer und der übrigen Mitglieder der Patent-
abteilungen gelten die §§ 41 bis 44, 47 bis 49 
der Zivilprozeßordnung über Ausschließung und 
Ablehnung der Gerichtspersonen sinngemäß." 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß die 
§§ 45, 46 ZPO von der sinngemäßen Anwen-
dung ausgeschlossen sind. 

3. Zu § 1 Nr. 14 (§ 22 PatG) 

§ 22 ist am Ende wie folgt zu fassen: 

„ ... soweit nicht durch Gesetz Bestimmungen 
darüber getroffen sind." 

Begründung 

Einschränkungen der Ermächtigung auf das tat-
sächlich Gewollte. 

4. Zu 1 Nr. 22 (§ 30f PatG) 

a) In § 30f Abs. 1 Satz 1 sind nach dem Wort 
„Entschädigung" die Worte „gegen den 
Bund" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung stellt klar, daß Anspruchs-
gegner in den Fällen des § 30f nur der Bund 
sein kann. Im übrigen Anlehnung an § 8 
Abs. 3 PatG. 

b) § 30f Abs. 2 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Der Rechtsweg vor den ordentlichen Ge-
richten steht offen." 

Begründung 

Die Formulierung des Entwurfs könnte den 
Eindruck erwecken, als ob die Geltendma-
chung des Anspruchs bei der zuständigen 
obersten Bundesbehörde Prozeßvorausset-
zung für eine Entschädigungsklage sei. Dies 
ist aber offensichtlich nicht gewollt. 

5. Zu § 1 Nr. 27 (§ 36b PatG) 

§ 36b ist folgender neuer Absatz 4 anzufügen: 

„ (4) Der Präsident des Patentgerichts übt 
die Dienstaufsicht über die Richter, Beamten, 
Angestellten und Arbeiter aus." 

Begründung 

Es erscheint erforderlich, die Dienstaufsicht über 
die Richter des Patentgerichts gesetzlich zu 
regeln. 

6. Zu § 1 Nr. 27 (§ 36g PatG) 

§ 36g Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Bestimmungen der §§ 172 bis 175 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes gelten entspre-
chend mit der Maßgabe, daß 

1. die Öffentlichkeit für die Verhand-
lung auf Antrag eines Beteiligten auch 
dann ausgeschlossen werden kann, 
wenn sie eine Gefährdung schutz-
würdiger Interessen des Antragstel-
lers besorgen läßt, 

2. die Öffentlichkeit für die Verkündung 
der Beschlüsse bis zur Bekanntma-
chung der Anmeldung ausgeschlossen 
ist und nach der Bekanntmachung der 
Anmeldung unter den Voraussetzun-
gen des § 172 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes oder den Voraussetzungen 
der Nummer 1 ausgeschlossen werden 
kann." 

Begründung 

Aus rechtsstaatlichen Erwägungen erscheint es 
nicht vertretbar, den Ausschluß der Öffentlich-
keit auf Antrag eines Beteiligten völlig dem 
freien Ermessen des Patentgerichts zu über-
lassen. 

7. Zu § 1 Nr. 27 (§ 36i PatG) 

36 i Abs. 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Die in Absatz 4 getroffene Regelung wird ein

-

heitlich für alle Zweige der Rechtsprechung im 
Richtergesetz erfolgen (vgl. § 14 des Entwurfs 
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eines Deutschen Richtergesetzes — BT-Druck-
sache 516). 

8. Zu § 1 Nr. 27 (§ 36m PatG) 

In § 36m Abs. 2 sind die Worte „Satz 2 Nr. 2" 
durch die Worte „Satz 4" zu ersetzen. 

Begründung 

Berichtigung eines redaktionellen Versehens. 

9. Zu § 1 Nr. 27 (§ 36 o PatG) 

§ 36 o ist wie folgt zu fassen: 

„§36o 

Eine mündliche Verhandlung findet statt, 
wenn 

1. einer der Beteiligten sie beantragt, 

2. vor dem Patentgericht Beweis erhoben 
wird (§ 41c Abs. 1) oder 

3. das Patentgericht sie für sachdienlich er-
achtet." 

Begründung 

Redaktionelle Verbesserung. 

10. Zu § 1 Nr. 27 (vor § 41a PatG) 

Vor § 41a ist in der Überschrift des 3. Unter-
abschnitts das Wort „Allgemeine" durch das 
Wort „Gemeinsame" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung erscheint mit Rücksicht darauf 
angebracht, daß der Unterabschnitt am Ende 
des Fünften Abschnitts steht. 

11. Zu § 1 Nr. 27 (§ 41n PatG) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü-
fen, ob hinsichtlich der Auslagen nicht auf das 
Gerichtskostengesetz verwiesen werden sollte. 
Dies erscheint mit Rücksicht auf die weitge-
hende Gleichgestaltung der Auslagenregelung 
im Gerichtskostengesetz und in der Kostenord-
nung sowie im Hinblick auf die in § 41 o vor-
gesehene subsidiäre Geltung der Zivilprozeß-
ordnung angebracht. 

12. Zu § 1 Nr. 27 (§ 41q PatG) 

§ 41q Abs. 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Da eine Rechtsbeschwerde nur ausnahmsweise 
in Betracht kommt, erscheint es nicht ange-
bracht, die Verfahrensrügen einzuschränken. 

13. Zu § 1 Nr. 27 (§ 41r PatG) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weite-
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen, ob in § 41r Abs. 2 Satz 2 nicht auf das 
Gerichtskostengesetz verwiesen werden sollte. 

Dies erscheint mit Rücksicht auf die weitge-
hende Gleichgestaltung der Auslagenregelung 
im Gerichtskostengesetz und in der Kostenord-
nung sowie auch deshalb angebracht, weil dann 
für sämtliche Verfahren vor dem Bundesge-
richtshof eine einheitliche Regelung hinsichtlich 
der Auslagen bestünde. 

14. Zu § 1 Nr. 27 (§ 41u PatG) 

§ 41u Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Sind an dem Verfahren über die Rechtsbe-
schwerde mehrere Personen beteiligt, so sind 
die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebe-
gründung den anderen Beteiligten mit der Auf-
forderung zuzustellen, etwaige Erklärungen 
innerhalb einer bestimmten Frist nach Zustel-
lung beim Bundesgerichtshof schriftlich einzu-
reichen." 

Begründung 

Redaktionelle Verbesserung. 

15. Zu § 1 Nr. 27 (§ 41x PatG) 

In § 41x Abs. 1 sind die Worte „denselben 
Beschwerdesenat des Patentgerichts" durch die 
Worte „das Patentgericht" zu ersetzen. 

Begründung 

Der Entwurf will ersichtlich die Zurückverwei-
sung an einen anderen Senat des Patentgerichts 
ausschließen. Hierfür genügt es, die Zurück-
verweisung an das Patentgericht auszuspre-
chen. 

16. Zu § 1 Nr. 27 (§ 42 PatG) 

a) In § 42 Abs. 1 Satz 2 sind die Worte „und 
zu begründen" zu streichen. 

Begründung 

Ein eigentlicher Begründungszwang für die 
Berufung besteht nicht. Der zwingend vor-
geschriebene Inhalt der Berufungsschrift er-
gibt sich aus § 42a PatG. 

b) In § 42 Abs. 2 ist Satz 4 zu streichen. 

Begründung 

Die Bestimmung ist gegenstandslos, da das 
Gerichtskostengesetz Vorschüsse auf Ge-
bühren in diesem Zusammenhang nicht 
kennt. 

17. Zu § 1 Nr. 27 (§ 42e PatG) 

§ 42e Abs. 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift erscheint irreführend; sie er-
weckt den Eindruck, als ob eine Beweiserhe-
bung durch andere Gerichte als das Patent-
gericht nicht zulässig wäre. 
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18. Zu § 1 Nr. 32 (§ 44a PatG) 

In § 44a Abs. 1 sind die Worte „der Antrag 
auf Einleitung des Verfahrens wegen" durch 
die Worte „die Klage auf" und die Worte „im 
Antrag" durch die Worte „in der Klage" zu er-
setzen. 

Begründung 

Notwendige Anpassung an die Terminologie 
des § 37 PatG. 

Zu Artikel 2 
(Änderung des Gebrauchsmustergesetzes) 

19. Zu § 2 Nr. 6 (§ 4 Abs. 4 GebrMG) 

In § 4 Abs. 4 Satz 1 sind die Worte „die Vor-
schriften" durch die Worte „die §§ 41 bis 44, 
47 bis 49" zu ersetzen. 

Begründung 

Vergleiche die Begründung zu Artikel 1 § i 
Nr. 12 — § 18 Abs. 6 PatG (lfd. Nr. 2). 

Zu Artikel 3 
(Änderung des Warenzeichengesetzes) 

20. Zu § 3 Nr. 23 (§ 12 Abs. 6 WZG) 

In § 12 Abs. 6 Satz 1 sind die Worte „die Vor-
schriften" durch die Worte „die §§ 41 bis 44, 
47 bis 49" zu ersetzen. 

Begründung 

Vergleiche die Begründung zu Artikel 1 § 1 
Nr. 12 — § 18 Abs. 6 PatG (lfd. Nr. 2). 

Zu Artikel 4 
(Änderung des Gesetzes über die patentamt-
lichen Gebühren) 

21. Zu § 4 Nr. 3 (§ la  PatGebG) 

In § la ist in Abschnitt A Nr. 2 das Klammer-
zitat „§ 37 Abs. 4" durch das Zitat „(§ 37 
Abs. 5)" zu ersetzen. 

Begründung  

Richtigstellung eines Schreibversehens. 

Zu Artikel 6 
(Übergangs- und Schlußbestimmungen) 

22. Zu § 11 

In § 11 Abs. 6 ist folgender neuer Absatz 6a 
einzufügen: 

„(6a) In den Fällen der Absätze 2, 4 und 5 
gilt § 41a Abs. 2 des Patentgesetzes entspre-
chend." 

Begründung 

Klarstellung, in welchem Ausmaß § 41a Abs. 2 
PatG (Ausschließung von Richtern) die in § 11 
behandelten Übergangsfälle erfaßt. 

23. Zu § 17a (neu) 

Nach § 17 ist folgender neuer § 17a einzu-
fügen: 

„§ 17a 

Die auf Grund dieses Gesetzes ergehenden 
Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates." 

Begründung 

Da es sich bei dem vorliegenden Gesetzent-
wurf um ein Zustimmungsgesetz handelt, be-
dürften die Rechtsverordnungen nach Arti-
kel 80 Abs. 2 GG der Zustimmung des Bundes-
rates. Die Mitwirkung des Bundesrates beim 
Erlaß dieser Rechtsverordnungen erscheint je-
doch nicht erforderlich. 

24. Zu § 21 

In § 21 Satz 2 sind die Worte „oder der durch 
dieses Gesetz geänderten Gesetze" zu streichen. 

Begründung 

Anpassung an die übliche Berlin-Klausel; keine 
sachliche Änderung. 
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Anlage 3 

Auffassung der Bundesregierung 

zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat mehrere Änderungen des Ent-
wurfs eines Sechsten Gesetzes zur Änderung und 
Überleitung von Vorschriften auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes vorgeschlagen, die je-
doch im wesentlichen nur redaktioneller Art sind. 
Die Bundesregierung nimmt zu diesen Änderungs-
vorschlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

1. Den Änderungsvorschlägen zu den Nr. 4 bis 10, 
12, 14 bis 16, 18, 21, 22 und 24 stimmt die Bun-
desregierung zu. 

2. Den Änderungsvorschlägen zu den Nr. 2, 19 und 
20 stimmt die Bundesregierung ebenfalls grund-
sätzlich zu. 

Sie ist jedoch der Auffassung, daß außer den in 
den Änderungsvorschlägen des Bundesrates er-
wähnten Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
auch die Bestimmung des § 45 Abs. 2 Satz 2 er-
wähnt werden muß. Die Erwähnung dieser Be-
stimmung der Zivilprozeßordnung ist erforderlich, 
um zu gewährleisten, daß es in den Fällen, in 
denen ein Prüfer des Patentamts ein Ablehnungs-
gesuch für begründet hält, einer Entscheidung 
der Patentabteilung nicht bedarf. Diese Rechts-
folge ist auch in der Bestimmung des § 18 Abs. 6 
Satz 3 des Patentgesetzes in der Fassung des 
Entwurfs vorausgesetzt. 

3. Dem Änderungsvorschlag zu Nr. 3 stimmt die 
Bundesregierung ebenfalls zu. 

Sie weist lediglich darauf hin, daß bei Annahme 
dieses Änderungsvorschlages des Bundesrates in 
gleicher Weise auch § 21 des Gebrauchsmuster-
gesetzes und § 36 des Warenzeichengesetzes ge-
ändert werden sollten. 

4. Die Bundesregierung hält die Erwägungen, die 
den Bundesrat veranlaßt haben, in Nr. 17 seiner 
Vorschläge die Streichung des § 42e Abs. 2 des 
Patentgesetzes in der Fassung des Entwurfs vor-
zuschlagen, für zutreffend. Sie hält jedoch eine 
Streichung dieser Bestimmung nicht für zweck-
mäßig, weil in diesem Falle gemäß § 157 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes ein Rechtshilfe

-

ersuchen nur an das Amtsgericht, in dessen Be-
zirk die Amtshandlung vorgenommen werden 
soll, und nicht statt dessen auch an das Patent-
gericht gerichtet werden könnte, das im einzel

-
nen Fall vielfach die größere Sachkunde besit-
zen wird. Die Bundesregierung schlägt deshalb 
vor, den Erwägungen des Bundesrates dadurch 
Rechnung zu tragen, daß § 42e Abs. 2 des Patent-
gesetzes in der Fassung des Entwurfs wie folgt 
gefaßt wird: 

„(2) Beweise können auch durch Vermittlung 
des Patentgerichts erhoben werden." 

5. Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zu 
den Nr. 1 und 23 vermag sich die Bundesregie-
rung nicht anzuschließen. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß das Ge-
setz in der Fassung des Entwurfs schon wegen 
der in Artikel 5 §§ 8 und 9 vorgesehenen förm-
lichen Änderung des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung kostenrechtlicher Vorschriften vom 
26. Juli 1957 (BGBl. I S. 861) seiner Zustimmung 
bedürfe. Diese Auffassung wird von der Bun-
desregierung nicht geteilt. Die Bundesregierung 
hat seit jeher die Auffassung vertreten, daß die 
Änderung eines Gesetzes, das mit Zustimmung 
des Bundesrates erlassen worden ist, nur dann 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, wenn 
sich die Änderung auf solche Vorschriften be-
zieht, die die Zustimmungsbedürftigkeit des zu 
ändernden Gesetzes begründet haben oder mit 
solchen Vorschriften in einem untrennbaren Zu-
sammenhang stehen. Dies ist bei der durch den 
Entwurf vorgesehenen Änderung des Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung kostenrechtlicher 
Vorschriften vom 26. Juli 1957 nicht der Fall. 
Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich nach 
Auffassung der Bundesregierung auch nicht aus 
anderen Vorschriften des Entwurfs. 

Da das Gesetz in der Fassung des Entwurfs nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, ist auch die 
vom Bundesrat zu Nr. 23 vorgeschlagene aus-
drückliche Bestimmung darüber, daß die auf 
Grund des Gesetzes ergehenden Rechtsverord-
nungen nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedürfen, nicht erforderlich. 

6. Die unter den Nr. 11 und 13 der Vorschläge des 
Bundesrates empfohlene Prüfung wird die Bun-
desregierung vornehmen. 


